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Vorwort

Arbeit auBerhalb des Betriebes ist vielfdltig. Montage, mobiler Gesundheits- und Sozialdienst, Kunden-
beratung vor Ort, Versicherungs-AuBendienst, Handelsvertretung, Fahrverkauf, Kundendienst, Dienst-
reise oder Auslandsentsendung - diese Liste ist noch lange nicht vollstandig: Alle gehdren zu einer in
Osterreich etwa 300.000 Beschaftigte umfassenden und jahrlich gréBer werdenden Gruppe von Arbeit-
nehmerInnen, deren beruflicher Mittelpunkt nicht der Betrieb Ihres Arbeitgebers ist.

Werkhallen, Blros oder Wohnungen von Kunden, Baustellen, StraBen, Bahnhotfe, Autos, Flugpldtze,
manchmal die eigenen vier Wande sind die Arbeitsplatze. So unterschiedlich die verschiedenen Berufe
sind, es gibt auch viele gemeinsame Fragen, Aufgaben, Probleme und Interessen aller auBerhalb des
Betriebes Tatigen. Und es gibt Unterschiede, bei denen es sich lohnt, sich auszutauschen und voneinan-
der zu lernen. Die Kommunikation stellt ein zusatzliches Problem dar.

Auf Initiative der Interessengemeinschaft IG EXTERNAL haben vor funf Jahren sechs Gewerkschaften
im OGB - Agrar-Nahrung-Genuss, Druck-Journalismus-Papier, Chemiearbeiter, Hotel-Gastgewerbe-Per-
sbnliche Dienste, Metall-Textil und Privatangestellte in einem gemeinsamen Projekt unter dem Motto
»Airbags fir Arbeit auBerhalb des Betriebes« umfangreiche Informations- und Beratungsunterlagen
erarbeitet.

Jetzt wurde diese Broschire griindlich Gberarbeitet und aktualisiert.

Unser Dank gilt dabei allen BetriebsratInnen und Gewerkschaftsmitgliedern, die uns ihre betrieblichen
oder einzelvertraglichen Vereinbarungen zur Verfligung gestellt und damit zu diesem Projekt beigetra-
gen haben.

Ihre Gewerkschaft und Ihr Betriebsrat helfen Ihnen mit Information und Beratung zu Ihrem Kollektiv-
vertrag und zu betrieblichen Vereinbarungen weiter, Ihre Interessen durchzusetzen, weil Ihr Recht auch
auBerhalb des Betriebes Recht bleiben muss. Ebenso steht Ihnen die Interessengemeinschaft IG EXTER-
NAL, die sich als offenes Netzwerk versteht, flir zusadtzliche Information und Erfahrungsaustausch tber
Berufe, Branchen und Regionen hinweg zur Verfiigung. Wir ersuchen Sie, diese Interessengemeinschaft
Ihren KollegInnen bekannt zu machen.

Unterlagen leben von Ihrer praktischen Umsetzung. Wir laden Sie ein, uns Ihre persdnlichen Erfahrun-
gen, kreativen betrieblichen Regelungen bzw. auftretende Probleme mitzuteilen und uns auch Hinweise
zu geben, wie wir die vorliegenden Materialien weiterentwickeln und erganzen kénnen, damit sie noch
praxisgerechter werden. Daflir stehen Ihnen alle KollegInnen des »Airbags«-Teams als Ansprechpartne-
rInnen zur Verfiigung.
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1. LEXIKON

ABSCHLUSSVERTRETERINNEN

Das ist ein/e Handlungsbevollmachtigte/r im Sinne des Handelsgesetzbuchs (HGB). Er/sie kann im Namen
des Arbeitgebers der Arbeitgeberin Geschafte abschlieBen, kann idR auch den Kaufpreis kassieren bzw.
Zahlungsfristen einrdumen und kann Méngelrigen entgegen nehmen.

siehe auch PROVISION

ABSCHLUSSVERMITTLERINNEN siehe VERMITTLUNGSAGENTINNEN

ALL-INCLUSIVE-ARBEITSVERTRAGE

Mit einem Gesamtgehalt (All-inclusive-Gehalt) werden alle Arbeits- und Reisezeiten sowie Mehr- und Uberstun-
den und manchmal auch andere Vergitungen wie Aufwandsentschadigungen pauschal abgegolten. Gesetz-
liche und kollektivvertragliche Standards dirfen nicht unterschritten werden.

Zusammen mit |G Professional hat IG External eine umfangreiche Informationsbroschire zu diesem heiklen
Thema herausgegeben. (Flexible Arbeitszeiten (2018): Fair sozial und gesundheitsvertraglich gestalten.)

UBERLASSENE ARBEITNEHMERINNEN

Uberlassene Arbeitnehmerinnen kénnen entweder vom Uberlasser selbst auf Dienstreisen geschickt werden
(nédmlich zu weit entfernten Beschaftigerbetrieben), oder aber vom Beschaftiger.

Laut § 26 Z 4 EsiG liegt eine Dienstreise vor, wenn Arbeitnehmerlnnen Gber Auftrag des Arbeitgebers den
Dienstort (Buro, Betriebsstatte, Werksgelénde, Lager usw.) zur Durchfihrung von Dienstverrichtungen verlas-
sen oder so weit weg von ihrem stdndigen Wohnort (Familienwohnsitz) arbeiten, dass ihnen eine tagliche
Rickkehr an ihren standigen Wohnort (Familienwohnsitz) nicht zugemutet werden kann.

Die Dienstreise
In vielen Kollektivvertragen gibt es eigene Bestimmungen zu Dienstreisen und Vergitung von Dienstreisen.

Fir Angestellte im Bereich der Arbeitskraftetberlassung ist zu allererst der giltige Kollektivvertrag festzustel-
len, da der Begriff der Dienstreise je nach Kollektivvertrag variieren kann.

Fachverband der gewerblichen Dienstleister

Falls der Arbeitskraftetberlasser, dem Fachverband der gewerblichen Dienstleister angehort, gilt die Rege-
lung des §10 (7) des Kollektivvertrags fir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in
Information und Consulting.
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,a) Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte zur Ausfihrung eines ihm erteilten Auftrages
seinen Dienstort voribergehend verlasst. Soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist gilt als
Dienstort der Standort des Beschaftigerbetriebes.

b) Bei Arbeiten auflerhalb des Beschaftigerbetriebes gelten die diesbeziiglichen Regelungen des im
Beschaftigerbetrieb auf vergleichbare Angestellte anzuwendenden Kollektivvertrages auch fir tber-
lassene Angestellte.”

Kollektivvertrag fiir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting §10 (7) a)-b).

J

Kollektivvertrag fir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consul-
ting, Kein Kollektivvertrag oder im Uberlasserbetrieb beschéftigt

Bei Uberlassung in Betriebe, in denen fir vergleichbare Angestellte kein Kollektivvertrag anzuwenden ist,
und fir Angestellte, die im Uberlasserbetrieb selbst beschaftigt werden, gelten die Bestimmungen des Kollek-
tivvertrags fir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting

8§10 (1)-6).

-

,Eine Dienstreise liegt vor, wenn der Angestellte zur Ausfihrung eines ihm erteilten Auftrages seinen
Dienstort verlasst.”, Als Dienstort im Sinne dieser Bestimmung gilt auBerhalb von Wien ein Tatigkeits-
gebiet im Umkreis von 12 StraBenkilometern von der Betriebsstatte als Mittelpunkt gerechnet, aber
jedenfalls das Gemeindegebiet. Als Gemeindegebiet von Wien gelten die Bezirke 1 bis 23.”

Kollektivvertrag fiir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung, in Information und Consulting §10 (1) a) & b).

J

Keine Dienstreise liegt jedoch vor, wenn Gberlassene Arbeitnehmerlnnen stets bei einem Kunden/einer Kundin
(Beschaftiger) arbeiten und nicht beim Uberlasser. Es handelt sich dabei um die ibliche Fahrt zum Arbeits-
platz, deren Kosten jede/r Arbeitnehmerln selbst zu tragen hat.

Anspruch auf Tages-und Néchtigungsgelder

Wird ein Einsatz aufgetragen, der vom Wohnort des/der iberlassenen Angestellten so weit entfernt liegt,
dass untypisch hohe Fahrtkosten anfallen oder die tagliche Rickkehr unzumutbar ist, muss der Uberlasser
die entstehenden Kosten ersetzen. Steuerrechtlich liegt Unzumutbarkeit der taglichen Rickkehr vor, wenn
der Wohnsitz vom Beschaftigungsort mehr als 120km entfernt ist. (Hinweis: Immer etwaige abweichende
Bestimmungen im jeweiligen, bei der Uberlassung zur Anwendung kommenden Kollektivvertrag beachten.)

Fahrkosten stadtischer Verkehrsmittel muss der/die Arbeitnehmerln selbst tragen. Fir diesen Fall sollten To-
ges- und Néachtigungsgelder vereinbart werden — sonst muss der tatsachliche Aufwand genau belegt werden.
Solche Tagesgelder sind bis zu € 26,40 pro Tag lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei, Nachtigungsgelder
bis zu € 15, hdhere Nachtigungskosten, wenn ein Beleg vorliegt und die tagliche Rickkehr an den Wohnort
unzumutbar ist. In diesem Fall besteht die Befreiung bis zu sechs Monate lang.

Fir Uberlassene Arbeiterinnen legt der Kollektivvertrag fir das Gewerbe der Arbeitskrafteiberlassung (KVAU)
fest, dass bei Uberlassung in Betriebe, die mehr als 60km vom Wohnort entfernt sind, die Fahrtkosten ersetzt
werden missen; ist der Betrieb mehr als 120km vom Wohnort entfernt und eine Néchtigung angeordnet,
besteht ebenso Anspruch auf ein Taggeld von € 26,40 und Nachtigungsgeld von € 15 (Ersatz hdhere
Ndachtigungskosten gegen Beleg). Dasselbe gilt unabhéngig von der Entfernung wenn die tégliche Rickkehr
unzumutbar, ab 1 %2 Stunden Ubersteigenden Fahrtzeit in eine Fahririchtung, ist und die Néchtigung durch
Beleg nachgewiesen wird.

Dienstreise

Wird der/die Uberlassene Arbeitnehmerln vom Beschaftiger auf eine Dienstreise, auswartige Montage usw.
geschickt, so besteht Anspruch auf alle Entgelte, die der jeweils fir den Beschéftiger geltende Kollektivvertrag
vorsieht (Wegzeitvergitungen, Montagezulagen efc.)

Die Hohe der zustehenden Tages- und Néchtigungsgelder ist fir tberlassene Arbeiterlnnen im KVAU gere-
gelt, iberlassene Angestellte, deren Arbeitskréfteiiberlasser dem Fachverband der gewerblichen Dienstleister
angehdrt, haben gemaf Kollektivvertrag fir Angestellte im Handwerk und Gewerbe, in der Dienstleistung,
in Information und Consulting Anspruch auf jene Tages- und Néachtigungsgelder, die fir vergleichbare Ange-
stellte laut dem jeweiligen Kollektivvertrag des Beschaftigers zu zahlen sind.

Der KVAU sieht auBBerdem fir Arbeiterlnnen bei Entsendung durch den Beschdftiger ins Ausland vor, dass
fir effektive Reisezeit aufderhalb der Normalarbeitszeit auch der Stundenlohn (Akkord- bzw. Pramiendurch-
schnittslohn) ohne Zulagen und Zuschlage gebihrt. (KVAU VI 9.)

Hinweis: In der Broschire ZAK - die Broschire fir Zeitarbeitskréfte der Interessengmeinschaft IG Flex wird
dieses Thema noch einmal ausfihrlich behandelt.

ARBEITSMITTEL

Eines der Wesensmerkmale des Arbeitsverhdlinisses ist die Einbindung des/der Arbeitnehmer(s)in die Be-
triebsorganisation des/der Arbeitgeber(s)in und daraus folgend die Verrichtung der Arbeit mit Gerdtschaften
und Arbeitsmitteln des/der Arbeitgeber(s)in. Gerade in diesem Punkt unterscheidet sich der Arbeitsvertrag
vom Werkvertrag. Die Bereitstellung und Finanzierung der Arbeitsmittel ist Teil des Unternehmerrisikos. Die
Uberwalzung dieses Risikos auf die Arbeitnehmerlnnen ist sittenwidrig und somit rechtsunwirksam. Nach
standiger Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes (OGH) ist die Arbeit grundsdtzlich mit den Mitteln
des/der Arbeitgeber(s)in zu verrichten.

Tl P P . Private Arbeitsmittel sind steverlich absetzbar, wenn sie fast ausschlieBlich beruflich

« genutzt werden und zur Ausibung des Berufes notwendig sind. Werkzeuge und Ar-
beitsmittel, die weniger als EUR 400, kosten, werden in dem Kalenderjahr abgesetzt, in dem sie an-
geschafft wurden. Ubersteigt deren Nutzungsdauer ein Jahr und sind die Anschaffungskosten hsher
als EUR 400,~, kdnnen sie nur verteilt Uber die gewdhnliche Nutzungsdauer abgeschrieben werden
(AfA). Bei Computern nimmt das Finanzamt einen Privatanteil von 40% an. Erfolgt der Nachweis
einer ausschlieBlich betrieblichen Nutzung, sind Arbeitsmittel auch zu 100% abschreibbar.




ARBEITNEHMERINNENSCHUTZ

Das derzeit giltige Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz 1995 i.d.l.g. Fassung (ASchG 95) und die daraus re-
sultierenden Verordnungen, sowie die damit im Zusammenhang stehenden Gesetze (Arbeitszeitgesetz, Mut-
terschutzgesetz etc.) sind fir die im klassischen AuBBendienst stehenden Arbeitnehmerlnnen, kaum bzw. nur
bedingt anwendbar. Dies deshalb, da die vorher angefihrten Gesetze und Verordnungen im besonderem
nur den Begriff bzw. die Begriffe Arbeitsstatte, Baustelle, auBerhalb des Betriebes gelegene Arbeitsstatte,
Montageort, etc. erwdhnen bzw. in Anwendung bringen.

Der/Die klassische Arbeitnehmerln im Auflendienst hat einen, méglicherweise mehrmals am Tag wechseln-
den Arbeitsplatz (Arbeitsstatte, z. B. Kraftfahrzeug — Kundenwohnung — eigene Betriebsstatte, meist ein Biro
oder nur ein Schreibtisch als Arbeitsplatz - &ffentliches Verkehrsmittel — Kraftfahrzeug).Daraus ist abzuleiten,
fir den/die Arbeitnehmerln im AuBBendienst ist das Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz 1995 i.d.l.g. Fassung
(ASchG 95) nicht wirklich ein Schutz. Es ist daher fir die rechtliche Absicherung, insbesondere fir Arbeitsun-
falle, plotzliche Erkrankungen in der Form vorzusorgen, dass die Bestimmungen des ASVG (im besonderem
bei Arbeitsunfdllen mit nachfolgender Erwerbsunfahigkeit) zur Anwendung kommen. Dies kann bei der ge-
genwartigen Rechtsanwendung nur dadurch erreicht werden, wenn ordentliche umfassende Arbeitsvertrage,
die auf die Bestimmungen des Angestelltengesetzes, das Arbeitsverfassungsgesetz und auf das Allgemeine
Burgerliche Gesetzbuch verweisen, mit dem Arbeitgeber abgeschlossen werden.

In Zusammenhang mit dem Arbeitnehmerlnnenschutz im AuBendienst sei aber auch darauf hingewiesen, dass
der Verantwortlichkeit des Arbeitgebers fir seine Arbeitnehmerlnnen die im AufBendienst tétig sind, insofern
Grenzen gesetzt sind, da eine Einflussnahme in Sachen Arbeitnehmerlnnenschutz nicht immer méglich ist.

Anmerkung: Bei Rechtsstreitigkeiten (Nicht nur den Arbeitnehmerlnnenschutz betreffend) zwischen Arbeit-
geberln und Arbeitnehmerlnnen im AuBendienst greifen die zustdndigen Gerichte vermehrt auf das ABGB
zuriick.

Tl P P . DieFirsorgepflicht des/der Dienstgeber(s)in (§1157 ABGB, §18 AnG) regelt, dass

o dieser die Dienstleistungen so zu regeln hat, dass Leben und Gesundheit des/
der Dienstnehmer(s)in geschitzt werden. AuBerdem sind Dienstgeber, Dienstgeberinnen dazu ver-
pflichtet, die fur die Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmerlnnen bestehenden Gefahren zu
ermitteln, zu beurteilen und entsprechende Mafinahmen zur Beseitigung zu ergreifen. Hierfir kann
auch das Arbeitsinspektorat herangezogen werden.

ARBEITSORT

Zum wesentlichen Inhalt der Arbeitspflicht gehdrt der Ort, an dem die Arbeitsleistung zu erbringen ist. Er er-
gibt sich meist schlussig aus dem Standort des Betriebes bei Vertragsabschluss. Bei mehreren Betrieben inner-
halb eines Unternehmens wird - falls nicht explizit einer genannt wird - der »Hauptsitz« des Unternehmens als
Betriebsstandort gelten. Der Dienstzettel gemaf3 § 2 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG) hat un-
ter anderem auch den gewdhnlichen Arbeitsort oder einen Hinweis auf wechselnde Arbeitsorte zu enthalten.

Es kdnnen sich aus Natur und Zweck des Arbeitsverhdltnisses - etwa bei Monteurlnnen, mobilen Kran-ken-
diensten, Vertreterinnen oder Chauffeurlnnen - auch wechselnde Arbeitsorte innerhalb bestimmter Bereiche
ergeben. Fir Arbeitnehmerlnnengruppen, die typischerweise wechselnde Arbeits(Einsatz)orte haben, kénnen
Einschrénkungen im Arbeitsvertrag (Dienstzettel) vereinbart werden. So kann ein/e Versicherungsvertreterin

seine/ihre wechselnden Arbeitsorte auf bestimmte Bundesldnder beschrdnken oder ein/e Monteurln Aus-
landsdienstreisen génzlich ausschlieBen. Fir standige AuBendienstmitarbeiterlnnen (Monteurlnnen) stellt die
Verlegung des Betriebsstandortes keine Versetzung dar, soweit die Verlegung innerhalb der vereinbarten
Arbeitsorte liegt.

=> Sind Arbeitsorte vereinbart, so kann eine Ausdehnung bzw. Veranderung dieser Arbeitsorte nur mit Zu-
stimmung des betroffenen Arbeitnehmer(s)in erfolgen. Verlangt ein Kollektivvertrag fir die Bestimmung
einer Dienstreise (Montage) die Festlegung eines standigen Betriebes, so ist dieser im Dienstzettel und
gegebenenfalls im Arbeitsvertrag festzuhalten.

Der Dienstort bzw. Einsatzort ist nicht immer ident mit dem Wohnort und dem Firmensitz. Der Dienstort muss
im Dienstvertrag konkret vereinbart bzw. im Dienstzettel festgehalten werden. Dienstwege und Dienstreisen
gehen - sofern nichts anderes vereinbart ist - immer vom Dienstort aus. Fahrten zwischen Wohnort und
Dienstort z&hlen nicht zu Dienstreisen.

EU Verordnung

Europdische Firmen, die innerhalb der EU agieren, haben oftmals entsandte AuBendienstmitarbeiterinnen,
die fernab vom eigentlichen Firmensitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat groBe regionale RGdume betreuen.
Hier gilt: Sozialversicherung und Steuern sind am Einsatzort fallig.

Fur Streitigkeiten zwischen Arbeitgeberlnnen und Arbeitnehmerlnnen wegen Anspriichen aus dem Arbeitsver-
trag gibt es klare Regelungen: Welches Gericht fir ein Verfahren zustandig ist, regelt Art 20 ff der VO (EG)
Nr 1215/2012. Ein/e Arbeitgeberln, der seinen/ihren Wohnsitz in der EU hat, kann vor den Gerichten des
EU-Wohnsitz-Mitgliedstaats des/der Arbeitgebersin verklagt werden; oder vor dem Gericht des EU-Ortes,
an dem oder von dem aus der/die Arbeitnehmerln gewdhnlich seine/ihre Arbeit verrichtet oder zuletzt
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gewohnlich verrichtet hat, oder wenn der/die Arbeitnehmerln seine/ihre Arbeit gewdhnlich nicht in ein und
demselben Staat verrichtet oder verrichtet hat, vor dem Gericht des Ortes, an dem sich die Niederlassung,
die den/die Arbeitnehmeln eingestellt hat, befindet oder befand.

Tl P P Sollte sich im Arbeitsvertrag eine andere Regelung befinden, empfehlen wir eine
Abklarung bei der zustandigen Gewerkschaft, ob diese giltig ist.

Tl P fir Betriebsrétinnen: Zu beachten ist jedenfalls die Mitbestimmung des/der Betriebs-
ratin bei (verschlechternden) Versetzungen gemdf3 § 101 Arbeitsverfassungsgesetz
(ArbVG). Liegt eine dauernde Versetzung (iber 13 Wochen) vor und ist mit dieser Versetzung eine
Verschlechterung der Entgelt- oder sonstigen Arbeitsbedingungen verbunden, so bedarf es zu ihrer
Rechtswirksamkeit der Zustimmung des Betriebsrates im Vorhinein. Dies auch dann, wenn die Ver-
setzung durch den Einzelarbeitsvertrag gedeckt ist. Fir die steverrechtliche Betrachtung gilt grund-
satzlich die Legaldefinition des Einkommensteuergesetz (EStG) soweit ein Kollektivvertrag nicht einen
eigenen Dienstreisebegriff definiert und in diesem der steuerrechtliche Dienstort festgelegt wird.

ARBEITSVERHALTNIS

Ein Arbeitsverhdlinis liegt vor, wenn eine Person (Arbeitnehmerln) ihre/seine Arbeitskraft zur Verfigung stellt
und dabei unter der Leitung einer anderen Person (Arbeitgeberln oder Stellvertreterln) in persénlicher oder
wirtschaftlicher Abhdangigkeit tatig ist. Arbeitnehmerlnnen sind im Rahmen ihres Arbeitsverhdltnisses zeit-,
orts- und weisungsgebunden. Es besteht sozialversicherungsrechtliche Vollversicherung (d. h. Pflichtversiche-
rung in der Unfall- Pensions- Kranken- und Arbeitslosenversicherung), sofern keine geringfigige Beschaftigung
vereinbart wurde. Der/die Arbeitgeberln fihrt die Lohnsteuer ab. Gegeniiber dem Finanzamt bleibt der/die
Arbeitnehmerin Lohnsteuerschuldner.

Tl P P fur Betriebsrdtinnen: Aufpassen bei Prifungen durch Sozialversicherung und Finanz-
amt, dass nicht ein Vergleich zu Lasten der Beschaftigten geschlossen wird, ohne
dass diese die Maglichkeit der Mitsprache haben.

ARBEITSVERTRAG

Der Abschluss eines Arbeitsvertrages kann mindlich, schriftlich oder durch schlissige Handlungen erfolgen.
Einige Vertrage (z. B. Lehrvertrage) und Absprachen (z. B. Regelungen betreffend Diensterfindungen) be-
dirfen der Schriftlichkeit um giltig zustande zu kommen. Aus Beweisgriinden ist es aber stets ratsam, die
schrifliche Form zu wdhlen. Beim Arbeitsvertrag verpflichtet sich der/die Arbeitnehmerln zur Erbringung
einer Arbeitsleistung, der/die Arbeitgeberln zur Bezahlung eines Lohnes oder Gehaltes. Der Arbeitsvertrag
ist gebihrenfrei. Der schriftlich zur Unterzeichnung vorgelegte Arbeitsvertrag sollte vor der Unterzeichnung
genau durchgelesen werden.

Folgende Punkte sind dabei von besonderer Bedeutung:

® Bestimmungen Uber die Probezeit (hdchstens 1 Monat),

® Versetzbarkeit, sowohl Dienstort als auch Dienstverwendung,

e Uberstundenregelung,

e Konkurrenzklausel,

* Kindigungsfristen und Termine,

e Verpflichtung die Ausbildungskosten zuriickzuzahlen,

e Vereinbarung iber eine einseitige Anderung der Lage der Arbeitszeit

® das Grundgehalt/lohn muss betragsmaBig ausgewiesen werden

Wenn Unklarheiten bestehen, sollte die Beratung der zustandigen Gewerkschaft in Anspruch genommen
werden. (ERLAUTERUNG der genannten Punkte siehe diese Broschiire)

ARBEITSZEIT - LENKZEIT

Das Arbeitszeitgesetz (AZG) enthdlt bestimmte Regelungen fir Lenkerlnnen von Kraftfahrzeugen (§ 13ff
AZG). Unter Kraftfahrzeugen versteht das AZG Personenkraftfahrzeuge, Kraffahrzeuge zur Giterbeforde-
rung sowie Kraftfahrzeuge zur Personenbeférderung. Die Arbeitszeit fir Lenkerlnnen umfasst die Lenkzeiten,
die Zeiten fir sonstige Arbeitsleistungen und die Zeiten der Arbeitsbereitschaft ohne die Ruhepausen (§ 14
AZG).

Innerhalb der zulassigen Arbeitszeit darf die gesamte tagliche Lenkzeit zwischen zwei Ruhezeiten 8 Stunden
nicht Gberschreiten. Innerhalb einer Woche darf die gesamte Lenkzeit 48 Stunden nicht Gberschreiten. Durch
den Kollektivvertrag oder fir Betriebe, fir die kein Kollektivvertrag wirksam ist, die Betriebsvereinbarung,
kann eine Verlangerung der wochentlichen Lenkzeit bis auf 56 Stunden zugelassen werden. Innerhalb eines
Zeitraumes von zwei aufeinander folgenden Wochen darf die Lenkzeit 90 Stunden nicht Gberschreiten.

Nach einer Lenkzeit von héchstens 4 Stunden ist eine Lenkpause von mindestens 30 Minuten einzulegen.
Fir Lenkerlnnen von Kraftfahrzeugen zur Giterbeférderung (Gber 3,5 Tonnen) oder zur Personenbeférderung
(mehr als @ Personen) gilt, dass nach spatestens 4 V2 Stunden eine Lenkpause von mindestens 45 Minuten ein-
zulegen ist. Auch von diesen Bestimmungen kann durch den Kollektivvertrag Abweichendes geregelt werden.
Lenkerlnnen von Kraftfahrzeugen haben einen Anspruch auf eine tagliche Ruhezeit. Diese betragt innerhalb
eines Zeitraumes von 24 Stunden 11 Stunden (§ 15a AZG).

Lenkerlnnen dirfen nicht nach MaBBgabe der zuriickgelegten Strecke oder der Menge der beférderten Giter
entlohnt werden. Dies gilt nicht nur fir den Lohn, sondern auch fir Pramien und Zuschlage fir diese Fahrt-
strecken oder Gitermengen (§ 15¢ AZG). Zweck des Verbotes ist es, den Anreiz zur Nicht-Einhaltung von
Arbeitszeitvorschriften bzw. zur Nichteinhaltung der StraBBenverkehrsordnung zu unterbinden.

Der Gesetzgeber regelt in § 15¢c Abs. 2 AZG, dass fir Schadenersatz und Regressanspriiche zwischen Ar-
beitgeberlnnen und Lenkerlnnen - bei Vorliegen einer unzulassigen Entgeltvereinbarung - ein Grund fir die
Minderung oder dem génzlichen Ausschluss von Ersatz- oder Regressanspriichen im Sinne des § 2 Dienstneh-
merhaftplichtgesetz (DNHG) vorliegen kann.




AUSBILDUNGSKOSTEN

Unter Ausbildungskosten versteht man die vom/von der Arbeitgeberln tatsdchlich aufgewendeten Kosten fir
jene erfolgreich absolvierte Ausbildung, die dem/der Arbeitnehmerln Spezialkenntnisse theoretischer und
praktischer Art vermittelt, die dieser auch bei anderen Arbeitgeberninnen verwerten kann. Es kommt nicht da-
rauf an, ob die Spezialkenntnisse tatsachlich bei einem/r anderen Arbeitgeberln verwendet werden, sondern
nur darauf, dass sie verwendet werden kdnnten und damit auch die Erwerbschancen hdher sind.

Das geschieht in der Weise, dass sich der/die Arbeitnehmerln verpflichtet, die Ausbildungskosten unter be-
stimmten Voraussetzungen z. B. bei DienstnehmerIn-Kindigung, bei unberechtigtem vorzeitigen Austritt oder
bei begrindeter Entlassung zuriickzuerstatten.

Voraussetzung fir die Rickforderung ist immer eine Vereinbarung! Derartige Vereinbarungen sind innerhalb
bestimmter Grenzen (Hdhe, zeitliche Begrenzungen) grundsatzlich zulassig.

Einschulungen am Arbeitsplatz und auf Arbeitsgerdte sind davon grundsatzlich ausgeschlossen.

Erwirbt der/die Dienstnehmerln Kenntnisse und Fahigkeiten theoretischer und praktischer Art, die allgemein
auch in anderen Unternehmen verwertbar sind so handelt es sich bei den dem/der Dienstgeberln entstande-
nen Kosten um Ausbildungskosten, die vom/von der Arbeitgeberln zumindest teilweise rickforderbar sind.

Wichtig: Es sind nur die fatsdchlichen Kosten rickforderbar d.h. nur jene Auslagen des Arbeitgebers, die
dieser Uber seine Verpflichtungen aus dem Arbeitsvertrag hinaus aufgewendet hat.

2> NEU ab 1.1.2016

Kein Ausbildungskostenriickersatz nach mehr als 4 Jahren und bei fehlender Aliquotierung (§ 2d Abs. 3 Z 2
und Z 3 AVRAG, ab 1.1. 2016 neu abgeschlossenen Vereinbarungen)

Kein Riickersatz insbesondere dann, wenn

a) das Arbeitsverhéltnis mehr als 4 Jahre (in der Judikatur gibt es auch Einzelféllen von weniger als 4 Jahren),
in besonderen Fallen (zB Pilotlnnen, da deren Ausbildung besonders kostspielig ist) mehr als 8 Jahre nach
dem Ende der Ausbildung oder vorher durch Fristablauf (Befristung) geendet hat, und

b) die Hohe der Rickerstattungsverpflichtung nicht aliquot, berechnet fir jedes zuriickgelegte Monat vom
Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung bis zum Ende der zuldssigen Bindungsdauer, vereinbart wird.

Aus der Verpflichtung zur Rickzahlung darf sich keine einseitige Benachteiligung des Kindigungsrechtes
ergeben. Ein MaBigungsrecht beziglich der Hohe ergibt sich aus dem Zivilrecht. Dabei ist unter Prifung
der Arbeitnehmerlnnen- und Arbeitgeberlnnen-Position eine Interessensabwégung vorzunehmen. Dabei wird
geprift, ob eine Verletzung rechtlich geschiitzter Interessen des/ der Dienstgeber(s)in vorliegt und ob die
Erfillung fir den/die Arbeitnehmerln eine unverhalinismaBig hohe Belastung darstellt und zumutbar ist.

Das Kindigungsrecht der Arbeitnehmerlnnen kann durch Rickzahlungsverpflichtungen (z. B. von Ausbil-
dungs- oder Werbekosten des/ der Arbeitgeberln) in unzumutbarer Weise beeintrachtigt werden. Aus dem
allgemeinen Arbeitsrecht ist ein Verbot inadaquater Betriebsbindung ableitbar. Dauer und Hohe der Rickzah-
lungsverpflichtung werden am Nutzen fir die Arbeitnehmerlnnen gemessen. Die Héhe der Er-satzpflicht muss
in Relation zum Entgelt stehen. Dabei ist auch das durch die Ausbildung nun erhdhte Entgelt aus einem neu
abgeschlossenen Dienstvertrag der Arbeitnehmerlnnen zu beriicksichtigen. Unzuléssig sind derartige Verein-

barungen bei befristetem Arbeitsverhdlinis, bei Dienstgeber-Kindigung, einem Dienstverhaltnis auf Probe und

bei Lehrverhdltnissen.

Siehe auch EINSCHULUNGSKOSTEN

AUSLANDSENTSENDUNG

Eine Auslandsentsendung liegt vor, wenn ein/e Arbeitnehmerln, der iiblicherweise in Osterreich beschaftigt
ist, voribergehend im Ausland tatig werden soll, wobei beabsichtigt ist, dass er/sie nach einer gewissen Zeit
wieder zuriickkehrt. Wéhrend der voribergehenden Auslandstatigkeit besteht weiterhin eine arbeitsrechtliche
Bindung zum/zu der &sterreichischen Arbeitgeberln, der/die seine/ihre Geschaftstatigkeit gewdhnlich in Os-
terreich ausiibt. Entscheidend ist, dass der/die Arbeitnehmerln nicht ausschlieflich fir den Auslandseinsatz
beschaftigt wird.

Das Europdische Schuldvertrags-Ubereinkommen (EVU) regelt bei Arbeitsrechtsfallen mit Auslandsberihrung
die grundsatzlich freie Rechtswahl der Parteien. Die Vertragspartner kdnnen die Rechtswahl fir ihren ganzen
Vertrag oder nur fir einen Teil desselben treffen und jederzeit vereinbaren, dass der Vertrag nach einem an-
deren Recht zu beurteilen ist als dem, das zuvor fir den Vertrag maf3gebend war.

Es ist auch grundsatzlich méglich, keine Rechtswahl zu treffen. Dann ergeben sich mehrere Varianten:

a) Der Arbeitsvertrag unterliegt dem Recht des Staates, in dem der/die Arbeitnehmerln in Erfillung des Ver-
trages gewdhnlich seine/ihre Arbeit verrichtet, selbst wenn er/sie voribergehend in einen anderen Staat
entsandt ist.

b) Er unterliegt dem Recht des Staates, in dem sich die Niederlassung befindet, die der/die Arbeitnehmerln
eingestellt hat, sofern diese/r seine/ihre Arbeit gewdhnlich nicht in ein und demselben Staat verrichtet.

c) Wenn sich aus der Gesamtheit der Umstande ergibt, dass der Arbeitsvertrag oder das Arbeitsverhdlinis
engere Verbindungen zu einem anderen Staat aufweist, ist in diesem Fall das Recht dieses anderen Staates
anzuwenden.

Wird daher ein/e Arbeitnehmerln voribergehend ins Ausland entsandt, ist fir das Dienstverhdltnis weiterhin
auf Grund des Schwerpunkts des Arbeitsverhdltnisses in Osterreich &sterreichisches Arbeitsrecht maBgeblich.

AUTOKOSTEN

Die Statistik Austria erhebt monatlich einen Autokostenindex, der auf all jenen Kostenelementen beruht, die
im steverlich befreiten amtlichen Kilometergeld bericksichtigt werden. Dieser Index fir den Privaten PKW-
Verkehr (PKW-Index) — beauftragt von der Arbeiterkammer Wien, der Wirtschaftskammer, der Gewerkschaft
Offentlicher Dienst sowie den beiden Autofahrerclubs OAMTC und ARBO - ist ein Aggregat aus Kauf von
PKW (neu und gebraucht), Teilen der Gruppen ,Betrieb von privaten Verkehrsmitteln” und »Versicherungen in
Zusammenhang mit dem Verkehr«. Siehe auch KILOMETERGELD

BEHINDERUNG

Liegt eine Behinderung vor, die infolge besonderer gesetzlicher Regelungen unmittelbaren Einfluss auf die
Gestaltung des Arbeitsverhdltnisses hat, ist der/die Arbeitnehmerln verpflichtet, eine Behinderung zu melden.
Der/die Arbeitgeberln darf nach einer Behinderung fragen, weil fir ihn durch eine etwaige Zahlung der
Ausgleichstaxe eine unmittelbare Auswirkung auf das zukinftige Dienstverhdltnis entsteht.




In einem Fall judizierte der OGH aber zu Gunsten eines AuBendienstmitarbeiters, der seine Tatigkeit viele

Monate tadellos ausgeibt hatte und bei seiner Einstellung die Behinderung verschwiegen hatte.

BEREITSCHAFTSDIENST

Unter Bereitschaftsdienst versteht man, dass der/die Arbeitnehmerln dem/der Arbeitgeberln an einem von
diesem bestimmten Ort jederzeit zur Verfigung steht, auch wenn der/die Arbeitnehmerln wéhrend dieser Zeit
keine Arbeit verrichtet. Der Bereitschaftsdienst ist dadurch gekennzeichnet, dass der/die Arbeitnehmerln am
Arbeitsort einsatzbereit sein muss, sich aber wahrend der Dauer des Bereitschaftsdienstes durchaus ausruhen
bzw. schlafen darf. Der/Die Arbeitnehmerln ist wahrend der Arbeitsbereitschaft jedoch verpflichtet, aus dem
Zustand der Arbeitsruhe im Bedarfsfall unverziiglich in den Zustand der vollen Arbeitsleistung Gberzuwech-
seln. Der Eintritt der vollen Arbeitsleistung ist im Vorhinein oft ungewiss.

= ACHTUNG: Wird ein/e Arbeitnehmerln laufend mit Kontrolltatigkeiten befasst, so liegt keine Arbeitsbereit-
schaft, sondern Vollarbeit vor.

Wenn in die Arbeitszeit regelmaBig und im erheblichen Umfang Arbeitsbereitschaft fallt, kann durch Kol-
lektivvertrag zugelassen werden, dass die wdchentliche Normalarbeitszeit bis auf 60 Stunden und die tag-
liche Normalarbeitszeit bis auf 12 Stunden ausgedehnt wird. Fir die RegelmdaBigkeit geniigt es, dass eine
Arbeitsbereitschaft nach dem gewdhnlichen Verlauf der Arbeit immer wieder anféllt. Arbeitsbereitschaft im
erheblichen Umfang liegt vor, wenn sie mehr als ein Drittel der Arbeitszeit betrégt. Die Ausdehnung der
Normalarbeitszeit kann auch durch Betriebsvereinbarung erfolgen, wenn dies durch einen Kollektivvertrag
zugelassen wird oder fir die/den Arbeitnehmerln kein Kollektivvertrag wirksam ist.

Der Kollektivvertrag kann die Betriebsvereinbarung erméchtigen, dreimal pro Woche eine Ausdehnung der
taglichen Normalarbeitszeit bis auf 24 Stunden zuzulassen. Innerhalb eines durch Kollektivvertrag festzuset-
zenden Durchrechnungszeitraumes darf die wachentliche Normalarbeitszeit im Durchschnitt 60 Stunden, in
einzelnen Wochen 72 Stunden nicht Gberschreiten. Eine solche Ausdehnung ist jedoch nur zul@ssig, wenn
wdhrend einer Arbeitszeit mit Gberwiegender (mehr als 50 % der Arbeitszeit) Arbeitsbereitschaft besondere
Erholungsmaglichkeiten bestehen und durch ein arbeitsmedizinisches Gutachten festgestellt wurde, dass eine
gesundheitliche Belastung ausgeschlossen ist (§ 5a Arbeitszeitgesetz (AZG)).

BETRIEBSMITTEL siehe ARBEITSMITTEL

BETRIEBSRAT/BETRIEBSRATIN

Wenn es in lhrem Betrieb einen Betriebsratin gibt, muss er/sie Auskinfte Uber abgeschlossene Betriebsver-
einbarungen betreffend Didten, Reisevergitungen, Arbeitszeit, Auslandsentsendungen usw. geben. Jede/r
Arbeitnehmerln hat das Recht, sich bei seinem/ihrer Betriebsratin zu informieren. Der/Die Betriebsratin kann
auch bei der Rechtsdurchsetzung bebhilflich sein (siehe kollektive Klagsfihrung).

DATENSCHUTZ

Das Recht auf Geheimhaltung und Auskunft beziglich personenbezogener Daten, das Recht auf Richtigstel-
lung unrichtiger und das Recht auf Léschung unzul@ssiger Weise verarbeiteter Daten ist verfassungsrechtlich
geschitzt.

Das Verarbeiten von Arbeitnehmerlnnendaten ist unter Bericksichtigung der schutzwiirdigen Interessen des/
der Dienstnehmer(s)in nur innerhalb der gesetzlichen Grenzen erlaubt, soweit sie fir einen ord-nungsgemafien

Ablauf des Arbeitsverhdltnisses unter Beachtung zeitgemafer Personalfihrungs- und Personalverwaltungsme-
thoden notwendig ist.

Die schutzwiirdigen Interessen ergeben sich aus dem Schutz der Personlichkeitsrechte und aufgrund der Fir-
sorgepflicht des Arbeitgeber(s)in.

Personenbezogene Daten sind solche, die zugeordnet werden kénnen. Bei diesen Daten genigt es, wenn
die Identitat bestimmbar ist. Das Datenschutzgesetz (DSG) stellt klar, dass jeder/jede Anspruch auf Geheim-
haltung seiner/ihrer personenbezogenen Daten hat. Jeder Gebrauch von personenbezogenen Daten, sofern
sie nicht allgemein (z. B. auf einer Homepage, im Telefonbuch) verfigbar sind stellt einen Eingriff in das
Grundrecht auf Datenschutz dar.

DIENSTFAHRZEUG

Ob ein «Dienstfahrzeug» nur wahrend Zeiten aktiver Tatigkeit zusteht und dem/der Arbeitnehmerln wahrend
nichtaktiver Zeiten (z. B. Urlaub, Dienstfreistellung wéhrend der Kindigungsfrist oder der Karenz) entzogen
werden darf, richtet sich nach der Vereinbarung zwischen Arbeitgeberln und Arbeitnehmerln. Ist dem/der
Arbeitnehmerln das Nutzungsrecht wihrend nichtaktiver Zeiten vertraglich (oder durch betriebliche Ubung)
eingeraumt und wird der Dienstwagen vom/ von der Arbeitgeberln vertragswidrig entzogen, steht dem/der
Arbeitnehmerln Schadenersatz zu. Fir die Bewertung des exakt kaum erfassbaren Mehraufwandes durch die
Privatnutzung geben die amtlichen Sachbezugswerte eine brauchbare Richtlinie.

Allerdings hat sich die Bemessung des Geldersatzes an der vélligen Schadloshaltung zu orientieren. Bei
iberwiegender Privatnutzung eines «Dienstfahrzeuges» richtet sich der Wert der entgangenen Nutzung bei
rechtswidrigem Entzug des Kfz nach dem konkreten Schaden und nicht nach dem Sachbezugswert; das amt-
liche Kilometergeld bietet hierfir einen geeigneten Ansatz.

Steht einem/einer Arbeitnehmerln nach dem Dienstvertrag ein «Dienstfahrzeug» nur fir die Daver der akti-
ven Tatigkeit zu, kommt ein Ersatz fir diesen Sachbezug fir die Zeit der Dienstfreistellung nicht in Betracht.
Eine Entschadigung aus dem Titel der entgangenen privaten Nutzung wahrend der Dienstfreistellung gebihrt
nicht, wenn keine Vereinbarung iber ein Recht zur Benitzung auch wahrend der Dienstfreistellung vorliegt
und durch die Dienstfreistellung fir den/die Arbeitnehmerin keine Notwendigkeit besteht, das Firmenfahr-
zeug fir Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz zu verwenden. Ist die Benutzung des Firmenfahrzeuges
auf diese Fahrten eingeschrankt, stellt sich die Frage eines Entgeltbestandteiles fir eine weitere Privatnutzung
des Fahrzeuges wahrend einer Dienstfreistellung in der Kindigungsfrist nicht.

= Ausfishrliche Hinweise und eine Priifliste fir Dienstfahrzeugregelungen finden Sie im Abschnitt 5 dieser
Broschire.

DIENSTNEHMERHAFTUNG

Grundsatzlich hat ein Schadiger fir jeden rechtswidrig und schuldhaft verursachten Schaden einzustehen.
Dafir gibt es im Zivilrecht fir jeden/e Staatsbirgerln geltende Bestimmungen.

Die davon abweichenden Beginstigungen des Dienstnehmerhaftpflichigesetzes kommen nur in jenen Fallen
zur Anwendung, in denen der/die Dienstnehmerln den/der Dienstgeberln oder einen Dritten bei Erbringung
der Dienstleistung rechtswidrig und schuldhaft geschadigt hat. So haftet ein/e Arbeitnehmerln, der/die einen
Schaden durch eine entschuldbare Fehlleistung zugefigt hat, nicht. Bei Fahrlassigkeit besteht ein richterliches
MéBigungsrecht, sofern der/die Arbeitgeberln seine/ihre Schadenersatzforderung eingeklagt hat. Bei Vor-
satz besteht keine Haftungserleichterung.




Tl P P . Sollten Sie im Auftrag des Dienstgebers der Dienstgeberin dein Privatfahrzeug fir

o Dienstfahrten beniitzen und dir dabei ein Schaden entstehen, den Sie nicht vorsdtz-
lich herbeigefihrt haben, muss lhnen der Dienstgeber, die Dienstgeberin diesen Schaden ersetzen,
(allerdings wird das versteuert). Bei Unklarheiten wenden Sie sich bitte an ihren Betriebsrat, ihre
Betriebsratin oder ihre Gewerkschaft.

DIENSTORT/ DIENSTEINSATZORT

Siehe Arbeitsort

DIENSTREISE - MONTAGE

Eine Dienstreise im steuverrechtlichen Sinn liegt vor, wenn der/die Arbeitnehmerln Uber Auftrag des /der
Arbeitgeber(s)in seinen/ihren Dienstort (Biro, Betriebsstatte, Werksgelénde, Lager usw.) zur Durchfihrung
von Dienstverrichtung verlasst oder ein/e Arbeitnehmerin so weit weg von seinem/ihrem standigen Wohnort
(Familienwohnsitz) arbeitet, dass ihm/ihr eine tagliche Rickkehr an seinen/ihren Wohnort nicht zugemutet
werden kann (§ 26 Z 4 EStG). In §3 Abs 1 Z 16b EStG wird seit 1.1.2008 ausdriicklich festgehalten, dass
steverfreie Taggelder auch bei AuBendiensttatigkeit, Fahrtatigkeit, Baustellen- und Montagetdtigkeit, voriber-
gehendem Einsatz in einer anderen Gemeinde zustehen, wenn das im Kollektivvertrag vereinbart wurde, in
einer durch kollektivvertragliche Ermachtigung oder mangels Kollektivvertragsfahigkeit zustande gekomme-
nen Betriebsvereinbarung geregelt wurde.

Diese Definition der Dienstreise im Einkommensteuergesetz ist primar fir die steuerrechtliche Beurteilung der
Aufwandsentschadigungen (Taggeld, Néchtigungsgeld) relevant. Nach den Bestimmungen Gber Dienstreisen
im EStG werden Taggelder an einen Einsatzort nur fir die Anfangsphase von 5 bzw. 15 Tagen steuverfrei
gewdhrt. Bei einer Dienstreise, bei der der/die Arbeitnehmerln so weit weg von seinem/ihren standigen
Wobhnort arbeitet, dass ihm/ihr eine tagliche Rickkehr an seinem/ihren stéandigen Wohnort nicht zugemutet
werden kann, ist davon auszugehen, dass der Arbeitsort (Einsatzort) erst nach einem Zeitraum von 6 Monc-
ten zum Mittelpunkt der Tatigkeit wird. Ab dem 7. Monat bezahlte Tages- und Nachtigungsgelder sind daher
steuerpflichtig.

Fir Arbeitnehmerlnnen steht der arbeitsrechtliche Aspekt des Dienstreisebegriffs im Vordergrund. Enthalt
eine lohngestaltende Vorschrift (z. B. Kollektivvertrag, Dienstordnungen der Gebietskérperschaften) eine be-
sondere Regelung des Dienstreisebegriffes, ist diese Regelung anzuwenden. Zahlreiche Kollektivvertrage
— sowohl im Arbeiter- als auch im Angestelltenbereich — haben eine besondere Regelung Uber Dienstreisen
getroffen. Dabei ist jedoch zu beachten, dass einzelne Kollektivvertrage das Wort »Dienstreise« nicht verwen-
den, um eine »Dienstreise« zu definieren.

In einigen Arbeiter-Kollektivvertragen wird die Dienstreise als »Montage« oder »Beschaftigung auflerhalb des
standigen Betriebes« definiert.

Liegt eine Regelung des Dienstreisebegriffs im Kollektivvertrag vor, unterliegt die Dienstreise keiner zeitlichen
Begrenzung und besteht die Steuerfreiheit fir Tages- und Nachtigungsgelder ohne zeitliche Beschrankung.
Auch fir die Beurteilung der Zumutbarkeit der taglichen Rickkehr zum Wohnort sind die jeweiligen arbeits-
rechtlichen (kollektivvertraglichen) Bestimmungen maf3gebend.

Hat ein/e Arbeitnehmerln im Zuge einer Dienstreise aufgrund eines Kollektivvertrages Anspruch auf Tages-
und Ndchtigungsgelder, auch fir Zeitrgume (z. B. Wochenende, Feiertage) wahrend denen sich der/die Ar-
beitnehmerln nicht an Ort der Dienstverrichtung befindet, so bleiben die Tages- und Néchtigungsgelder auch
dann steuerfrei, wenn er an diesem Tag zu seiner Wohnung zuriickfahrt. Dies gilt allerdings nur dann, wenn
der/die Arbeitnehmerln wahrend der Woche tatsdchlich auBBer Haus néchtigt, nach dem Kollektivvertrag
Anspruch auf Néchtigungsgeld hat und die Heimfahrt auf eigene Kosten Gbernimmt.

Siehe auch TAGGELD

DIENSTZETTEL

Beim Dienstzettel handelt es sich um eine gesetzlich vorgeschriebene schriftliche Aufzeichnung Uber die we-

sentlichsten Vereinbarungen aus dem Arbeitsvertrag. Das gilt auch fir Gberlassene Arbeitskrafte und ist - ba-

sierend auf einer EURichtlinie zwingend - gesetzlich geregelt. Der/die Arbeitgeberln hat dem/der Arbeitneh-
merln unverziglich nach Beginn des Arbeitsverhalinisses eine schriftliche Aufzeichnung tber die wesentlichen
Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag (Dienstzettel) auszuhandigen. Solche Aufzeichnungen sind von
Stempel- und unmittelbaren Gebihren befreit.

Ab dem 29.12.2015 missen Dienstzettel bzw. ab 1.1.2016 neu abgeschlossenen Vertragen kinftig die
betragsmafBige Hohe des Grundgehalts oder-lohns, weitere Entgeltbestandteile wie z.B. Sonderzahlungen,
Falligkeit des Entgelts (fir die Normalarbeitszeit), das Uberstundenpauschale, die vereinbarten Uberstunden
oder eine Uberzahlung auf den KV-Gehalt gesondert auf dem Dienstzettel ausweisen.

Der Dienstzettel hat folgende Angaben zu enthalten
(§ 2 Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG)):

(2) 1. Name und Anschrift des Arbeitgeber(s)in,
2. Name und Anschrift des/der Arbeitnehmer(s)in,
3. Beginn des Arbeitsverhdltnisses,

4. bei Arbeitsverhdltnissen auf bestimmte Zeit das Ende des Arbeitsverhdltnisses,
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5. Daver der Kindigungsfrist, Kindigungstermin,

6. gewohnlicher Arbeits(Einsatz)ort, erforderlichenfalls Hinweis auf wechselnde Arbeits-(Einsatz)orte,
7. dllféllige Einstufung in ein generelles Schema,
8. vorgesehene Verwendung,

9. die betragsmaBige Hohe des Grundgehalts- oder lohns, weitere Entgeltbestandteile wie z. B.
Sonderzahlungen, Falligkeit des Entgelts,

10. AusmaB des jahrlichen Erholungsurlaubes,
11. vereinbarte tagliche oder wéchentliche Normalarbeitszeit des/der Arbeitnehmer(s)in u.

12. Bezeichnung der auf den Arbeitsvertrag allenfalls anzuwendenden Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung (Kollektivvertrag, Satzung, Mindestlohntarif, festgesetzte Lehrlings-
entschadigung, Betriebsvereinbarung) und Hinweis auf den Raum im Betrieb, in dem diese zur
Einsichtnahme aufliegen,

13. Name und Anschrift der Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse) des Arbeitnehmers.

(3) Hat der/die Arbeitnehmerln seine Tatigkeit Ianger als einen Monat im Ausland zu verrichten, so hat der
vor der Aufnahme der Auslandstatigkeit auszuhdndigende Dienstzettel oder schriftliche Arbeitsvertrag
zusdtzlich folgende Angaben zu enthalten:

1. voraussichtliche Dauer der Auslandstatigkeit,

2. Waéhrung, in der das Entgelt auszuzahlen ist, sofern es nicht in Euro auszuzahlen ist,
3. allenfalls Bedingungen fiir die Riickfihrung nach Osterreich und

4. dllféllige zusatzliche Vergitung fir die Auslandstatigkeit.

(4) Keine Verpflichtung zur Aushandigung eines Dienstzettels besteht, wenn

1. die Daver des Arbeitsverhdltnisses hdchstens einen Monat betragt oder

2. ein schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehandigt wurde, der alle in Abs. 2 und 3 genannten Angabe
enthdlt, oder

3. bei Auslandstdtigkeit die in Abs. 3 genannten Angaben in anderen schriftlichen Unterlagen enthalten
sind.

(5) Die Angaben gemdf3 Abs. 2 Z 5, 6 und 9 bis 11 und Abs. 3 Z 2 bis 4 kdnnen auch durch Ver-weisung
auf die fir das Arbeitsverhdlinis geltenden Bestimmungen in Gesetzen oder in Normen der kollektiven
Rechtsgestaltung oder in betriebsiblich angewendeten Reiserichtlinien erfolgen.

(6) Jede Anderung der Angaben gemaf Abs. 2 und 3 ist dem Arbeitnehmer unverziiglich, spétestens je-
doch einen Monat nach ihrem Wirksamkeitsbeginn schriftlich mitzuteilen, es sei denn, die
Anderung erfolgte durch Anderung von Gesetzen oder Normen der kollektiven Rechtsgestaltung, auf die
gemaB Abs. 5 verwiesen wurde.

Tl P P . fur BR, Beschaftigte: Gibt es keinen schriftlichen Dienstvertrag, Arbeitsvertrag oder
o Dienstzettel wenden Sie sich bitte an die zustandige Gewerkschaft zur Abklarung,
welche Schritte notwendig sind.

DIREKTGESCHAFT

Darunter versteht man Geschafte, die ohne unmittelbare Mitwirkung des auf Provisionsbasis tatigen Angestell-
ten, vom/von der Dienstgeberln selbst mit den ihm/ihr zugefihrten Kunden oder innerhalb eines bestimmten
Gebietes abgeschlossen wurden. Auch fir diese Geschafte gebihren Provisionen (z. B. Mailing-Aktionen des
Arbeitgeber(s)in).

Nach Ansicht des OGH finden diese Provisionen bei der Berechnung des Durchschnitiverdienstes keine Be-
ricksichtigung, da diese Betrdge dem/der Arbeitnehmerln wahrend der Dienstverhinderung ohnehin weiter
zufliefBen.

Kommt es hingegen auf Grund der durch die Dienstverhinderung unterbliebenen Bemihungen des/der Ar-
beitnehmers/in zu einem Rickgang der Provisionen aus Direktgeschaften, ist dies bei der Entgeltfortzahlung
sehr wohl angemessen zu bericksichtigen.

DISKRIMINIERUNG siehe GLEICHBEHANDLUNG

EINSCHULUNGSKOSTEN

Das sind jene Kosten, die anfallen, wenn der/die Arbeitnehmerln innerbetrieblich bzw. im Unternehmens-oder
Konzernbereich mit den Besonderheiten der betrieblichen Tatigkeit (Betriebsspezifika) vertraut gemacht wird.
Darunter fallen solche Einschulungen, die bei jeder Neuaufnahme notwendig erscheinen, um die Tatigkeit
ausiiben zu kénnen (z.B. Einschulung auf die im Betrieb speziell verwendete Software, Arbeitsablaufe efc.).

Siehe auch AUSBILDUNGSKOSTEN

ENTSENDUNG siehe AUSLANDSENTSENDUNG

ERFOLGSBETEILIGUNG

Darunter versteht man Entgeltformen, die sich am Erfolg des Unternehmens orientieren. Je nach zustande
gekommenem Ergebnis soll sie fir den/die Arbeitnehmerln Anerkennung fir die erbrachten Leistungen sein
und auch einen Anreiz fir Arbeitnehmerlnnen sein, mdglichst produktiv zu sein. Dabei ist zu unterscheiden
die Provision/Leistungsbeteiligung, Ertragsbeteiligung, Gewinnbeteiligung und Pramien. Es gibt aber auch
Mischformen und Uberschneidungen.

ERKRANKUNG IM AUSLAND siehe SOZIALVERSICHERUNG

ERTRAGSBETEILIGUNG

Darunter versteht man die Beteiligung am Umsatz eines Betriebes oder Unternehmens.

FAHRTKOSTENVERGUTUNG

Entstehen dem/der Arbeitnehmerln durch eine Dienstreise oder Montagetdtigkeit Fahrtkosten, so sind diese
grundsatzlich vom/von der Arbeitgeberln zu bezahlen. In der Regel wird der/die Arbeitgeberln das zu be-
nutzende Verkehrsmittel bestimmen kénnen und ist nur verpflichtet, diese Kosten zu bezahlen.
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Ordnet der/die Arbeitgeberin die Benutzung des offentlichen Verkehrsmittels (Bus, Bahn) an, so hat er nur
diese Kosten zu ersetzen. Dies gilt insbesondere, wenn der/die Arbeitgeberln die Verwendung von &ffentli-
chen Verkehrsmitteln anordnet und der/die Arbeitnehmerln aus eigenem Interesse sein privates Kraftfahrzeug
verwendet.

Tl PP . Ordnet der/die Arbeitgeberln die Benitzung des privaten Kraftfahrzeuges aus-

o dricklich an oder ergibt sich aus der Art der Tatigkeit, dass ein Kraftfahrzeug
verwendet werden muss (Mitnahme von Material und/oder Werkzeug, Dienstort mit &ffentlichen
Verkehrsmitteln nicht erreichbar) so hat der/die Arbeitnehmerln Anspruch auf Bezahlung des Kilo-
metergeldes (siehe auch Kilometergeld).

FIRMENFAHRZEUG siehe DIENSTFAHRZEUG

FOLGEPROVISION

Bei Versicherungen gibt es als spezielle Form Folgeprovisionen; d. h. dass dem/der Angestellten neben einer
Abschlussprovision auch periodische Vergitungen fir die Dauer des Bestandes des von ihm/ihr abgeschlosse-
nen/vermittelten Vertrags zustehen. Das Gesetz trifft beziglich Folgeprovisionen keine brauchbare Regelung,
so dass auf Kollektivvertrage oder Einzeldienstvertrage verwiesen werden muss. (sieche auch PROVISION)

FREIER DIENSTVERTRAG

Es handelt sich um ein Daverschuldverhdltnis, das heif3t um ein zeitliches Verpflichtungsverhaltnis, das auf
beschrankte oder unbeschrankte Zeit eingegangen wird. Die beiden Vertragspartnerlnnen heiflen Auftrag-
nehmer/in und Auftraggeber/ in. Ein freier Dienstvertrag liegt vor, wenn eine Verpflichtung zur Leistung eines
Dienstes ohne personliche Abhangigkeit und mit Mdglichkeit der Vertretung besteht.

Was ist der Unterschied zur Anstellung (=echter Dienstvertrag)?

Bei der Abgrenzung zum echten Dienstvertrag ist vor allem die persdnliche und wirtschaftliche Abhdngig-
keit des/der freien Dienstnehmers/Dienstnehmerin zu prifen. Die persénliche Abhangigkeit wird durch die
Bindung an Arbeitsort, Arbeitszeit und durch Weisungsgebundenheit und Organisationseingebundenheit be-
stimmt.

Die wirtschaftliche Abhangigkeit wird durch die Anzahl der Auftraggeberlnnen, die Vertretungsbefugnis und
die Zurverfigungstellung von Betriebsmitteln bestimmt. Der/die freie/r Dienstnehmerln ist nicht in die betriebli-
che Organisation eingebunden und unterliegt nicht dem Weisungsrecht des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin.

Freie Dienstnehmerlnnen gelten sozialversicherungsrechtlich als unselbststéindig, steuerrechtlich hingegen als
selbststandig. Das Arbeitsrecht gilt nicht fir Freie Dienstnehmerlnnen.

Art des

Schuldverhdltnisses

Vertragsformen und Rechtsgrundlagen

Echte/r

Dienstnehmer/in =
Dienstvertrag

Daverschuldverhdltnis

Die folgende Tabelle stellt die verschiedenen Vertragsformen dar:

Freie/r
Dienstnehmer/in

= Freier Dienstvertrag

Daverschuldverhdltnis

»Neue/r

«Selbststandige/r

= Werkvertrag

Zielschuldverhdlinis

»Alte/r
«Selbststandige/r
= Werkvertrdge mit

Gewerbeschein

Fihrung eines Unter-
nehmens auf der Grund-
lage einer Gewerbe-
berechtigung

Vertragsinhalt

Ein/e echte/r Dienst-
nehmer/in schuldet sein/
ihr Bemiihen.

Ein/e freie/r Dienst-
nehmer/in verpflichtet
sich auf bestimmte oder
unbestimmte Zeit gegen
Entgelt bestimmte Dienst-
leistungen zu erbringen.

Ein/e Werkvertrags-
nehmer/in verpflichtet
sich zur Herstellung
eines Werkes bzw.
Erbringung einer
Dienstleistung gegen
Entgelt. Er/Sie schul-
det das Ergebnis.

Rechtliche Grundla-
gen

Arbeitsrecht, Arbeitsver-
tragsrechts-Anpassungs-
gesetz (AVRAG),

Kollektivvertrage

Allgemein Birgerliches
Gesetzbuch (ABGB)

Allgemein Birger-
liches Gesetzbuch
(ABGB)

Allgemein Birgerliches
Gesetzbuch (ABGB)

Leistungserbringung

erfolgt persénlich

erfolgt im Wesentli-
chen persénlich, nach
Verein-barung Vertretung
méglich

keine persdnliche
Arbeitspflicht,
Vertretungméglich

Weisungsgebunden-

heit (»disziplindre«

Wesentlich geringer
als beim echten Dienst-

Ja : Nein
vertrag, nur sachliche
Abhangigkeit) Weisungen méglich
Arbeitszeiten vorgegeben m Wesentllchen fre frei einteilbar
einteilbar
Arbeitsort vorgegeben frei wahlbar frei wahlbar

Betriebsmittel

stellt der/die Arbeit-
geber/in zur Verfigung

stellt im Wesentlichen
der/die Auftraggeber/in
zur Verfiigung

stellt der/die Auftrag-
nehmer/in selbst zur
Verfigung
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Auslagenersatz

(=anfallende Kosten)

Echte/r

Dienstnehmer/in =
Dienstvertrag

Ubernimmt der/die
Arbeitgeber/in

Freie/r
Dienstnehmer/in

= Freier Dienstvertrag

Ubernimmt entweder
der/die Auftraggeber/in
oder der/die Auftragneh-
mer/in

»Neue/r

«Selbststandige/r

= Werkvertrag

Ubernimmt der/die

Auftragnehmer/in

»Alte/r
«Selbststandige/r
= Werkvertrage mit

Gewerbeschein

Bezahlung

Mindestgehalt nach
Kollektivvertrag bzw

Mindestlohntarif

nach Vereinbarung mit
dem/der Auftraggeber/

In

nach Vereinbarung
mit dem/der Auftrag-
geber/in

Wirtschaftliche

Ja, regelméBigen
Anspruch auf die

Nein, es sind mehrere

Nein, es sind mehrere

Abhangigkeit Leistunghat nur der/die ﬁxuff;cggeberlnnen vor Auf}t‘rdgdgeberlnnen
Arbeitgeber/in. anden. vorhanden.
L. Veronfv{orfung fijr"Erfolg liegt bei dem/der liegt bei dem/der
Erfolgsrisiko oder Misserfolg tragt- i ber/i : h ;
der/die Arbsitgeber/in. Auftraggeber/in Auftragnehmer/in
Konkurrenzklausel Ja Nein Nein

Haftung

Ubernimmt der/die
Arbeitgeber/in, es
giltdas Dienstnehmerhaft-
pflichtgesetz (DNHG)

Ubernimmt der/die
Auftraggeber/in, es gilt
das Dienstehmerhaft-
pflichtgesetz (DNHG)

tbernimmt der/die
Auftragnehmer/in

Sozialversicherung

Allgemeines Sozialver-
sicherungsgesetz (ASVG)

Allgemeines Sozialver-
sicherungsgesetz (ASVG)

Gewerbliches
Sozialversicherungs-
gesetz (GSVG)

Gewerbliches
Sozialversicherungs-
gesetz (GSVG)

Geringfigige
Beschdaftigung

Echter oder freier Dienstvertrag, fir den monatlich

nicht mehr als EUR 460,66 brutto bezahlt wird.
Mit 1. Jénner 2017 wurde die tégliche Geringfi-
gigkeitsgrenze aufgehoben.

Einkommensteuer

Lohnsteuer

Einkommensteuer

Einkommensteuer

Einkommensteuer

Umsatzstever

Nein

Ja

Ja

Ja

ACHTUNG:

Haufig kommt es vor, dass der Inhalt bzw die Bezeichnung eines Vertrages nicht mit dem tatsachlichen
Arbeitsalltag Gbereinstimmen (= Umgehungsvertrag). Es lohnt sich daher, den eigenen Vertragauf seine Rich-
tigkeit Uberprifen zu lassen.

GEBIETS- UND KUNDENSCHUTZ

Sind Provisionen als Entgelt vereinbart, so bedeutet Gebietsschutz nichts anderes, als dass die in diesem Ge-
biet aus Geschaften anfallenden Provisionen dem/der Angestellten zukommen, dem/der dieses Gebiet zur
Betreuung obliegt. § 11 Angestelltengesetz (AngG) schiitzt den/die Arbeitnehmerln fir den Fall, dass der/
die Arbeitgeberln direkte Geschafte mit dessen Kunden bzw. im Fall eines zugesagten »Gebietsschutzes« mit
Kunden in dessen Bezirk tatigt. AuBerdem enthdlt § 11 Regelungen zu aus »Verschulden« des Arbeitgeber(s)
in unterbliebenen Geschaften und zu Nachlassen, die der/die Arbeitgeberln gewdhrt.

Beim Kundenschutz wird statt einem bestimmten Gebiet ein bestimmter Kundenkreis umschrieben, den ein/e
Mitarbeiter/in betreut. Bei jedem mit einem derart beschriebenen Kunden abgeschlossenen Geschaft fallen
die Provisionen dem/der dafir zustandigen Mitarbeiter/in zu. Dieser Schutz geht sehr weit.

Werden nun Geschafte mit derartig geschitzten Kunden direkt und ohne unmittelbare persénliche Mitwirkung
des/ der Angestellten vom/ von der Dienstgeberln mit den ihm/ihr zugefihrten Kunden oder innerhalb des
vereinbarten Gebietes geschlossen (sog. Direktgeschaft), gebihren die Provisionen aus diesen Geschaften
ebenfalls dem/der Gebietsvertreterin.

Tl PP . Werden nun Geschdafte mit derartig geschitzten Kunden direkt und ohne unmittel-

o bare persdnliche Mitwirkung des/der Angestellten vom/von der Dienstgeberln
mit den ihm/ihr zugefihrten Kunden oder innerhalb des vereinbarten Gebietes geschlossen (sog.
Direktgeschaft), gebihren die Provisionen aus diesen Geschaften ebenfalls dem/der Gebietsver-
treterln. Immer vertraglich ausdriicklich vereinbaren!

GEHEIMHALTUNGSKLAUSELN

Nach rechtlicher Beendigung des Dienstverhdltnisses ist der/die Arbeitnehmerln grundsatzlich frei. Grund-
satzlich ist davon auszugehen, dass die betrieblichen Erfahrungen zur Qualifikation des /der Arbeitnehmer(s)
in gehdren und sein/ihr »geistiges Eigentum« darstellen.

So genannte Geheimhaltungsklauseln im Dienstvertrag verpflichten den/die Arbeitnehmerin wahrend einer
bestimmten Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhdltnisses zur Verschwiegenheit.

GELTENDMACHUNG

Berechtigte Anspriiche der/die Arbeitnehmerln kénnen verfallen, wenn sie nicht rechtzeitig geltend gemacht
wurden (s.a. Verfall und Verjéhrung). Wird ein Anspruch (z. B. Uberstunden, Zulagen, Reisekosten usw.) nicht
ausbezahlt, so sollte sofort nach Bekanntwerden beim/bei der Arbeitgeberin nachgefragt werden, wieso die
Bezahlung nicht erfolgte.

Wird der fehlende Anspruch mit der nachsten Lohn- bzw. Gehaltsabrechnung nicht bezahlt, so ist dieser
jedenfalls geltend zu machen.
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Auch wenn der anzuwendende Kollektivvertrag eine mindliche Geltendmachung zuldsst, sollte die Geltend-
ma-chung zwecks Beweissicherung schriftlich erfolgen.

Die Geltendmachung beim/bei der Arbeitgeberln muss die Art des offenen Anspruches erkennen lassen
(z. B. Lohn/Gehalt fir das Monat ..., Uberstunden fir das Monat ....., Urlaubszuschuss fir das Jahr ......
usw.) nicht jedoch den genauen Euro-Betrag. Die Formulierung: »Zahlung aller offenen Anspriiche« reicht
nicht aus und ist dies keine ordnungsgeméafBe Geltendmachung.

GERINGFUGIGE BESCHAFTIGUNG

Personen, deren Gehalt monatlich die Geringfigigkeitsgrenze nicht Gbersteigt, sind nur unfallversichert, nicht
jedoch kranken- oder pensionsversichert. Sie sind aber grundsatzlich bei der Gebietskrankenkasse anzumel-
den. Auf Antrag bei der Gebietskrankenkasse gibt es die Mdglichkeit, in die Kranken- und Unfallversicherung
hinein zu optieren.

Ein solcher Antrag kann nur fir beide Versicherungen gemeinsam gestellt werden. Die geringfigig Be-schaf-
tigten missen den Beitrag zur kranken- und Pensionsversicherung selbst einzahlen. Sie sind dann in der Kran-
kenversicherung pflichtversichert und erwerben in der Pensionsversicherung Zeiten der freiwilligen Weiter-
versicherung.

Der Betrag pro Monat sowie die Geringfigigkeitsgrenzen werden jghrlich angepasst und verlautbart.

= Fir nghere Informationen www.sozialversicherung.at

GESCHENKANNAHME

Die »Geschenkannahme« von Dritten ist gesetzlich verboten. (Treuepflicht des Arbeitnehmer(s)in).

SEXUELLE ORIENTIERUNG

Eine Frage nach der geschlechtlichen Orientierung (z. B. Homosexualitat) im Einstellungsgespréch muss man-
gels Relevanz fir eine Beschaftigung nicht wahrheitsgemdaf beantwortet werden.

GESUNDHEITSZUSTAND

Informationen zum Gesundheitszustand missen dort wahrheitsgemaf erteilt werden, wo diese fir die kiinftige
Position objektiv von Bedeutung sind (z. B. bei intensivem kérperlichem Kundenkontakt oder, wenn mit Lebens-
oder Nahrungsmitteln gearbeitet wird).

Fragen nach Aids oder einer HIVnfizierung missen nur wahrheitsgemaf3 beantwortet werden, wenn die
Gefahr eines Austausches von Kérperflussigkeiten zu erwarten ist (z. B. im Gesundheits- und Pflegebereich)

GO - BOX

Es wird auf den &sterreichischen Autobahnen eine fahrleistungsabhdngige Maut eingehoben (sog. »Road
Pricing«). Das bedeutet, dass Fahrzeuge (Busse, LKW etc.) Gber 3,5 t héchstzuldssigem Gesamtgewicht, die
das Autobahnen- und SchnellstraBennetz in Osterreich benutzen, an der Windschutzscheibe, ein handliches,
zigarettenschachtelgrofles Gerat haben, die so genannte «Go Box», zu montieren haben, welche im Hoch-
frequenzbereich mit den flachendeckend in ganz Osterreich fix installierten Mautstationen kommuniziert.

=
—

Berufskraftfahrerlnnen missen nun die Go-Box je nach Kategorie bei Beginn der Fahrt einstellen, damit die
Maut vollelektronisch eingehoben werden kann. Wird diese Einstellung versehentlich nicht oder unrichtig
vorgenommen, kommt es zu unwahren Angaben zur Héhe des »road pricing« und somit zu einer Verwal-
tungsibertretung, die verwaltungsstrafrechtlich geahndet wird. Fir das Umstellen der GO-Box haftet der/die
Arbeitnehmerln mit den Einschrankungen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes (DNHG) und unterliegt somit
unter gewissen Voraussetzungen dem richterlichen MaBigungsrecht des DNHG.

GEWINNBETEILIGUNG

Darunter versteht man die Beteiligung am Gewinn eines Betriebes oder Unternehmens.

GLEICHBEHANDLUNG

Ein/e Arbeitnehmerln darf nicht willkirlich oder ohne sachliche Begrindung schlechter gestellt werden, als
die Ubrigen Arbeitnehmerlnnen unter den gleichen Voraussetzungen. Dieses gesetzlich verankerte generelle
Diskriminierungsverbot bezieht sich auf Differenzierungen nach Geschlecht, Ethnie, Herkunft, Hautfarbe, re-
ligidser Zugehdrigkeit, Behinderung und sexueller Ausrichtung. Diskriminierungen in Kollektivvertragen und
Betriebsvereinbarungen, fir die ein formelles Prifungsverfahren nicht in Frage kommt, sind sittenwidrig und
somit nichtig.

GPS-SYSTEM (GLOBAL POSITION SYSTEM)

Europaweit tatige Unternehmen des Spedition- und Transportgewerbes installieren in ihren Fahrzeugen satel-
litengestitzte Flottenmanagementsysteme, um eine logistische Optimierung von Transportprozessen zu errei-
chen.

Das GPS (Global Positioning System) beruht auf der exakten Messung der Entfernung einer Empfangerstati-
on zu vier Satelliten, deren Position genau bekannt ist. Aus der Ankunftszeit der Signale kann die Zeit und

-

-
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der Ort des Empfangs berechnet werden. Die Signalibertragung erfolgt hierbei nur von den Satelliten zum
Empfanger.

Die satellitengestitzte Navigation hat sich in den vergangenen Jahren zu einem ausgereiften, leistungsfa-
higen Werkzeug entwickelt, mit dem zahlreiche Aufgaben erfolgreich bewaltigt werden kénnen. Von be-
sonderer Bedeutung ist dabei die Fahigkeit der GPS-Technologie, genaue dreidimensionale Positionen von
statischen und bewegten Objekten in Echtzeit bereitzustellen, die vermehrt zur raumlichen Verknipfung mit
anderen Daten genutzt werden kénnen. Und dies auf einige Meter(l) genau, egal an welchem Punkt der Erde
navigiert wird!

GPS erméglicht als in Pkw/Lkw eingebautes Navigationssystem das leichtere Auffinden eines Fahrzieles.
Uber Satellit ist es mdglich das angepeilte Fahrziel als Fahrerln schneller zu finden und zu erreichen. Das
System kann auch zur Erhéhung der Sicherheit (Schutz vor Entfihrungen, Standortbestimmung bei Diebstahl
des abgestellten Fahrzeuges) eingesetzt werden.

Auf der anderen Seite hat der/die Arbeitgeberln die Maglichkeit, jederzeit den tatsachlichen Aufenthalt
eines Lenkers des Kraftfahrzeuges festzustellen. Was zur Erleichterung der Arbeit und zur Sicherheit (Schutz
vor Enffihrung) des/der Fahrer(s)in dient, kann und wird in der Praxis auch als Kontrollmaglichkeit des/der
Arbeitgeber(s)in verwendet.

Dadurch, dass das Gerdt permanent eingeschaltet ist und somit der Standort des Fahrzeuges genau ermittel-
bar ist, kann beispielsweise eine Fahriroute von einer Zentrale aus mittels Handy-Anrufs kurzfristig gedndert
werden. Diese Art der Verwendung ist als zustimmungspflichtige Kontrollmaf3nahme zu interpretieren.

Tl P P . Beim Einbau derartiger Gerdte ist - sofern es einen Befriebsrat eine Betriebsratin

o im Unternehmen gibt - eine Betriebsvereinbarung gemaf § 96 Z 3 ArbVG abzu-
schlieffen. Der Betriebsrat, die Betriebsrdtin hat ein absolutes Vetorecht! Auch in Betrieben ohne BR
ist die Zustimmung des AN einzuholen. ACHTUNG auf Arbeitsvertrag ob etwaige Blankoklauseln
unterschrieben wurden.

HANDY siehe SACHBEZUG

HOCHSTBEITRAGSGRUNDLAGE

Anders als im Steuerrecht unterliegt das Erwerbseinkommen der Sozialversicherungspflicht nur bis zu einer
Hoéchstgrenze, der so genannten Hchstbeitragsgrundlage. Diese limitiert somit das versicherte Einkommen,
da fir die Einkommensteile, welche die Hochstbeitragsgrundlage Gbersteigen, keine Beitrdge zu leisten sind.
Die Hachstbeitragsgrundlage wird jahrlich angepasst und verlautbart.

INKASSO

Arbeitnehmerlnnen kénnen - auf Grund ihres Arbeitsvertrages - verpflichtet sein, fir den/die Arbeitgeberln
Geldbetrage aus Geschaften oder Auftragen entgegen zu nehmen. Der/Die Arbeitnehmerln haftet fir Fehlbe-
trage nach den Grundsatzen des Dienstnehmerhaftpflichtgesetzes (s.a. Dienstnehmerhaftung). Es ist also fest-
zustellen, ob dem/der Arbeitnehmerln ein Verschulden am Schaden trifft und welcher Grad des Verschuldens
vorliegt (Vorsatz, grobe oder leichte Fahrlassigkeit, entschuldbare Fehlleistung). Der/Die Arbeitnehmerln hat
die kassierten Betrage sorgfdltig zu verwahren und an den/die Arbeitgeberln weiterzuleiten.

Die Vereinbarung einer vom Verschulden unabhéngigen Haftung fir ein Kassenmanko ist jedoch sittenwidrig
(§ 879 ABGB) und daher unzulassig (OGH vom 17.3.1981, 4 Ob 20/81).

KILOMETERGELD

Verwendet ein/e Arbeitnehmerln fir Dienstfahrten sein/ihr eigenes Kraftfahrzeug, so hat er/sie Anspruch auf
Bezahlung eines Kilometergeldes als Aufwandsentschadigung. Die Verwendung des arbeitnehmereigenen
KFZ kann entweder durch eine Anordnung des/der Arbeitgeber(s)in erfolgen oder sich aus den Besonder-
heiten der Dienstfahrt ergeben (Mitfihren von Werkzeugen, Maschinen, usw., Einsatzort mit &ffentlichen
Verkehrsmitteln nicht erreichbar). Grundsatzlich ist der Arbeitnehmer, die Arbeitnehmerin nicht verpflichtet
sein eigenes KFZ fir Dienstfahrten zu benitzen.

Eine Verpflichtung kann sich jedoch fir den/die Arbeitnehmerln ergeben, wenn dies im Arbeitsvertrag aus-
driicklich festgehalten wird oder im laufenden Arbeitsverhdlinis der/die Arbeitnehmerln (wenn auch schlis-
sig) sich verpflichtet, sein/ihr eigenes KFZ fir Dienstfahrten zu benitzen.

Das so genannte amtliche Kilometergeld ist in der Reisengebihrenvorschrift (RGV) fir Bundesbedienstete
geregelt.

Die Reisegebihrenvorschrift und somit das amtliche Kilometergeld gilt aber nicht fir Arbeitnehmerlnnen mit
einem privatrechtlichen Arbeitsvertrag. Fir diese wird die Hohe des Kilometergeldes im Kollektivvertrag gere-
gelt. Enthalt der Kollektivvertrag keine Bestimmungen iber die Hohe des Kilometergeldes (z. B. in der Privat-
versicherung), so ist diese im Arbeitsvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung zu regeln.

Das amtliche Kilometergeld ist gestaffelt nach Verkehrsmitteln und Kilometerleistung und betrug zum Zeitpunkt
der Drucklegung:

PKW: bis 30.000 km/Jahr steverfrei 0,42
Motorfahrrader und Motorréder 0,24
Mitfahrerin und Mitfahrer 0,05
Fahrrad bzw. zu Ful} ab mehr als 2km 0,38

Nahere Details zu den Hochstgrenzen der steuerlichen Befreiung von Kilometergeldern lesen Sie unter htt-
ps://www.bmf.gv.at/stevern/fahrzeuge/kilometergeld.html

Mit dem Kilometergeld sind folgende Aufwendungen abgegolten:

* Absetzbetrag fir Abnutzung (Wertminderung)

e Treibstoff, Ol

* Servicekosten und Reparaturkosten aufgrund laufenden Betriebes (z. B. Kupplungs- oder Motorschaden)
e Zusatzausristung (Winterreifen, Autoradio usw.)

e Stevern, (Park-)Gebihren, Mauten, Autobahnvignette

® Versicherungen aller Art

* Mitgliedsbeitrage bei Autofahrerklubs

* Finanzierungskosten
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Bis zur Hohe des amtlichen Kilometergeldes besteht bei Dienstreisen gemaf3 § 26 Z 4 EStG Steverfreiheit.

Tl P P . Es besteht Méglichkeit der Geltendmachung von Werbungskosten, wenn zur Aus-

« Ubung des Berufs das Fahrzeug nétig ist und Reparaturkosten selbst bezahlt werden
und nicht von jemand anderen (Arbeitgeberln, Dritter) bezahlt werden. Fir nghere Fragen stehen
Betriebsratin und Gewerkschaft zur Verfigung

Abweichend von den Bestimmungen zum amtlichen Kilometergeld kénnen Kollektivvertrage und/oder Be-
triebsvereinbarungen andere Werte und Grenzwerte festlegen.

Fur die steuerfreie Abrechnung von Kilometergeldern ist die Fihrung eines detaillierten Fahrtenbuches erfor-
derlich. Das Fahrtenbuch sollte zur Vermeidung etwaiger Risiken im Falle von Abgabeprifungen fort- laufend
und Ubersichtlich gefihrt werden und Datum, Kilometerstrecke, Ausgangs- und Zielpunkt sowie Zweck jeder
einzelnen Fahrt zweifelsfrei angeben (VWGH 16.9.1970, 373/70).

=> Siehe auch Checkliste elektronisches Fahrtenbuch

Selbstverstandlich ist es zulassig — aufgrund von Erfahrungswerten — das Kilometergeld monatlich zu pau-
schalieren. Das pauschalierte Kilometergeld muss jedoch Gber einen Beobachtungszeitraum (z.B. 6 Monate)
die tatsachlich gefahrenen Kilometer abdecken. Ist der/die Arbeitnehmerln im Beobachtungszeitraum mehr
gefahren, als das Pauschale abdeckt, so hat der/die Arbeitgeberln die Differenz zu bezahlen. Ist der/die
Arbeitnehmerln weniger gefahren, ist das nicht durch Dienstfahrten gedeckte, aber bezahlte Kilometergeld
jedenfalls nachzuversteuern.

Tl P P . Esist zu prifen, ob das Kilometergeld als aconto oder pauschal bezahlt wird. Da-

von héngt eine allféllige Rickzahlungsverpflichtung ab. Fir ndhere Infos wenden
Sie sich an lhre Gewerkschaft (Abteilung Recht & Steuer)

KOLLEKTIVES KLAGERECHT

Der/Die Betriebsrat/Betriebsratin oder der/die Arbeitgeberln kénnen im Rahmen ihres Wirkungsbereiches
auf Feststellung oder Nichtbestehen von Rechten und Rechtsverhaltnissen, die mindestens drei vom gleichen
Sachverhalt betroffene Arbeitnehmerlnnen ihres Betriebes oder Unternehmens umfassen, klagen oder beklagt
werden. Diese Feststellungsklagen kénnen auch dann erhoben werden, wenn jede/r einzelne Arbeitnehmerln
Leistungsklage erheben kénnte.

Der Vorteil einer solchen Klage ist, dass fir die Dauer des Verfahrens Uber eine derartige Feststellungsklage
alle Fristen zur Geltendmachung des Anspruchs des Berechtigten gehemmt sind! Nach Beendigung des Ver-
fahrens steht dem einzelnen Berechtigten zu Erhebung der Leistungsklage zumindest noch eine Frist von drei
Monaten offen, sofern die urspriingliche Frist zur Geltendmachung nicht kirzer war.

KOLLEKTIVVERTRAG

Aus der Bestimmung des rdumlichen Geltungsbereichs eines Kollektivvertrages kann keineswegs abgeleitet
werden, dass der Kollektivvertrag auf ein Dienstverhdltnis im Ausland nicht zur Anwendung kéme. Der raumli-
che Geltungsbereich eines Kollektivvertrages knipft namlich nicht an den Arbeitsort des/der Arbeitnehmer(s)

in, sondern an den Sitz des Arbeitgebers an. Ist der/die Arbeitgeberin aber kollektivvertragsangeharig, wirkt

der Kollektivvertrag auf die von ihm begrindeten Dienstverhélnisse ein.

Beschaftigt ein kollektivvertragsangehdriger Arbeitgeberln mit Sitz im Inland eine/n Arbeitnehmerln im (EU-)
Ausland, ist der Kollektivvertrag auch dann anzuwenden, wenn der/die Arbeitnehmerln ausschlieB3lich fir die
Auslandstdtigkeit aufgenommen wurde. Der Arbeitsrechtsschutz kann bei einem Auslandseinsatz auch nicht
durch eine Sondervereinbarung ausgeschlossen werden.

KONKURRENZKLAUSEL

Das ist eine Vereinbarung, bei welcher der/die Arbeitnehmerln eine bestimmte Zeit nach Beendigung des
Dienstverhdltnisses in seiner Erwerbstatigkeit eingeschrankt wird.

Diese Beschrdnkung kann sich auf eine bestimmte Branche (Konkurrenzunternehmen), spezielle Konkurrenz-
unternehmen, die Art der Tatigkeit, das Fachgebiet oder auf ein bestimmtes Gebiet beziehen. Es kann auch
ein Verbot der Aufnahme von Geschaftsbeziehungen zu Kunden des Dienstgebers vereinbart werden. Die
Einschrankung darf laut Judikatur keine »maBgebliche Erwerbseinschrankung« bewirken, etwa durch die
Sperre eines Teiles des Arbeitsmarktes.

> NEU ab 1.1.2016 (§ 2c AVRAG; ab 1.1. 2016 neu abgeschlossenen Vereinbarungen)
a) Wirksame Vereinbarungen

Die Beschréankung der Erwerbstdtigkeit ist fir die Zeit nach der Beendigung des Arbeitsverhdltisses nur
mehr insoweit wirksam (Konkurrenzklausel), als der/die Arbeitnehmer/in im Zeitpunkt des Abschlusses
der Vereinbarung nicht minderjchrig ist, sich die Beschrankung auf die Tatigkeit des Arbeitnehmers oder
der Arbeitnehmerin in dem Geschaftszweig des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin bezieht und den
Zeitraum 1 Jahr nicht Ubersteigt und die Beschrankung nicht nach Gegenstand, Zeit oder Ort und im

© Jay Parker
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Verhaltnis zu dem geschaftlichen Interesse, das der/die Arbeitgeber/in an ihrer Einhaltung hat, unbillige

Erschwerung des Fortkommens des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin enthalt.

b) Unwirksame Vereinbarung
Wenn diese im Rahmen eines Arbeitsverhdltnisses getroffen wird, bei dem das fir den letzten Monat des
Arbeitsverhdlinisses gebihrende Entgelt das 20-fache der Hochstbeitragsgrundlage nach § 45 ASVG
(2020=EUR 3.580 brutto) nicht tbersteigt. Allfallige Sonderzahlungen sind dabei nicht zu bericksichti-
gen. Fir Vertragsabschlisse von Angestellten vor dem 17.3.2006 gilt keine Entgeltgrenze. Fir Vertragsab-
schlisse vor dem 29.12.2015 gilt eine Entgeltgrenze in der Hohe der 17-fachen taglichen ASVG-Héchst-
beitragsgrundlage (2020=EUR 3.043). Allfallige Sonderzahlungsanteile sind hier zu bericksichtigen.

¢) Schuldbares Verhalten durch Arbeitgeber/in und dadurch vorzeitiger Austritt oder Kindigung durch
Arbeitnehmer/in (Abs 3):

Arbeitgeber/in kann in diesem Fall die Konkurrenzklausel gegen den/die Arbeitnehmer/in nicht geltend
machen.

d) Schuldbares Verhalten durch Arbeitnehmer/in und dadurch begriindete Auflésung des Arbeitsverhalinisses
durch Arbeitgeber/in (Abs 4)

Der/die Arbeitgeber/in kann die Konkurrenzklausel nicht geltend machen, wenn er/sie das Ar-beitsver-
haltnis 16st, es sei denn, der/die Arbeitnehmer/in hatte durch schuldbares Verhalten Anlass dazu gegeben
oder

e) der/die Arbeitgeber/in erkldrt bei Auflosung des Arbeitsverhdltnisses, das Entgelt wéhrend der Beschrdn-
kungsdaver fortzuzahlen (Abs 4)

f) Konventionalstrafe bei Zuwiderhandeln gegen Konkurrenzklausel (Abs 5) Diese ist nur insoweit wirksam,
als sie das Sechsfache des fir den letzten Monat gebihrenden Nettomonatsentgelts nicht Gbersteigt. Allfal-
lige Sonderzahlungen sind bei der Berechnung des Nettoentgelts unbeachtlich.

Der/die Arbeitgeber/in kann nur die verwirkte Konventionalstrafe verlangen. Der Anspruch auf Erfillung
oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen.

KONTROLLE

Die Arbeitnehmerlnnen sind dem/der Arbeitgeberln grundsatzlich kontrollunterworfen. Dies sowohl sachlich
als auch teilweise personlich (allerdings nur arbeitsbezogen, wenn Interessen des Arbeitgeber(s)in daran be-
stehen). Die Kontrolle kann sich auf die Durchfihrung der Arbeit, auf Kontrolle der Erreichbarkeit aber auch
auf das Verhalten des/der Arbeitnehmer(s)in beziehen.

Grenzen der Kontrolle finden sich: Im Telekommunikationsgesetz (im Arbeitsverhdltnis nicht anwendbar),
in der Europdischen Menschenrechtskonvention und im Zivilrecht (Persdnlichkeitsrechte), im Datenschutzge-
setz 2000 (Datenverwertung nach Treu und Glauben; d. h. VerhaltnismaBigkeit und Interessen-abwégung/
hinsichtlich sensibler Daten ist § 9 Z 11 DSG relevant (fir Arbeitsverhaltnisse)), im Strafgesetzbuch und im
Arbeitsverfassungsrecht.

KONVENTIONALSTRAFE

Darunter versteht man einen im Dienstvertrag vereinbarten pauschalierten Schadenersatz, den der/die
Dienstnehmerln zu zahlen hat fir den Fall dass er/sie beispielsweise unberechtigt vorzeitig austritt. Die Kon-
ventionalstrafe setzt somit rechtswidriges Verhalten des/der Arbeitnehmerln voraus.

KUNDENSTOCK

Darunter versteht man Kundenlnnen, die einem/r angestellten Provisionsvertreterln aus einer rdumlichen De-
finition oder durch Umschreibung bestimmter Kriterien fir die Dauer eines Dienstverhdltnisses zur Betreuung
zugewiesen wurden.

KUNDENSCHUTZ

Bedeutet nicht, dass die Kundlnnen geschitzt werden. Geschitzt werden die Rechte des/der
AuBendienstmitarbeiter(s)in, insbesondere des/der Provisionsvertreter(s)in.

Beim Kundenschutz wird statt einem bestimmten Gebiet ein bestimmter Kundenkreis umschrieben, den ein/e
Mitarbeiter/in betreut. Bei jedem mit einem derart beschriebenen Kunden abgeschlossenen Geschaft fallen
die Provisionen dem/der dafir zustandigen Mitarbeiter/in zu. Dieser Schutz geht sehr weit.

Anspruch auf volle Provision gebihrt auch fir Geschafte, bei denen die Gegenleistung eines durch den/die
Angestellte/n oder durch Vermittlung abgeschlossenen Geschaftes durch ein Verhalten des/der Dienstgeber(s)
in ganz oder teilweise unterblieben ist, ohne dass hierfir wichtige Griinde in der Person des Dritten vorlagen.

Nachlasse, die der/die Dienstgeberln dem Dritten gewdahrt hat, dirfen mangels Vereinbarung oder mangels
eines abweichenden fir den betreffenden Geschaftszweig bestehenden Brauches nur dann abgezogen wer-
den, wenn sie bei Abschluss des Geschdaftes vereinbart worden sind.

Siehe auch DIREKTGESCHAFT

LEISTUNGSENTGELT VERSUS ERFOLGSENTGELT

Die haufigste Form fur Mitarbeiterlnnen auBBerhalb des Betriebes stellt die Provision dar. Leistungen kénnen in
vielfaltigster Form erbracht werden. z.B. durch administrative Tatigkeiten, Schadensauf-nahmen /Regulierun-
gen, Offerterstellungen etc.

Erfolgsentgelt flie3t nur bei Abschlissen.

siehe PROVISION

LAPTOP siehe SACHBEZUG

LINKS siehe Abschnitt 6

MESSEN UND MARKTE

Das Arbeitsruhegesetz enthalt Sonderbestimmungen fir Markte und Messen, fur die Verkaufsstellen bei Bahn-
hafen, fur Verkehrsbetriebe, fir Heil-Pflege und Kuranstalten, fir &ffentliche Apotheken und Anstaltsapotheken,
fir das Bewachungsgewerbe, fir Lenker bestimmter Kraftfahrzeuge und fir Arbeitnehmer in Verkaufsstellen im
Sinne des Offnungszeitengesetzes.
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Oft finden sich Regelungen zum Thema Messen und Markte auch in Kollektivvertrégen. So sieht beispielswei-

se der Kollektivvertrag fir die Handelsangestellten Osterreichs eine Aufwandentschadigung fir die mindes-
tens dreistindige Dienstleistung auf Messen und Ausstellungen am Dienstort (»Messegeld«) vor.

MESSEGELD

In einigen Kollektivvertragen (z. B. KV-Handelsangestellte) wird die Bezahlung eines Messegeldes geregelt. Die-
ses Messegeld ist eine besondere Form der Aufwandsentschadigung. Dies jedoch nur, wenn im Kollektivvertrag
mit der Bezahlung des Messegeldes auch eine Dienstreise i.S. des § 26 Z 4 EStG geregelt ist. Ist keine Dienst-
reise mit Bezahlung des Messegeldes verbunden, so stellt das Messegeld steuerpflichtigen Arbeitslohn dar.

MOBILTELEFON SIEHE SACHBEZUG

MONTAGE SIEHE AUCH DIENSTREISE

NACHTIGUNGSGELDER SIEHE AUCH TAGGELD

Wenn bei Dienstreisen eine Nachtigung erforderlich ist oder eine Nachtigung vom/von der Arbeitgeberln
angeordnet wird, hat der/die Arbeitnehmerln Anspruch auf Bezahlung eines Néachtigungsgeldes. In einigen
Kollektivvertragen wird das Néachtigungsgeld mit einem Pauschalbetrag festgelegt. Dieser Pauschalbetrag
gebihrt auch, wenn dem/der Arbeitnehmerln keine Néchtigungskosten (z. B. Néachtigung bei Freunden)
entstehen oder die tatsdchlichen Quartierkosten den Pauschalbetrag unterschreiten.

Ist es dem/der Arbeitnehmerln nicht méglich um den Pauschalbetrag ein angemessenes Quartier zu finden,
so hat der/die Arbeitgeberln die tatsdchlichen Nachtigungskosten gegen Vorlage der Rechnung zu vergiten.
Grundsatzlich besteht kein Anspruch auf Néchtigungsgeld, wenn der/die Arbeitgeberin ein angemessenes
Quartier unentgeltlich zur Verfigung stellt.

Nachtigungsgelder stehen nur dann steuerfrei zu, wenn tatsachlich gendchtigt wird. Bei einer Entfernung von
mindestens 120 km zwischen Wohnort und Einsatzort hat der/die Arbeitgeberln nicht zu prifen, ob der/die
Arbeitnehmerln tatsachlich nachtigt.

Bis EUR 15.- sind Nachtigungskosten im Inland ohne Nachweis der Hohe steuerfrei. Bei Auslandsdienstreisen
ist das jeweils fir das betreffende Land zustehende Néchtigungsgeld der Hochststufe (z. B. Portugal EUR
22,70) steverfrei (§ 26 Z 4 EstG).

Wird ein Nachtigungsgeld bezahlt obwohl dem/der Arbeitnehmerln ein Quartier kostenlos beigestellt wird,
so ist dieses Nachtigungsgeld steuer- und sozialversicherungspflichtig. Dies gilt auch, wenn eine Ndachtigung
notwendig ist oder vom/von der Arbeitgeberln angeordnet wird und der/die Arbeitnehmerln dennoch nach
Hause fahrt. Der/Die Arbeitnehmerln hat hier keinen Anspruch auf Fahrtkostenvergitung vom/von der Arbeit-
geberln. Wenn der/die Arbeitnehmerln ein Fahrtenbuch fihrt, kann er/sie die aufgewendeten Fahrt-kosten
als Werbungskosten geltend machen.

PERSONLICHKEITSRECHTE

Sie beziehen sich teils auf persénliche Eigenschaften und Verhdltnisse, teils grinden sie sich im Familienver-
haltnis und sind zivilrechtlich geschitzt. Grundsatzlich wird angemerkt, dass der/die Arbeitgeberln niemals
in Personlichkeitsrechte eingreifen darf.

© Erwin Wodicka, Fotolia.de

Welche Fragen der/die Arbeitgeberin stellen darf und welche bereits durch eine Beantwortung in die Privat-
sphare des/der Arbeitnehmer(s)in eingreifen, ist von der Art des Arbeitsplatzes und vom Einzelfall abhéangig.
Auch die Frage der wahrheitsgemafien Antwortpflicht ist durch Interessenabwéagung im Einzelfall zu klgren.

Tl P P , beiFragen im Zusammenhang mit Religion, Parteizugehérigkeit, Hobbys, sexuelle
« Orientierung, getilgte Vorstrafen oder Schwangerschaft kontaktieren Sie den/die
Betriebsratin oder die Gewerkschaft.

POOLWAGEN

Nicht personlich zugeordneter Dienstwagen, tblicherweise fir ausschlieBlich dienstliche Verwendung. Ge-
nave Verleihregeln bei Privatnutzung erforderlich. Genaue Ubernahme-/Ubergaberegeln wichtig, da das
Dienstfahrzeug von vielen Arbeitnehmerlnnen genutzt wird.

PRASENZ-/ZIVILDIENST

Aufgrund der Bedeutung einer mehrmonatigen Unterbrechung des Dienstverhdlinisses ist die Frage nach der
Ableistung des Prasenz- oder Zivildienstes beim Einstellungsgesprach zulassig.

PROVISION

Die klassische Provision ist eine meist in Prozenten ausgedrickte Beteiligung am Wert solcher Geschafte des
Arbeitgeber(s)in, die durch die Tatigkeit des/der Arbeitnehmer(s)in angebahnt und/oder zustande gekom-
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men sind. Die Hohe der Provision muss vereinbart werden. Unter Superprovision versteht man eine Provision,
die z. B. ein/e Abteilungsleiter/in bezieht und die sich an Hand der Geschafte der gesamten Abteilung
berechnet. Dabei handelt es sich aber schon eher um eine (AbteilungsJumsatzbeteiligung.

Noch problematischer ist die Umsatzprovision (eine prozentuelle Beteiligung am Gesamtumsatz eines Be-triebs/
Unternehmens). Hier Uberwiegt bereits deutlich der Umsatzbeteiligungscharakter. Im Angestelltenrecht wird
zwischen Abschluss-und Vermittlungsvertreter unterschieden. Der/Die Angestellte handelt als Bevollmachtigte /r
des/der Arbeitgeber(s)in. Der/Die Abschlussvertreterln ist ein/e Handlungsbevollméchtigte/r iSd Handelsge-
setzbuch (HGB); er/sie kann im Namen des/der Arbeitgeber(s)in Geschafte abschlief3en, kann idR auch den
Kaufpreis kassieren bzw. Zahlungsfristen einrgumen, kann Méangelrigen entgegen nehmen, usw.

Der/Die Vermittlungsvertreterln hingegen leitet das Zustandekommen des Geschafts bloB ein; der/die Arbeit-
geberln behalt sich vor, das Geschaft zu genehmigen oder abzulehnen. Denkbar ist, dass der/die Vermitt-
lungsvertreterln vorbehaltlich der Genehmigung durch den/der Arbeitgeberln das Geschaft selbst abschlie-
Ben kann.

Die Entgeltformen sind vielfaltig:

e Grundgehalt (Fixum) und Provision oder
* Grundgehalt, garantiertes Provisionsminimum und Provisionen oder
e ausschlieBlich Provisionen

Angestellte, mit denen lediglich ein Provisionsanspruch oder Fixum und Provision vereinbart ist, haben zu-
mindest Anspruch auf das Mindestgehalt (inklusive Sonderzahlungen) des fir sie geltenden Kol-
lektivvertrags. In der Regel betragt der Betrachtungszeitraum 1 Jahr. Kollektivvertrage kdnnen diesen
Grundsatz naher ausgestalten (Beispiel: KV der Handelsangestellten Osterreichs).

Das Angestelltengesetz raumt keinen Anspruch auf Provisionsvorschuss ein; ein solcher misste ver-
einbart werden. Auch fir die Berechnung der Provision trifft das Gesetz keine Regelung. Provisionssatz
und Berechnungsgrundlage missen bei Vereinbarung festgelegt werden.

Berechnungsgrundlage kann, muss aber nicht, der Fakturenbetrag sein. Provisionssatz sind zumeist
Prozente. Wurde die Héhe der Provision nicht vereinbart, normiert das Angestelltengesetz (AngG) in
§ 10 Abs 1, dass die am Ort der Niederlassung fir den Geschaftszweig Gbliche Provision zu bezahlen ist.

Grundsatzlich gilt der Provisionsanspruch bei Verkaufsgeschaften als erworben, sobald die Zahlung des
Kunden eingegangen ist. Bei allen anderen Geschdften mit Abschluss desselben. Andere Vereinbarungen
sind natirlich maglich.

Die Provision wird féllig, sofern nicht anders vereinbart, mit Ablauf eines Kalendervierteljahres bzw. bei
Beendi-gung des Dienstverhdltnisses.

Stehen Provisionen auch nach Beendigung des Dienstverhdltnisses zu?2

Hier muss man unterscheiden: Ist der Anspruch auf Provision bei Beendigung bereits erworben,
aber noch nicht fallig, ware eine Vereinbarung, wonach Provisionen nicht zustehen, sittenwidrig und
daher nichtig.

Ist der Anspruch auf Provision bei Beendigung noch nicht erworben, steht er dann zu, wenn das Ge-
schaft zumindest wahrend des Dienstverhdltnisses zustande gekommen ist. Dieses Geschaft beruht némlich
auf der Leistung des Arbeitnehmer(s)in. Da diese Frage jedoch umstritten ist, sollte bei Abschluss der Provi-
sionsvereinbarung immer darauf geachtet werden, dass auch fir solche Félle eine Regelung getroffen wird.

Bei z. B. Versicherungen gibt es weiters Folgeprovisionen; d. h., dass dem/der Angestellten neben einer Ab-

schlussprovision auch periodische Vergitungen fir die Dauer des Bestandes des von ihm/ihr abgeschlosse-
nen/vermittelten Vertrags zustehen. Das Gesetz trifft beziglich Folgeprovisionen keine brauchbare Regelung,
so dass auf Kollektivvertréige oder Einzeldienstvertrége verwiesen werden muss.

Angestellte mit Provisionsvereinbarung haben das Recht, einen Buchauszug iber alle Geschafte zu ver-
langen, die durch ihre Tatigkeit zustande gekommen sind. Hierbei handelt es sich um eine zwingende
Bestimmung, die durch Vertrag nicht abgedndert werden kann. Der Buchauszug muss derart ausgestaltet
sein, dass alle Abrechnungsposten Gberprifbar sind.

In der Praxis werden Provisionen bei Gericht haufig in Form einer Stufenklage geltend gemacht, weil die ex-
akte Héhe der Provision ohne Buchausziige nicht ermittelt werden kann. Dabei wird sozusagen als erste Stufe
auf Herausgabe der provisionsbegrindenden Unterlagen (Buchausziige) geklagt, danach als zweite Stufe die
errechnete Provisionssumme eingeklagt.

TIPP:

1. Nachrechnen am Ende des Kalenderjahres, ob ein Kollektivvertrag konformes Einkommen

erzielt wurde.

2. Falligkeit der Provision kdnnte sich an den Verfallsfristen im Kollektivvertrag orientieren

3. Bei langerer Frist vereinbaren, dass fir Provisionen allfallige Kollektivvertrag Verfallsfristen
nicht angewendet werden

PRAMIEN

Darunter versteht man im Allgemeinen individuelle zusdtzliche Vergitungen fir einen besonderen Erfolg. Sie
sind ein Entgeltbestandteil, kénnen in Geld oder als Sachleistung (incentive) bezahlt werden und sind (mit
Freigrenzen) abgabepflichtig fir Steuer und Sozialversicherung.

QUALIFIKATION

Fragen zur dienstlichen Qualifikation muss der/die Stellenwerberln selbstverstandlich wahrheitsgemaf3 be-
antworten, sofern nicht seine Personlichkeitsrechte (§ 16 Allgemein Birgerliches Gesetzbuchuch (ABGB))
verletzt werden. Verlangt werden dirfen Angaben iber die eigene Person (Name, Adresse, Familienstand,
Geburtsort, Geburtsdatum) sowie zur fachlichen Ausbildung und Vorverwendung. Auch die Frage nach der
Hohe des bisherigen Gehaltes ist wahrheitsgemaB zu beantworten, wenn es fir die erforderliche Qualifika-
tion relevant ist.

RECHNUNGEN siehe INKASSO

RECHTSDURCHSETZUNG

Der Osterreichische Gewerkschaftsbund gewdhrt gemaf seinem Rechtsschutzregulativ seinen Mitgliedern
unentgeltlich Rechtsschutz in Angelegenheiten, die mit dem Lehr-, Arbeits- oder Dienstverhélinis oder der Aus-
Ubung einer gewerkschaftlichen Funktion unmittelbar im Zusammenhang stehen.

Dieser Rechtsschutz bezieht sich auf die Rechtsberatung, auf die Durchfihrung von Interventionen und auf
die Vertretung vor den zustandigen Gerichten, Amtern oder Behdrden (Arbeitsgerichte, ordentliche Gerichte,
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Einigungsamter, Schiedsgerichte der Sozialversicherung, kollektivvertragliche Schiedsgerichte, Finanzamter,
Sozialversicherungstréger usw.), auf Rechtshilfe in Exekutions-, Konkurs- oder Ausgleichsverfahren. Bei Rechts-
streitigkeiten zwischen Mitgliedern des Gewerkschaftsbundes wird Rechtsschutz grundsatzlich nicht gewdhrt.

Voraussetzung zur Gewdahrung des Rechtsschutzes nach § 1 Abs. 2 lit. ¢ ist, dass der Rechtsschutzwerber
mindestens sechs Monatsvollbeitrdge (26 Wochenvollbeitrdge) zu einer der dem Gewerkschaftsbund ange-
schlossenen Gewerkschaften nachweist und mit seinen Beitrdgen nicht ldnger als zwei Monate im Rickstand
ist und keine andere Stelle (Rechtsanwalt) vorher mit seiner Vertretung in der gleichen Rechtssache betraut hat.

Der Rechtsschutz kann verweigert werden, wenn die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung als mutwillig
oder aussichtslos erscheint. Die Vertretung des Rechtsschutzwerbers erfolgt grundsétzlich durch Beauftragte
des Gewerkschaftsbundes. In einzelnen, den Rechtschutz rechtfertigenden Griinden (zum Beispiel gewerk-
schaftspolitisches Interesse, Notsituation, soziale Harte, Befirworten des Betriebsrates) kann ausnahmsweise
auch auBerordentlicher Rechtsschutz gewdhrt werden. Die GPA-djp gewdhrt nach Prisfung des Sachverhaltes
auch Rechtsschutz fir Mitglieder, die in einem atypischen Arbeitsverhdltnis beschaftigt sind. Das sind freie
Dienstvertragsnehmerlnnen, Werkvertragsnehmerlnnen und neue Selbsténdige mit Gewerbeschein, die selbst
keine Angestellten haben.

Hier bestehen spezielle Regelungen fir verdeckte Angestelltendienstverhdlinisse. Fur Streitigkeiten vor Han-
dels und Zivilgerichten ist die Gesamtprozesskostenobergrenze EUR 3000,-.) Daneben gibt es noch den
OGB-Berufsschutz, welcher im Mitgliedsbeitrag bei der jeweiligen Gewerkschaft bereits inkludiert ist. Dieser
umfasst:

1. Berufsrechtsschutzversicherung: Wenn das OGB-Mitglied Schadenersatzanspriiche wegen Scha-
den, die es in Ausibung der beruflichen Tatigkeit erlitten hat (ausgenommen Schaden aus Vertragsver-
letzungen) geltend macht, tragt die Versicherung die Kosten dafir bis zu EUR 15.000,~. Dariber hinaus
umfasst der Versicherungsschutz die Verteidigung im Strafverfahren wegen des Vorwurfs fahrlassiger
Handlungen und Unterlassungen bei der Berufsausiibung.

2. Berufshaftpflichtversicherung bei Personen- und Sachschéden. Wenn das OGB-Mitglied we-
gen eines im Zusammenhang mit seiner beruflichen Tatigkeit fahrlassig verursachten Personen- und
Sachschadens von einer dritten Person auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird, besteht
EUR 75.000,- Versicherungsschutz. Die Versicherung Ubernimmt nicht nur die Erfillung von Schaden-
ersatzverpflichtungen, sondern auch die gerichtlichen und auBergerichtlichen Kosten der Abwehr von
unberechtigten Anspriichen. Nicht gedeckt sind Schaden aus Verkehrsunfallen.

3. Hilfe bei Mobbing: Die Kosten einer anwaltlichen oder psychologischen Beratung, wenn das OGB-
Mitglied Opfer von Mobbing, sexueller Beldstigung am Arbeitsplatz oder Diskriminierung am Arbeits-
platz wurde (bis EUR 200,-)

4. OGB-Sicherheitspaket fiir atypisch Beschdftigte (Krankengeld- und Unfallversicherung)
5. Dariiber hinaus bietet der OGB eine Haftpflichtversicherung fiir Betriebsrétinnen in Aufsichtsraten an.
Naheres findet sich auf der Homepage des OGB oder der jeweiligen Fachgewerkschaft (siehe LINKS)

Die Abgrenzung der verschiedenen Dienstvertragstypen kann sehr schwierig sein. Da das Ergeb-
nis der Prifung eine Reihe von Konsequenzen (beispielsweise die Zustandigkeit des Gerichtes, Umfang des
Rechtschutzes) nach sich zieht, muss bei der Beurteilung, um welchen Vertrag es sich handelt sehr genau
vorgegangen werden. Es ist immer im Einzelfall zu prifen, welche Merkmale im Beschaftigungsverhaltnis
Uberwiegen wobei nicht jeweils alle Merkmale erfiillt sein missen. Je nachdem zu welchem Ergebnis man

dann gelangt, sind unterschiedliche Gerichte zustandig. Vereinfacht gesagt ist fir den Selbststandigen mit
Gewerbeberechtigung und reine »Werkvertragler« grundsatzlich das Handelsgericht, fir Dienstverhaltnisses
das jeweilige Arbeits- und Sozialgericht zustandig.

Tl P P In jedem Bundesland besteht die Méglichkeit, sich bei der GPA-djp beraten zu

lassen. Dazu ist es ndtig, die Unterlagen ausgedruckt und in deutscher Sprache
mitzubringen. In manchen Streitsachen und vor dem Obersten Gerichtshof (OGH) herrscht Anwalts-
zwang. Vertretung erméglicht der Rechtsschutz durch die GPA-djp.

REISENDER/PLATZVERTRETER

Sofern er im Rahmen eines Dienstverhdltnisses tatig wird, gelten die Regelungen des Kollektivvertrags der
Handelsangestellten Osterreichs, ansonsten das Handelsgesetzbuch.

Siehe auch bei PROVISION

REISEZEIT

Reisezeit liegt vor, wenn der/die Arbeitnehmerln Gber Auftrag des Arbeitgeber(s)in voribergehend sei-nen/ih-
ren Dienstort verlasst, um an anderen Orten seine Arbeitsleistung zu erbringen, sofern der/die Arbeitnehmerin
wdhrend der Reisebewegung keine Arbeitsleistung zu erbringen hat. Diese gesetzliche Bestimmung stellt klar,
dass Reisezeiten als Arbeitszeit gelten und nicht etwa Freizeit oder Ruhezeiten des/der Arbeitnehmer(s)in dar-
stellen. Die »passive Reisezeit« (Zeiten in Verkehrsmitteln, auf Bahnhdfen oder Flughdfen usw.) ist vergleichbar
mit Zeiten der Arbeitsbereitschaft. Auch bei der Reisezeit halt sich der/die Arbeitnehmerin an einen vom/von
der Arbeitgeberln veranlassten Ort auf. Wie bei der Arbeitsbereitschaft kdnnen bei der Reisezeit die Hochst-
grenzen der Arbeitszeit Uberschritten werden. Der Gesetzgeber hat keine Hochstgrenzen der Arbeitszeit durch
Zeiten des passiven Reisens vorgegeben. Dies lasst jedenfalls einen Spielraum fir praxisorientierte Losungen.
Dabei muss aber der Grundgedanke des Arbeitszeitgesetzes (Arbeitnehmerlnnenschutz) beachtet werden und
der/der Arbeitnehmerin keiner Gesundheitsgefdhrdung aufgrund der Reisetdtigkeit ausgesetzt werden.

Keine Reisezeiten liegen vor, wenn der/die Arbeitnehmerln seine Arbeitsverpflichtung selbst erfillt (z. B. Be-
rufskraftfahrer, Reisebegleiter usw.), der/die Arbeitnehmerln Gber Auftrag des Arbeitgebers ein Kraftfahrzeug
selbst lenkt oder der/der Arbeitnehmerln z. B. im Flugzeug Akten bearbeitet oder sich fir eine Besprechung
am Zielort der Dienstreise vorbereitet.

In diesen Fallen erbringt der /die Arbeitnehmerln eine Arbeitsleistung und ist diese auf die tagliche bzw.
wochentliche Normalarbeitszeit anzurechnen. Bestehen wahrend der Reisezeit ausreichende Erholungsmdg-
lichkeiten, so kann die tdgliche Ruhezeit verkiirzt werden. Der Kollektivvertrag kann festlegen, in welchen
Fallen ausreichende Erholungsmdglichkeiten bestehen. Die Verkirzung der Ruhezeit ist an keine Grenzen
gebunden. Sie ist jedoch hdchstens zweimal pro Kalenderwoche zuldssig. Besteht keine ausreichende Erho-
lungsméglichkeit wahrend der Reisezeit, so kann die tagliche Ruhezeit durch Kollektivvertrag auf 8 Stunden
verkirzt werden. Gibt es im Kollektivvertrag keine diesbezigliche Regelung, so gilt auch fir die Reisezeiten
die tagliche Ruhezeit von 11 Stunden, in die keine Arbeitszeit und auch keine Reisezeit zu fallen hat.

Davert die Reise so lange, dass die tagliche Ruhezeit (11 bzw. 8 Stunden) nicht eingehalten werden kann, so
ist die Ruhezeit in der jeweiligen Mindestdauer (11 bzw. 8 Stunden) an das Ende der Reise anzuschliefen.
Der Arbeitsbeginn am folgenden Arbeitstag verschiebt sich in diesen Fallen und die ausgefallene Arbeitszeit
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ist sowohl auf die wochentliche Arbeitszeit anzurechnen, als auch voll zu entlohnen (§ 20b Abs. 4 Arbeits-
zeitgesetz (AZG)). Dies kann jedoch unterbleiben, wenn wahrend des Reisens ausreichende Erholungsmag-
lichkeiten bestanden (z. B. Aufenthalt im Schlaf- und Liegewagen, Tageszimmer eines Flughafenhotels, Flug
im »First-class«-Abteil usw.).

Da passive Reisezeiten eine geringere Belastung fir den/die Arbeitnehmerln darstellen als die tatséchliche
Arbeitsleistung, kann eine geringere Entlohnung (Kollektivvertrag, Arbeitsvertrag) fir die Reisezeit vereinbart
werden. Mangels einer besonderen Vereinbarung gebihrt fir Reisezeiten jedoch das volle Entgelt inklusive
Uberstundenzuschlage. Reisezeit ist also Abwesenheitszeit, aber nicht zwingend Arbeitszeit.

= NEUab 1.1.2016
Lenken auf Dienstreise im AusmaB bis zu 12h (§ 20b Abs 6 AZG)

Verlésst der/die Arbeitnehmer/in Uber Auftrag des/der Arbeitgeber(s)/in ihren/seinen Arbeitsort, um an
anderen Orten ihre/seine Arbeitsleistung zu erbringen, wird aber wahrend der Reisebewegung durch das
angeordnete Lenken eines Fahrzeugs eine Arbeitsleistung erbracht, die nicht eine Haupttdtigkeit des/der
Arbeitnehmer(s)/in darstellt, darf die tdgliche Arbeitszeit durch die Reisebewegung auf bis zu 12 Stunden
ausgedehnt werden.

= Sprich ist im Rahmen einer Dienstreise ein Pkw zu lenken und das Lenken des Pkws dient zum Erreichen
des Einsatzortes (z. B. zum Erreichen von Kundinnen),, ist eine Ausdehnung der Arbeitszeit auf bis zu zwolf
Stunden maglich.

Wichtiger Hinweis:

Die Arbeitszeitrechtlichen Bestimmungen (Arbeitszeitgesetz und Kollektivvertrag) gelten nach wie
vor. Die Ausdehnung der Normalarbeitszeit bzw. eine flexible Arbeitszeitregelung und deren
Ausgestaltung, ist von wenigen Ausnahmen, den Kollektivvertrdgen (und Betriebsvereinbarungen)
vorbehalten.

Siehe auch ARBEITSZEIT-LENKZEIT

RUFBEREITSCHAFT

Von Rufbereitschaft spricht man, wenn der/die Arbeitnehmerln seinen Aufenthaltsort und damit sein Verhalten
relativ frei wahlen kann, aber fir den Arbeitgeber stets schnell erreichbar und zum Arbeitsantritt bereit sein
muss. Auch Warten auf einen Anruf ist vertragsrechtlich eine Nebenleistung fir den Arbeitgeber und daher
besteht grundsatzlich das Recht auf Entgelt. Bei der Rufbereitschaft handelt es sich um eine Leistung, die der
Dienstnehmer nicht schon auf Grund seiner Treuepflicht zu erbringen hat. Rufbereitschaft muss zwischen Ar-
beitgeberln und Arbeitnehmerlnnen vereinbart werden und kann vom/von der Arbeitgeberln nicht einseitig
angeordnet werden.

Auch wenn es sich bei der Rufbereitschaft nicht um Arbeitszeit handelt, kann daraus nicht abgeleitet werden,
dass diese Bereitschaft nicht zu entlohnen ist. Der/die Arbeitgeberln, der die Rufbereitschaft verlangt, macht
wenigstens zum Teil von der Arbeitskraft Gebrauch bzw. wird die freie Gestaltung der Freizeit durch die
Rufbereitschaft eingeschrankt.

Wenn keine Vereinbarung iber die Entlohnung getroffen wurde, dann gebihrt nach § 6 Angestellten-gesetz
(AngG) - bzw. § 1152 ABGB - ein ortsibliches bzw. angemessenes Entgelt. In der Regel ist allerdings die

Rufbereitschaft geringer zu entlohnen, als die tatscchliche Arbeitsleistung. In einigen Kollektivvertragen wird
die Mindestentlohnung fir Rufbereitschaffen geregelt (vergl. Kollektivvertrag fir Arbeiter der Elektrizitats-
versorgungsunternehmen Osterreichs). Bei der Entlohnung fir die Rufbereitschaft ist auf die vom/von der
Arbeitgeberln gesonderte Bereitschaft die Arbeitsleistung aufzunehmen Bedacht zu nehmen. Verstarkte Ein-
schrankungen des/der Arbeitnehmer(s)in wahrend der Rufbereitschaft (z. B. Aufenthalt nur in der Wohnung
des/der Arbeitnehmer(s)in) sollten sich auf die Hohe der Entlohnung auswirken.

Wird ein/e Arbeitnehmerln wéhrend der Rufbereitschaft zur Arbeit gerufen, wird ab diesem Zeitpunkt die Ru-
hezeit unterbrochen. Es beginnt die Arbeitszeit im engeren Sinn. Die Wegzeit in den Betrieb (bzw. Arbeitsort)
ist jedenfalls Arbeitsleistung, wenn der/die Arbeitnehmerln ein Kraftfahrzeug selbst lenkt, ist diese Wegzeit
bereits voll zu entlohnen (gegebenenfalls als Uberstunde).

GemdfB § 20a AZG ist Rufbereitschaft auBerhalb der Arbeitszeit nur an 10 Tagen pro Monat zul@ssig. Der
Kollektivvertrag kann zulassen, dass Rufbereitschaft innerhalb eines Zeitraumes von 3 Monaten an 30 Tagen
vereinbart werden kann. Die tagliche Ruhezeit kann auf 8 Stunden reduziert werden, wenn innerhalb von 2
Wochen ein entsprechender Ausgleich erfolgt (§ 20a Abs. 2 Arbeitszeitgesetz (AZG)).

Die Arbeit wahrend der Rufbereitschaft muss immer jener taglichen Arbeitszeit zugeschlagen werden, die
vor der Arbeit wahrend der Bereitschaftszeit liegt. Diese Zuordnung ist fir die Frage der Uberstunden oder
der 12-Stunden-Grenze bedeutsam. Nach den 12 Stunden ist eine Weiterarbeit nur in Notfdllen (§ 20 AZG)

zulassig.

Durch Arbeit wahrend der Rufbereitschaft, die auBBerhalb der Arbeitszeit vereinbart ist, wird grundsétzlich
die tagliche Ruhezeit unterbrochen. Allerdings dirfen 8 Stunden (ein Teil) nicht unterschritten werden. Dauert
die Arbeit wahrend der Ruhezeit Ianger, so verschiebt sich der Arbeitsbeginn am nachsten Tag entsprechend,
ohne dass das Entgelt gekirzt werden darf (§ 1155 ABGB).

Gemaf § 6a ARG darf Rufbereitschaft auflerhalb der Arbeitszeit nur wéhrend zwei wochentlichen Ruhezei-
ten pro Monat vereinbart werden. Arbeitsleistungen wahrend der wachentlichen Ruhezeit [&sen - neben dem
Anspruch auf Entlohnung - einen Ersatzruheanspruch aus, wenn innerhalb von 36 Stunden vor dem Beginn in
der nachsten Arbeitswoche die Arbeitsleistung erbracht wird (§ 6 Arbeitsruhegesetz (ARG)).

SACHBEZUG

Darunter versteht man einen geldwerten Vorteil (wie beispielsweise die Zurverfigungstellung eines PKW,
Mobiltelefons auch zur privaten Nutzung des Arbeitnehmers, oder eines Parkplatzes) aus dem Dienstverhdlt-
nis, der in einer bestimmten Hohe bei der Gehaltsverrechnung bericksichtigt werden muss. Dabei stellen
sich arbeitsrechtliche Fragen beispielsweise bei Entzug trotz aufrechtem Dienstverhdlinis, Einbeziehung des
Sachbezugwertes in den Mindestlohn oder in das Entgelt bei Krankenstand, Urlaub oder Feiertag oder in die
gesetzliche Abfertigung und die Vorgangsweise bei Tod des Arbeitnehmers.

Der Sachbezug kann unter der Voraussetzung, dass der anzuwendende Kollektivvertrag dies vorsieht, Teil des
kollektivvertraglichen Mindestlohnes sein.

SchlieBt der Kollektivvertrag nicht ausdriicklich aus, dass der Mindestlohn ausschlieBlich in Geld zu entrichten
ist, kann sich dieser sowohl aus Geldlohn als auch aus dem Sachbezugswert zusammensetzen. Sowohl der
Barlohn, auf den der/die Dienstnehmerln nach dem Kollektivvertrag Anspruch hat, als auch der Naturallohn,
der ihm/ihr tatsdchlich gewahrt wird, ist sozialversicherungsrechtlich als Entgelt zu z&hlen und unterliegt der
Beitragspflicht.
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ADA
Eingefügter Text
Die wöchentliche Normalarbeitszeit liegt bei höchstens 40 Stunden und die tägliche Normalarbeitszeit bei 8 Stunden. Grundsätzlich sind 4 Überstunden pro Tag, maximal 20 Überstunden pro Woche bzw. 416 Überstunden auf das Jahr verteilt möglich.


Sachbeziige, die infolge eines Krankenstands, Urlaubes, Feiertags nicht verbraucht (benitzt) werden, sind
grundsatzlich wertmaBig ins Krankenentgelt, Urlaubsentgelt, Feiertagsentgelt einzubeziehen. Fir Arbeiterln-
nen bestimmt jedoch der Generalkollektivvertrag iber den Begriff des Krankenentgelts, dass u.a. jene Sach-
bezige nicht als Krankenentgelt gelten, die wegen ihres unmittelbaren Zusammenhangs mit der Erbringung
der Arbeitsleistung von Arbeitnehmerlnnen wahrend einer Dienstverhinderung nicht in Anspruch genommen
werden kénnen.

Erhalt ein/e Dienstnehmerln ausschlieBlich einen Sachbezug, ist zur Berechnung der allgemeinen Beitrags-
grundlage der kollektivvertragliche Mindestlohn entsprechend seiner Tatigkeit als Bruttolohn anzusetzen und
der Wert der konsumierten Sachbeziige hinzuzurechnen. (d.h. es ist nicht maglich, als Entgelt nur einen Pkw
zur privaten Nutzung zur Verfigung zu stellen ohne Barlohn!).

Nicht alle Sachbezige sind abgabenpflichtig. Der Gesetzgeber zahlt bestimmte Sachbezige auf, die nicht
als Entgelt gelten und daher abgabenfrei zu behandeln sind. Dazu gehéren: die Arbeitskleidung, freie
oder verbilligle Mahlzeiten und Getrénke, die der/die Arbeitgeberln abgibt, Benitzung von Einrichtungen
und Anlagen des Dienstgebers, Zinsersparnis bei Dienstgeberdarlehen die EUR 7.300,~ nicht ibersteigen,
Beforderung der/die Arbeitnehmerln bei Beférderungsunternehmen, Beférderung zwischen Wohnung und
Arbeitsstatte im Werkverkehr, Nachldsse bei Versicherungspréamien. Zusatzlich zu den vorstehenden durch
Gesetz (oder Verordnung) geregelten abgabenfreien Sachbeziigen gibt es noch erlassmafig geregelte abga-
benfreie Sachbeziige. Nicht mehr messbare Aufmerksamkeiten (z. B. Blumenstrau3 zum Geburtstag des/der
Arbeitnehmer(s)in) stellen keine geldwerten Vorteile dar.

Ebenfalls keine Einnahmen iSd § 15 EStG liegen vor, wenn dem/der Arbeitnehmerln Hilfsmittel zur Ausiibung
seines Berufes zur Verfigung gestellt werden (z. B. Arbeitsschutzausristungen wie Sehhilfen bei Bildschirmar-
beit auf Grund des ASchG). Welcher Wert ist beim Sachbezug fir ein Mobiltelefon anzusetzen2 Analog der
Verwaltungspraxis bei fallweiser Privatnutzung eines firmeneigenen Festnetztelefones durch den/die Arbeitneh-
merln ist kein Sachbezugswert zuzurechnen. Allein auf Grund der Zurverfigungstellung eines arbeitgebereige-
nen Mobiltelefons ist die Zurechnung eines pauschalen Sachbezugswertes daher nicht gerechtfertigt. Bei einer
im Einzelfall erfolgten umfangreicheren Privatnutzung sind die anteiligen tatsdchlichen Kosten zuzurechnen.

= Neu: Sachbezugsversteverung bei KFZ

Besteht fir den/die Arbeitnehmerln die Maglichkeit, ein arbeitgebereigenes Kraftfahrzeug fir nicht beruflich
veranlasste Fahrten einschlieBBlich Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte zu benutzen, gilt Folgendes:

1. Es ist ein Sachbezug von 2% der tatsachlichen Anschaffungskosten des Kraftfahrzeuges (einschlieBlich
Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe), maximal 960 Euro monatlich, anzusetzen.

2. Abweichend davon ist fir Kraftfahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert von nicht mehr als 130 Gramm
pro Kilometer ein Sachbezug von 1,5% der tatsdchlichen Anschaffungskosten des Kraftfahrzeuges (ein-
schlieflich Umsatzsteuer und Normverbrauchsabgabe), maximal 720 Euro monatlich, anzusetzen.

Dabei gilt:

a) Der mafBgebliche CO2-Emissionswert pro Kilometer verringert sich beginnend mit dem Kalenderjahr
2017 bis zum Jahr 2020 um j&hrlich 3 Gramm. Ab dem Jahr 2021 ist der CO2- Emissionswert des Jah-
res 2020 von 118 Gramm mafgeblich. Fir die Ermitlung des Sachbezugs ist die CO2-Emissionswert-
Grenze im Kalenderjahr der Anschaffung des Kraftfahrzeuges maf3geblich.

b) Sofern fur ein Kraftfahrzeug kein CO2-Emissionswert vorliegt, ist Z 1 anzuwenden.

3. Abweichend von Z 1 und Z 2 ist fir Kraftfahrzeuge mit einem CO2-Emissionswert von O Gramm pro Kilo-
meter ab dem Kalenderjahr 2016 ein Sachbezugswert von Null anzusetzen.

4. Der maf3gebliche CO2-Emissionswert ergibt sich aus dem CO2-Emissionswert des kombinierten Verbrauches
laut Typen- bzw. Einzelgenehmigung gemaB Kraftfahrgesetz 1967 oder aus der  EGTypengenehmigung.

Die Anschaffungskosten umfassen auch Kosten fir Sonderausstattungen. Selbstandig bewertbare Sonderaus-
stattungen gehoren nicht zu den Anschaffungskosten.

Betragt die monatliche Fahristrecke fir Fahrten im Sinne des Abs. 1 im Jahr nachweislich nicht mehr als 500
km, ist ein Sachbezug im Ausmaf3 des halben Sachbezugswertes gemaf3 Abs. 1 anzusetzen. Unterschiedliche
Fahrtstrecken in den einzelnen Lohnzahlungszeitraumen sind dabei unbeachtlich.”

SCHADEN SIEHE DIENSTNEHMERHAFTUNG

SCHWANGERSCHAFT

Eine Stellenwerberin ist nicht verpflichtet, von sich aus bekannt zu geben, dass sie schwanger ist. Sie darf
eine konkrete Frage Uber eine bestehende Schwangerschaft sogar wahrheitswidrig beantworten, ohne des-
wegen bereits befirchten zu missen, wegen Vertrauensunwirdigkeit entlassen zu werden. Fragen nach dem
Bestehen einer Schwangerschatft sind an und fir sich unzul@ssig und kénnen unter Umsténden sogar zu einem
Verstof3 gegen den Gleichheitsgrundsatz fihren. Denkbar wére, Fragen nach der Schwangerschaft dort als
berechtigt zuzulassen, wo es um den Schutz der Arbeitnehmerin und des ungeborenen Kindes geht (z. B.
Laborarbeitsplatze).

© Marco2811, Fotolia.de
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Jeder einzelne AuBendienst-Arbeitsplatz ist im Einzelfall zu evaluieren, d. h. festzustellen, welche Auflagen

bzw. Einschrénkungen im Fall einer Schwangerschaft zu erfolgen haben (inkl. solcher, die sich ggf. aus der
StVO ergeben).

SELBSTSTANDIGE

Man unterscheidet »alte« und »neue« Selbststandige. Alte Selbststandige haben einen Gewerbeschein. Sie
sind Pflichtmitglieder bei der Wirtschaftskammer. Neue Selbststandige sind solche mit oder ohne Gewer-
beschein, auf die (arbeitsrechtlich) lediglich das birgerliche Recht (hingegen nicht die arbeitsrechtlichen
Spezialnormen) zur Anwendung kommt (nicht reglementierte Gewerbe). Sie haben keine gesetzliche Interes-
senvertretung, sind hnlich wie Selbststandige sozialversichert und geben einmal jghrlich eine Einkommens-
stevererklarung ab.

Siehe auch Broschire »leitfaden durch den Paragraphendschungel« der Interessengemeinschaft IG Flex.

SOZIALVERSICHERUNG BEI AUSLANDSENTSENDUNG

Dienstnehmerlnnen, deren Dienstgeberln den Sitz in Osterreich haben und die ins Ausland entsendet werden,
mit dem es kein Abkommen Uber soziale Sicherheit gibt, gelten fir die Dauer von 5 Jahren als im Inland be-
schaftigt. Es kommt 24 Monate lang zu keinem Wechsel der SV-Pflicht ins Einsatzland. Das Sozialministerium
kann, wenn die Art der Beschaftigung es begriindet, diese Frist entsprechend verlangern (§ Abs 2 lit d ASVG).

Erkrankt der/die Versicherte/r wahrend der Beschaftigung im Ausland hat der/die Dienstgeberin gemaf3 §
130 ASVG die durch die Krankheit erwachsenden Kosten vorderhand zu tragen; er/sie kann diese aber bei
der Krankenkasse binnen Monatsfrist geltend machen und erhélt einen Kostenersatz im Rahmen der Satzun-
gen der Krankenkasse. Der/Die Dienstgeberln hat die Leistungen nicht blof3 vorschussweise zu erbringen;
vielmehr erwirbt der/die ins Ausland entsendete Dienstnehmerln einen unmittelbaren Rechtsanspruch gegen
den/die Dienstgeberln.

Einem/Einer Versicherten, der/die sich im dienstlichen Auftrag im Ausland aufhélt, gebihren die ihm/ihr
nach dem Gesetz zustehenden Sachleistungen. Die Sachleistungen im Fall der Erkrankung im Ausland sind
dieselben wie im Inland.

Wenn der Gesetzgeber den/die Dienstgeberln verpflichtet, dem/der Versicherten fir die Dauver des Auslands-
aufenthaltes die gesetzlich vorgesehenen Sachleistungen zu erbringen, ist grundsatzlich von den im Ausland
dem/der Versicherten tatsdchlich erwachsenen Kosten und nicht von den inlandischen Kostenerstattungsbe-
trage auszugehen.

STEHZEIT

Unter Stehzeit versteht man, dass der/die Arbeitnehmerln zur Arbeitsleistung bereit ist, diese jedoch nicht
zustande gekommen ist und die Verhinderung durch Umstande, die auf der Seite des Arbeitgebers liegen,
eingetreten ist (§ 1155 Allgemein Birgerliches Gesetzbuch (ABGB)). Es kommt nicht darauf an, ob dem/der
Arbeitgeberln ein Verschulden an der Verhinderung trifft (OGH vom 14.12.1982, 4 Ob 3/82).

Die Entgeltforzahlungspflicht des/der Arbeitgeber(s)in besteht bei Arbeitsunterbrechungen, die eindeutig der
Einflusssphare des Arbeitgeber(s)in zuzurechnen sind. Dazu zdhlen insbesondere Arbeitsunterbrechungen
wegen fehlenden Materials und/oder Rohstoffen, fehlender Betriebsmittel, mangelnder Arbeitsauslastung
oder schlechter Arbeitsorganisation.

Um Einkommensverluste infolge Stehzeiten zu vermeiden, sollte daher der Arbeitsvertrag bzw. eine Betriebs-
vereinbarung klare Anlassfdlle definieren und alle anderen ausschlieBen, denn Rechtslehre und Judikatur sind
hier sehr unterschiedlich. Fir Gberlassene Arbeitskréfte gilt, dass ein Entgeltanspruch besteht, wenn sie zur

Leistung bereit sind und der Arbeitgeber nicht oder nur unter dem vereinbarten Ausmaf3 beschaftigen kann (§
10 Abs. 2 Arbeitskrafteiberlassungsgesetz (AUG)).

Achtung: Abdingbarkeit durch Kollektivvertrag, Betriebsvereinbarung, Dienstvertrag oder Einzelarbeitsvertrag

STRAFRECHT

Unrichtige Reisespesenabrechnungen mit der Absicht sich zu bereichern, erfillen den Tatbestand des schwe-
ren Betrugs, welcher mit einer Haftstrafe bis zu drei Jahren geahndet werden kann. Bei wiederkehrender
Begehung liegt gewerbsméaBiger Betrug vor, der sogar mit 10jahrigen Haftstrafen bedroht ist. Erfolgt die
Strafandrohung aufgrund eines Verwaltungsgesetzes (sog. Verwaltungsstrafen z. B. Strafe wegen Geschwin-
digkeitsiberschreitung), werden meist Geldstrafen verhéngt. Es sind aber bei Nichterbringung auch Ersatz-
freiheitsstrafen vorgesehen.

Tl PP . Einer Anordnung des Vorgesetzten, die einen strafrechtlichen Tatbestand erfllt,

« muss seitens des Arbeitnehmers nicht Folge geleistet werden. Zur Absicherung sollte
auf jeden Fall sofort Kontakt mit dem/der Betriebsratln und der Gewerkschaft aufgenommen wer-
den.

SPESEN

Spesen, die z. B. durch Reisetatigkeit entstehen, werden im Angestelltengesetz nicht ausdricklich geregelt.
Der Anspruch auf Spesenersatz bzw. Spesenvorschuss ergibt sich aber aus dem Zivilrecht. (§ 1151 Abs
2 und § 1014 Allgemein Birgerliches Gesetzbuch (ABGB). Eine ndhere Ausgestaltung findet sich haufig in
Kollektiv- und Zusatzkollektivvertragen (Fahrtvergitung/Didten/sonstige Aufwendungen).

TAGGELD sieche auch NACHTGELD

Der arbeitsrechtliche Anspruch auf Taggeld - dem Grunde und der Hohe nach - wird grundsatzlich in Kollektiv-
vertragen geregelt. Taggelder kénnen aber auch durch Betriebsvereinbarung und/oder Einzelarbeitsvertrag
geregelt werden. Selbstverstandlich kénnen durch Betriebsvereinbarung und/oder Einzelarbeitsvertrag be-
stehende kollektivvertragliche Regelungen verbessert oder ergénzt werden. Wird eine Betriebsvereinbarung
Uber Taggelder abgeschlossen, so ist dieser Regelungsinhalt im § 97 Abs. 1 Z 12 Arbeitsverfassungsgesetz
(ArbVG) geregelt (freiwillige Betriebsvereinbarung).

Auch fir das Taggeld werden in Kollektivvertragen unterschiedliche Definitionen verwendet (Entfernungszu-
lage, Aufwandsentschadigung usw.) und unterscheiden sich die Anspriiche sowohl dem Grunde als auch
der Héhe nach in den einzelnen Kollektivvertragen. In den meisten Kollektivvertragen wird das Taggeld als
Pauschale geregelt, welches bei Erfillung bestimmter Voraussetzungen dem/der Dienstnehmerln zusteht. Man
unterscheidet Taggeld fir Inland und Ausland.

Das Taggeld soll den Mehraufwand (Essen, Getranke usw.) der/die Arbeitnehmerln auf Dienstreisen (Monta-
gen) abdecken. So muss kein konkreter Mehraufwand (z. B. Rechnungen fir Mahlzeiten) mehr nachgewiesen
werden. Zu beachten ist jedoch, dass in einigen Kollektivvertragen das Taggeld gekirzt werden kann, wenn
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der Arbeitgeber Mahlzeiten kostenlos zur Verfigung stellt oder die Mahlzeiten direkt bezahlt (z. B. im Rah-
men von Kursen oder Seminaren).

Als Taggeld (Inland) stehen fir 24 Stunden héchstens EUR 26,40 steuerfrei zu. Hohere Betrdge kdnnen auch
bei Nachweis nicht steuerfrei verrechnet werden, selbst wenn ein arbeitsrechtlicher Anspruch darauf besteht.
Uber die EUR 26,40/Tag bezahlte Taggelder sind als laufende Beziige sozialversicherungs- und steuerpflich-
tig. Bis zu einer Reisedauer von 3 Stunden steht kein steuerfreies Taggeld zu. Dauert eine Dienstreise langer
als 3 Stunden, ist fir jede angefangene Stunde ein Zwdlftel von EUR 26,40 steuerfrei zu rechnen. Das volle
Taggeld (EUR 26,40) steht steverfrei ab 12 bis 24 Stunden zu. Grundsatzlich werden diese 24 Stunden ab
Beginn der Dienstreise gerechnet. Sieht ein Kollektivvertrag eine Abrechnung der Taggelder nach Kalender-
tagen vor, ist nach dieser Vorschrift abzurechnen.

Fir Auslandsdienstreisen wird die Héhe des Taggeldes in einigen Kollektivvertragen geregelt. Fehlt eine
solche Regelung im Kollektivvertrag, kann diese durch Betriebsvereinbarung und/oder Einzelarbeitsvertrag
ersetzt werden. Jedenfalls sollte die Vereinbarung vor Antritt der Auslandsdienstreise abgeschlossen werden.

Taggelder fir Auslandsdienstreisen sind bis zum héchsten Auslandsreisesatz fir Bundesbedienstete nach der
Reisegebuihrenvorschrift steverfrei zu belassen (z. B. Portugal EUR 27,90 pro Tag).

https:/ /www.bmf.gv.at/stevern/richtlinien/Istr/2002/42Istr1404.html (aktuelle Reisegebihrenvorschriften).

Wenn Sie keine oder geringere Taggelder erhalten, als steverfrei gewdhrt werden, kdnnen sie diese (Diffe-
renz) im SteuerJahresausgleich geltend machen.

VARIABLES ENTGELT SIEHE PROVISIONEN, ZIELVEREINBARUNGEN

Ist leistungs- und/oder erfolgsabhangiges Entgelt. Es darf nie unter das kollektivvertraglich zustehende Min-
destgehalt fallen.

VERFALL UND VERJAHRUNG

Verfall und Verjéhrung sind rechtlich verschieden zu beurteilen. Mit Ablauf der Verjchrungsfrist kann ein
Anspruch gerichtlich nicht mehr durchgesetzt werden, wahrend mit dem Ablauf der Verfallsfrist das Recht als
solches untergeht.

Es gibt in Kollektivvertragen unterschiedliche Regelungen beziglich der Verfallsfristen. So kénnen sich die
Lange der Verfallsfristen als auch die Form der Geltendmachung unterscheiden. Wird ein Anspruch (z. B.
Abgeltung von Uberstunden) nicht rechtzeitig (innerhalb der Verfallsfrist) oder nicht in der vorgesehenen Form
(z. B. schriftlich) geltend gemacht, so kann dieser Anspruch fir den/die Arbeitnehmerln verloren gehen.
Wichtig ist daher, dass offene Anspriiche so schnell als méglich beim/ bei der Arbeitgeberln (schriftlich)
geltend gemacht werden. Anspriiche aus einer ungerechtfertigten Entlassung oder einem Austritt des/der
Arbeitnehmer(s)in missen immer binnen é Monaten gerichtlich (durch Klagseinbringung) geltend gemacht
werden, ansonsten sind diese Anspriiche verfallen.

Wourden Anspriiche innerhalb der Verfallsfrist geltend gemacht, so bleibt fir die gerichtliche Durchsetzung die
gesetzliche Verjahrungsfrist. Die gesetzliche Verjahrungsfrist betragt 3 Jahre. Diese gesetzliche Verjahrungs-
frist kann durch den Kollektivvertrag verkirzt werden.

Werden aber z. B. Arbeitsaufzeichungen vom/von der Arbeitgeberln nicht oder nicht ausreichend genau
gefihrt, so kann dies die Verfallfrist von diesbeziglichen Anspriichen hemmen, wie ein aktuelles Urteil des
Obersten Gerichtshofs feststellte.

VERMITTLUNGSVERTRETERINNEN, VERMITTLUNGSAGENTINNEN

Sind eine Untergruppe von Agenten bei Versicherungen, da es hier nicht die Berufsbezeichnung Abschluss-
vermittler, sondern lediglich die Vermittlungsagentinnen gibt.

Der/Die Vermittlungsagentin darf im Gegensatz zum/ zu der Abschlussagentln lediglich Antrage und Er-
klarungen entgegen nehmen und an den Versicherer weiterleiten. Seine/ihre Aufgabe liegt vor allem in der
Versicherungsberatung und Unterstitzung der Antragsstellung. In umgekehrter Weise ist er wiederum be-
vollméchtigt, Polizzen, Polizzennachtrége und Deckungsbriefe dem Versicherungsnehmerln auszuhandigen.
Weitere Tatigkeiten wie z.B. Prémien zu kassieren darf er nur mit eigener Vollmacht.

In die Gruppe der Versicherungsagentlnnen sind alle Mitarbeiterlnnen des AuBBendienstes. Das sind haupt-
beruflich, nebenberuflich oder nur fallweise fir einen Versicherer tatige Mitarbeiterlnnen oder Selbstandige.

VERSICHERUNG (HAFTPFLICHT)

Fugt ein/e Arbeitnehmerln in Ausibung seiner/ihrer Tatigkeit als Dienstnehmerln aus einem Dienstverhdlinis
einem Dritten einen Schaden zu, haftet der/die Dienstgeberln fir seinen/ihren Erfillungsgehilfen (Dienstneh-
merln). Entweder der/die Dienstgeberln kommt fiir den entstandenen Schaden selbst auf oder er Ubertragt
dieses Risiko einer Versicherung in Form einer Haft- bzw. Betriebshaftpflichtversicherung. Im Rahmen der
Hochsthaftungssumme (Versicherungssumme/Deckungssumme) sind diese Schaden abgedeckt. In dieser Be-
triebshaftpflichtversicherung sind sowohl der/die Dienstgeberln als auch seine Dienstnehmerln mitversichert.

Der/Die Anspruchstellerin (Geschadigte) hat sich mit seinen/ihren Ansprichen an den/die Dienstgeberln zu
wenden, welche/r diese an seine/ihre Versicherung weiterleitet. Sollten die vereinbarten Héchsthaftungssum-
men nicht ausreichen, so hat der/die Dienstgeberln (Arbeitgeberln/Unternehmerln) die nicht ausreichend

© Maridavy, Fotolia.de
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abgedeckten Forderungen Uber die Versicherungsleistung hinaus in unbegrenzter Héhe selbst zu tragen und

darf/kann sich nicht an den DienstnehmerlIn regressieren.

Werden Schaden vom/ von der Dienstgeberln als auch von Dienstnehmerlnnen vorsatzlich herbeigefihrt, so
tragt der/die Dienstgeberln/Dienstnehmerln den entstandenen Schaden in unbeschrénkter Hohe zur Ganze
selbst. Eine Ausnahme stellt jedoch dabei die Verwendung von dienstgebereigenen Fahrzeugen (Dienstwa-
gen) dar. Schaden, die der/die Arbeitnehmerln als Lenkerln eines dienstgebereigenen Fahrzeugs verursacht
hat, sind durch eine Kfz-Haftpflicht oder eine Kaskoversicherung abgedeckt. Bei der Kfz-Haftpflichtversiche-
rung ist der/die Arbeitnehmerln als berechtigte7r Lenkerln mitversichert.

= Ein etwaiger Selbstbehalt oder die Malus Stufe ist zu beachten.

VORSTRAFEN

Ein/e Arbeitnehmerln ist im Allgemeinen nicht verpflichtet, bei Einstellungsgesprachen Fragen des
Arbeitgeber(s)in nach allfalligen Vorstrafen zu beantworten.

Diese Fragen sind jedoch dann zuldssig und daher auch wahrheitsgemaB zu beantworten, wenn es sich um
ungetilgte Verurteilungen handelt, die den/die BewerberIn fir die angestrebte Tatigkeit objektiv ungeeignet
erscheinen lassen. Ein Strafregisterauszug kann verlangt werden. Fragen nach getilgten Vorstrafen sind unzu-
lassig; das Register vermerkt hier lediglich: »Zur Zeit liegt Nichts vor«.

WEGZEITVERGUTUNG, siehe auch FREIER DIENSTVERTRAG, SELBSTSTANDIGE

In einigen Kollektivvertragen wird ein eigenes System der Wegzeitvergiitung geregelt (vgl. KV-Arbeiter Metall-
industrie). Die Systematik der Wegzeitvergitung geht davon aus, dass der /die Arbeitnehmerlin verpflichtet
ist, an jedem Arbeitstag die Arbeit beim standigen Betrieb anzutreten. In vielen Fallen ist der/die Arbeit-
geberln daran nicht interessiert, da er/sie die Arbeitsleistung nicht im stdndigen Betrieb benétigt, sondern
auBerhalb des standigen Betriebes (Baustelle, Kunden usw.). Tritt der/die Arbeitnehmerln zu Arbeitsbeginn
seine/ihre Tatigkeit direkt auBBerhalb des standigen Betriebes an, so gebihrt dafir eine Wegzeitvergitung.
Die Wegzeitvergitung wird grundsatzlich als Pauschale abgegolten und errechnet sich aus der Distanz
(Luftlinie) zwischen sténdigen Betrieb und nichtstdndigen Arbeitsplatz (Baustelle, Kunden). Die Wegzeitvergi-
tung ist kein Aufwandersatz, sondern Arbeitslohn und somit in den Entgeltbegriff einzubeziehen (OGH vom
18.3.1992, 9 Ob A 59/92).

WERKVERTRAG

Bei einem Werkvertrag wird ein Werk bzw. ein Ergebnis geschuldet. Geschuldet wird im Gegensatz zum
Dienstvertrag nicht die Tatigkeit sondern der Erfolg. Der Werkunternehmer kann sich vertreten lassen, arbeitet
in der Regel mit den eigenen Betriebsmitteln und tragt auch das wirtschaftliche Risiko. Die blof3e Bezeichnung
als Werkvertrag, bei tatsachlich unselbstandiger Beschaftigung setzt die Arbeitnehmerlnnenrechte natirlich
nicht auBBer Kraft. Detaillierte Erlauterungen dazu in der Broschire »Leitfaden durch den Paragraphendschun-
gel« der Interessengemeinschaft IG Flex.

siche auch FREIER DIENSTVERTRAG, SELBSTSTANDIGE

WERKZEUG siehe ARBEITSMITTEL

ZIELVEREINBARUNG

Das Instrument Zielvereinbarung dient im Betrieb zur Leistungssteuerung, zur Leistungsintensivierung und zur
Leistungskontrolle. Mit einzelnen Beschaftigten oder Gruppen werden verbindliche Absprachen iber Leistun-
gen getroffen, die innerhalb eines Zeitraums erreicht werden

sollen.

Nach Ablauf der vereinbarten Zeit wird kontrolliert, inwieweit die Ziele erreicht wurden. Vom Grad der
Zielerreichung hangt die Beurteilung bzw. Bewertung ab, die meist wichtige Informationen fir weitere perso-
nelle Entscheidungen (Karrieremdglichkeiten, Versetzung, Kindigung,...) liefert.

Zielvereinbarungen werden auch haufig mit leistungsbezogenen Entgeltbestandteilen verknipft. Zielvereinba-
rungen kdnnen durchaus Vorteile fir die Beschaftigten mit sich bringen. GroBe Gefahren liegen allerdings im
standig steigenden Arbeitsdruck sowie der Tatsache, dass es sich oft nicht um Zielvereinbarungen, sondern
um einseitige Zielvorgaben handelt.

ZULAGEN

Fur bestimmte Tatigkeiten gebihren dem/der Arbeitnehmerln Zulagen. Unter welchen Voraussetzungen und in
welcher Hohe die Zulagen den Beschaftigten zustehen wird grundsatzlich in den Kollektivvertragen geregelt.
Zulagen koénnen tatigkeits- oder funktionsbezogen sein oder aus sozialen Griinden erfolgen. Fir Arbeitneh-
merlnnen, die auBerhalb des Betriebes beschaftigt werden, kommen insbesondere folgende Zulagen in Frage:

* Montagezulage

® Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulage
e Schichtzulage

* Nachtarbeitszulage usw.

Zulagen fallen unter den arbeitsrechtlichen Entgeltbegriff und missen daher im Feiertags-, Urlaubs- und Kran-
kenentgelt so wie bei einer Abfertigungsauszahlung (alt) bericksichtigt werden. Im neuen Abfertigungssystem
erhdhen Zulagen jedenfalls die Bemessungsgrundlage fir die Leistung in die betriebliche Mitarbeitervorsor-
gekasse.

Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen und mit diesen Arbeiten zusammenhdngende Uberstundenzu-
schldge sind in einem bestimmten Ausmaf3 monatlich steuerfrei. (www.bmf.gv.at)
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2, STUFENBAU DER RECHTSORDNUNG

Die Rechtsquellen in einem Rechtsstaat stehen in einem Bezugsverhalinis zueinander und haben verschiedene
Range. Auch was in einem privaten Dienstvertrag vereinbart wird, hat zwingende Gesetze und Verordnungen
zu beachten. Hier ist eine zu starke Ausdehnung der Privatautonomie beschrénkt durch die Nichtigkeit einer
Vereinbarung infolge Verstof3 gegen die guten Sitten (§ 879 ABGB). Der Stufenbau der Rechtsordnung
besagt, dass die Entfaltungsméglichkeit der nachgeordneten Rechtsquelle jeweils von der
Ubergeordneten abhéngig ist.

Das Arbeitsrecht sieht einen - verglichen mit anderen Rechtsmaterien - erheblich erweiterten Stufenbau vor,
da es um innerbetriebliche und Gberbetriebliche Rechtsquellen erweitert wird. Neben dem Gesetz als erster
Stufe dieser Rangordnung treten die fir das Arbeitsrecht spezifischen Rechtsquellen. Dazu zéhlen die Gberbe-
trieblichen Gesamtvereinbarungen (Kollektivvertrag, Satzung, Mindestlohntarife) sowie die Betriebsvereinba-
rungen auf betrieblicher Ebene. An letzter Stelle steht der Arbeitsvertrag, der nur noch in dem Bereich Recht
schaffen kann, der durch die Gbergeordneten Normen nicht zwingend geregelt ist.

Im Verhéltnis der Rechtsquellen zueinander gilt das Giinstigkeitsprinzip. Darunter versteht man den Grundsatz,
dass Betriebsvereinbarungen und Einzelarbeitsvertrage nur ginstiger sein dirfen als der jeweils anzuwen-
dende Kollektivvertrag. Ein Kollektivvertrag kann von gesetzlichen Vorschriffen nur dann abweichen, wenn
im Gesetz eine solche Ermachtigung normiert ist. Dem Arbeitsvertrag kommt daher als eine die Arbeitsbedin-
gungen am meisten konkretisierenden Grundlage des Arbeitsverhdltnisses eine wesentliche Bedeutung zu.

Uberblick Stufenbau:
1. EG-Vertrag, EU-Beitrittsvertrag und Nebenvertrage

z. B. Art 39 EGV: Innerhalb der Gemeinschaft ist die Freizigigkeit der Arbeitnehmer gewdahrleistet. Art
12 EGV: Diskriminierungsverbot (Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Vertrages ist in seinem
Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Grinden der Staatsangehdrigkeit verboten.

2. Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen der EG

z. B. Freizigigkeitsverordnung VO (EWG) Nr. 1612/68, Reise- und Aufenthaltsfreiheitsrichtlinie RL
68/360/EWG, Aufenthaltsrichtlinie RL 98/49/EG, Entsenderichilinie RL 96/71/EG, »Verbleibeverord-
nung« (EWG)Nr.1251/70 usw.

3. Nationales Verfassungsrecht, Arbeitsverfassungsgesetz
4. Zwingendes (nationales) Gesetz
z. B. Angestelltengesetz, Urlaubsgesetz, Mutterschutzgesetz, Einkommensteuergesetz ...
5. Nationale Verordnung, Mindestlohntarif
6. Kollektivvertrag, Satzung

Enthalt oft Bestimmungen zu Reisekosten- und Aufwandentschadigung, Trennungsgeld, Sonderzahlungen,
Jubildumsgelder Achtung, beziehen sich Regelungen in Kollektivvertragen (oder in Arbeitsvertragen) ent-
haltenen Vereinbarungen zum Reisespesenersatz nur auf Inlandsdienstreisen, sollte vor Auslandsdienstrei-

se eine Vereinbarung zu treffen werden, sonst sind nur die »tatséchlichen Kosten« sofern sie nitzlich und

notwendig waren, zu ersetzen.

7. Betriebsvereinbarung

Darunter versteht man Vereinbarungen, die zwischen Betriebsinhaber und Betriebsrat vereinbart werden
und die auf Grundlage des Arbeitsverfassungsgesetzes oder einer anderen gesetzlichen Grundlage zu-
stande kommen.

8. Einzelarbeitsvertrége/Individualvereinbarung
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3. UBERBLICK UBER BETRIEBSVEREINBARUNGEN
UND »FREIE BETRIEBSVEREINBARUNGEN «

Die Betriebsvereinbarung ist eine schriftliche Vereinbarung zwischen Arbeitgeberln und Betriebsrat/Betriebs-
ratin und kann alles regeln, wo eine Gesetzesbestimmung oder ein Kollektivvertrag (Erméachtigung) die Er-

laubnis fir eine solche Regelung erteilen.

TIPP:

Die Formalbestimmungen finden sich in § 29-32 ArbVG. Inhalte der BV finden sich z. B. in § 96-

m Einzelvereinbarung/Wei- Einzelvereinbarung/
unzulas- R . .
sig sung unzu|055|g, g.un.shge— Wel:sung ersetzen nicht
re KV-Regelung méglich Zustimmung BR
Arten NOTWENDIGE mitN Zo“t::\Eb:sDcII?IiEch- ERZWINGBARE FAKULTATIVE
§ 96 ArbVG 9 § 97 Abs. 1 Ziff 1 - 6a | §97 Abs. 1 Ziff 7 -25
tung § 96a
Z 1 Ordnungsvorschriften
Z 9 menschengerechte
Z1a Arbeitskraftetberlas- | Arbeitsgestaltung
Z 1 Systeme zur sung
Ermittlung, Verarbeitung Z 10 Grundsatze iber
Z 1 Disziplinarordnung und Ubermittlung von Z 2 Arbeitszeit, Pausen den Verbrauch des
personenbezogenen Urlaubs
Z 2 Personalfragebdgen Daten der AN, soferne die | Z 3 Art d. Abrechnung,
vorgesehene Verwendung | Zeit und Ort der Auszah- Z 16 Gewinnbeteiligung
Z 3 KontrollmaBnahmen/ | iber Gesetz, Normen des | lung
Beriihrung der Menschen- KV oder Arbeitsvertrag Z 17 MaBnahmen zur
< B wirde hinausgeht Z 5 Verwaltung v. Sicherung der von den Ar-
Schulungs-Bildungs- und beitnehmern eingebrach-
Z 4 |eistungsbezogene Z 2 Systeme zur Beurtei- Wohlfahrtseinrichtungen ten Gegenstdnde
Enfgehe, insoweit eine |Ung von AN’ sofern mit
Regelung durch KV nicht diesen Daten erhoben Z 6 Beniitzung v. Befrieb- | Z 21 Rechtsstellung der
besteht siche § 97 werden, die nicht durch seinrichtungen, Betriebs- AN bei Krankheit und
betriebl. Verwendung mitteln, Unfall
gerechtfertig sind Z6a MaBinahmen betr. Z 24 MaBnahmen iSd §§
Nachtschichtschwerarb 96 Abs 1 und 96a Abs. 1
Verhijtung v. Unféllen

Typen von Betriebsvereinbarungen und die sog. »freie Betriebsvereinbarung«

Hier wird kurz erlautert werden, welche im ArbVG  geregelten BV fir Tatigkeiten auBerhalb des Betriebes in

Betracht kommen.

Folgende Betriebsvereinbarungen - betreffend »Tatigkeiten auf3erhalb des Betriebes« sind

durch das Arbeitsverfassungsgesetz gedeckt bzw erméchtigt:

> notwendige Betriebsvereinbarungen (§ 96 ArbVG): - absolutes Vetorecht des/der Betriebsrates/

Betriebsratin!

97 ArbVG, AZG
Arten NOTWENDIGE mi:‘l Zo\::ll'lEr:sDcll?liEch- ERZWINGBARE FAKULTATIVE
§ 96 ArbVG s 39 o § 97 Abs. 1 Ziff 1 - 6a | §97 Abs. 1 Ziff 7 -25
. nur wenn nicht in gl{ns’r}gere Verembor.ung
Mischform méglich auch wenn in KV
KV/Satzung geregelt
geregelt
Ezg[?;:nM:cinnigmeger Zustimmungspflichtige bedingt erzwingbar,
Einfluss Zusflijmmurlm des BR. die MaBnahme, Zustimmung Betriebsinhaber kann
des BR ; ng ' kann durch Zwangs- auch ohne entsprechende
in Form einer solchen BV hlich d . d
erfolgt schlichtung ersetzt werden | Zustimmung anordnen
A b -
schluss notwendig zur notwendig zur nicht notwendig BR kommen nur durch
Schrift- | Verwirklichung Verwirklichung konn'nur Modifizierung Einigung der Vertrags-
lichkeit erzwingen, partner zustande
i
Auswir- Einfihrung absolut rechts-
kungen | ohne Zustimmung kann unwirksam, Zustimmung MaBnahme kann mit Zu- ie bei inab
bei Un- | MaBnahme nicht getroffen | des BR kann nur durch stimmung der betroffenen \I;‘/:;'eglseerf:'/:[;%ra;er
terblei- | werden Schlichtungsstelle ersetzt AN eingefiihrt werden iebsvereinbarung
ben werden
fChIiCh- bei Nichteinigung hat
ungs- nicht vorgesehen vorgesehen Schlichtungsstelle zu ent- nicht vorgesehen
stelle scheiden, gilt dann als BY
KEINE; Kindigung nicht
méglich, nur JA (nur bei Kiindigung);
Nach- KE!NI;; KuEn'dlﬁqulng |ed'er- - einvernehmliche Losung KEINE; Kindigung méglich
SETRSl i otns Eltholung ainer (ine Kinigong mslch | (ol Bosimmongen dos
rist mglic e eine Kindigung méglic allg. Bestimmungen des
befristet abgeschlossen 32 ArbVG anzuwenden
- Uber Schlichtungsstelle

Z 3 KontrollmaBnahmen, die die Menschenwiirde betreffen (GPS) (technische Systeme, die das Verhal-
ten oder bestimmte Eigenschaften von Menschen feststellen und dadurch die Méglichkeit zu einer
die Menschenwiirde berihrenden Kontrolle eréffnen sind nach § 96 ArbVG absolut zustimmungs-
pflichtig)

Z 4 leistungsbezogene Entgelte, soweit keine Regelung durch KV besteht notwendige Betriebsvereinba-
rungen mit Zwangsschlichtung (§ 96a ArbVG)

Z 1 Systeme zur Verarbeitung und Ubermittlung von personenbezogenen Daten der Arbeitnehmer

Z 2 Systeme zur Beurteilung von Arbeitnehmerlnnen, sofern mit diesen Systemen Daten erhoben wer-
den, die nicht durch betriebliche Verwendung gerechtfertigt sind.
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> erzwingbare Betriebsvereinbarungen (§ 97 ArbVG):

Z 1 Ordnungsvorschriften
Z 3 Artund Weise der Abrechnung und insb Zeit und Ort der Auszahlung

Z 6 MaBnahmen zur zweckentsprechenden Benutzung von Betriebseinrichtungen und Betriebsmitteln
(dienstliche und private Nutzung von PKW, Laptop, private Internet- und Handynutzung, Kosten-
aufteilung bei der erlaubten Privatnutzung

» fakultative Betriebvereinbarungen (§ 97 ArbVG)

Z 12 Erstattung von Auslagen und Aufwendungen sowie Regelung von Aufwandsentschadigungen
Z 16 Systeme der Gewinnbeteiligung

Z 17 MafB3nahmen zur Sicherung der von den Arbeitnehmerlnnen eingebrachten Gegenstande

Z 21 Rechtsstellung der Arbeitnehmerln bei Krankheit und Unfall

Mischformen in einem Vertragswerk sind méglich. Hier sind aber dann die unterschiedlichen Rechtsfolgen z.
B. bei Kiindigung zu beachten. Auch andere Gesetze sehen Grundlagen zum Abschluss von Betriebsverein-
barungen vor wie beispielsweise das UrlG, das EFZG und das BPG.

Daneben kann auch ein Kollektivvertrag (als Gbergeordnete Rechtsquelle) die Betriebsvereinbarung zur Rege-
lung bestimmter Angelegenheiten erméchtigen. (§ 29 ArbVG) Eine Weitergabe der Rechtsset-zungsbefugnis
ist aber nur in jenen Angelegenheiten méglich, die geméf3 § 2 Abs 2 ArbVG Gberhaupt kollektivvertraglich
geregelt werden kénnen. In der Praxis werden haufig arbeitszeitliche Befugnisse von der kollektivvertragli-
chen auf die betriebliche Ebene verlagert.

Es finden sich auch Befugnisse im Bereich des Entgeltes und des Aufwandersatzes. Zum Teil wird die Be-
triebsvereinbarung ermachtigt, innerhalb der kollektivvertraglichen Rahmenbedingungen ergénzende bzw.
spezielle Regelungen zu treffen.

Die Kollektivvertragsparteien kénnen aber auch Bestimmungen dispositiver (abdingbarer) Natur treffen und
die Betriebsvereinbarung dazu erméchtigen, die entsprechende Angelegenheit abweichend zu regeln.

»Freie Betriebsvereinbarungenc«:

Darunter versteht man Ublicherweise zwischen Betriebsrétin und Betriebsinhaberln abgeschlossene Verein-
barungen, die weder durch Gesetz noch durch Kollektivvertrag gedeckt sind. Meist betrifft eine derartige
Vereinbarung die Regelung von Entgeltanspriichen der Arbeitnehmerlnnen (beispielsweise Zulagen, Remune-
rationen).

Da es somit weder eine gesetzliche noch eine kollektivvertragliche Regelungserméchtigung gibt, stellt sich
die Frage, inwieweit eine derartige Vereinbarung iGberhaupt rechtswirksam ist. Da diese freien Betriebsver-
einbarungen auBerhalb des gesetzlichen Rahmens des ArbVG (§§ 29ff ArbVG) abgeschlossen werden, ist
es unbestritten, dass sie nicht die besonderen Rechtswirkungen der gesetzlichen Betriebsvereinbarungen
(Normwirkung, Unabdingbarkeit, Nachwirkung) entfalten. Die Rechtsfolgen dieser Vereinbarungen richten
sich nach allgemeinen rechtlichen Regeln, wie sie fir Vertrage gelten. Das bedeutet, dass der Inhalt von frei-
en Betriebsvereinbarungen, sofern er dem Arbeitnehmer bekannt gegeben oder zumindest von ihm beachtet
wird, die Grundlage fir eine einzelvertragliche Ergénzung des Arbeitsvertrages werden kann.

Freie Betriebsvereinbarungen werden daher auch als »Vertragsschablone« bezeichnet. Ihr Inhalt wird zum
Bestandteil des Einzeldienstvertrages und kann daher nicht einseitig von Betriebsinhaber oder Betriebsrat
(z. B. in einer abweichenden Regelung) gedndert, aufgehoben oder gekindigt werden. lhre Rechtswirkung
endet erst, wenn der/die Betriebsinhaberln mit den/der einzelnen Arbeitnehmerin eine entsprechende ab-
weichende Vereinbarung trifft.

Wourde in einer freien Betriebsvereinbarung ein Widerrufsvorbehalt oder eine zeitliche Befristung vereinbart,
so wird auch diese Klausel Bestandteil des Einzeldienstvertrages. In diesem Fall muss der Arbeitnehmer auch
unginstige Vertragsbedingungen gegen sich gelten lassen.

onkey Business - Fotolia
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4. PRAKTISCHE TIPPS ZU BETRIEBLICHEN VEREINBARUNGEN
FUR DIE ARBEIT AUSSERHALB DES BETRIEBES

4.1. Allgemeine Empfehlungen

Bei beabsichtigtem Abschluss einer Betriebsvereinbarung unbedingt VORHER den/die zustandige(n) Gewerk-
schaftssekretarin kontaktieren! Er/sie verfigt Uber lange Erfahrung, hat Mustervereinbarungen und hilft in
einem Beratungsgesprach die maBgeschneiderte Vereinbarung zu erarbeiten. Als erster Schritt sollte ein Stim-
mungsbild bei den Arbeitnehmerlnnen erhoben werden: Was sind die Bedirfnisse der Kolleglnnen2 Wobei
besteht Regelungsbedarf2

Generell sollte bei Abschluss einer Betriebsvereinbarung immer beachtet werden, dass der Geltungsbe-
reich, d. h. der von der Betriebsvereinbarung umfasste Personenkreis exakt umrissen ist und dabei keine
ungewollte Licke auftritt.

Betriebsvereinbarungen missen immer schriftlich - das ist im ArbVG auch ausdriicklich so vorgesehen - ab-
geschlossen werden. Auch freie Betriebsvereinbarungen, die dem ArbVG nicht unterliegen, sollten grundsatz-
lich nur schriftlich abgeschlossen werden. Alle Betriebsvereinbarungen missen auflerdem ordnungsgemaf3
kundgemacht werden. (§ 30 ArbVG) um wirksam zu werden.

Weiters kann eine Befristung der Betriebsvereinbarung in Erwdgung gezogen werden. So kénnen die
gewonnenen Erfahrungen und allféllige Anderungen im Rahmen neuerlicher Verhandlungen in die Betriebs-
vereinbarung aufgenommen werden. Allerdings missen dabei immer auch etwaige Folgen der Nichtverlén-
gerung abgeschatzt werden.

Literaturhinweis: Achitz, Krapf, Mayhofer, Leitfaden fir Betriebsvereinbarungen, OGB Verlag Nr 133,
Cerny, Gahleithner, Kundtner, Preiss, Schneller; Arbeitsverfassungsrecht, OGB Verlag Nr. 155, 156, 157

4.2, Worauf ist bei einer (Betriebs-)Vereinbarung betreffend Erfolgsbeteiligung zu
achten?

> Wichtig ist es, zundchst genau zu regeln, auf welcher Basis die Beteiligung (zumeist ein fixer Prozentsatz)
errechnet werden soll, weil es viele Spielarten der Gewinnermittlung gibt. Nur im Zweifel bildet der bi-
lanzmé&Bige Reingewinn die Grundlage fir die Berechnung des Gewinnanteils.

» Auch der Abrechnungsmodus sollte vereinbart werden; im Zweifel hat die Abrechnung nach der bran-
cheniblichen und fir ordentliche Kaufleute normalen Bilanzierungsmethode zu erfolgen.

P Abrechnungszeitraum ist mangels anderer Vereinbarung das Geschéaftsjahr.

v

Ein Anspruch auf Vorschuss muss ausdriicklich vereinbart sein.

» Von der Entstehung des Anspruchs ist dessen Falligkeit zu unterscheiden (uU bei Beendigung des Arbeitsver-
haltnisses wahrend des Geschaftsjahres von Relevanz/Aliquotierung der Gewinnbeteiligung!). Entstehen
wird der Anspruch auf Gewinnbeteiligung idR sukzessive wahrend eines lédngeren Zeitraumes (haufig 1
Jahr), die Falligkeit wird idR am Ende dieses Zeitraumes eintreten. Der Zeitpunkt der Falligkeit ist natirlich
auch fir den Beginn der Verjahrung (3 Jahre) ausschlaggebend. Klagen auf Bucheinsicht/Rechnungsle-
gung unterbrechen den Lauf der Verjahrungsfrist nicht, weswegen Stufenklagen zu empfehlen sind.

P Auch bei Gewinnbeteiligung besteht selbstverstandlich ein Recht des Arbeitnehmers auf Einsicht in die Ge-
schaftsbicher und sonstigen Unterlagen, soweit diese zur Prifung der Richtigkeit der Abrechnung dienen.

4.3. Checkliste zur Betriebsvereinbarung »Das elektronische Fahrtenbuch«
Geltungsbereich

Die BV gilt fir alle Mitarbeiterlnnen, die aufgrund steuerlicher Vorgaben verpflichtet sind ein Fahrtenbuch
zv fishren. ( Ausgenommen sind z. B. Probe- und Uberstellungsfahrten im Handel, Linienverkehr, und andere

(sieche §8 FahrtbV)
Gegenstand

Es kommt das System XY (Name, Hersteller und Version) zum Einsatz. Der/die Arbeitgeberln stellt das Kfz
sowie das Gerdt zur elektronischen Fahrtenbucherstellung zur Verfigung. (Falls Privatfahrzeuge fir Dienst-
zwecke genutzt werden, kann der/die Arbeitgeberln keine fix eingebauten Gerate verlangen.)

Ziel(e)

Das Gerét dient der automatischen Ubermittlung von Daten zur Fihrung des Fahrtenbuches zur steuerlichen
Be-handlung durch das Finanzamt (oder dem Ersatz des handisch gefihrten Fahrtenbuches) bzw. der Admi-
nistration jener Daten die fir die steverliche Behandlung von Kilometergeldern erforderlich sind.

Das Gerdt wird zur Adresssuche/ Navigation eingesetzt. (Diese Funktion kann auf freiwilliger Basis zusétz-
lich verwendet werden). Hierbei anfallende Navigationsdaten werden nicht verwendet.

Die Betriebsvereinbarung dient dem Schutz der Privatsphare der Mitarbeiterinnen.
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Datenverwendung

Erfasste Daten werden taxativ aufgezahlt (zB: Datum, Uhrzeit, Arbeitszeitbeginn und -ende, gefahrene Kilo-
meter; das kann in einer Anlage erfolgen).

Als zulassige Auswertungen gelten ausschlieB3lich jene, die fir die Fihrung eines Fahrtenbuches (gem. Ver-
ordnung des Bundesministers fir soziale Verwaltung vom 12.8.1975; Fahrtenbuchverordnung - FahrtbV)
erforderlich sind (das sind z. B. Beginn, Ende und Dauer der Einsatzzeit, gefahrene Kilometer, etc. siehe auch
unten beigefigte Tabelle).

Weitere Reports sind nur in statistischer Form zul@ssig, wobei Personengruppen zumindest zu zehn Mitarbei-
terlnnen zusammengefasst werden missen, damit kein direkter Personenbezug méglich ist.

Ortung von Standorten sollte nur freiwillig zugelassen sein (z. B. zum Zweck der Adresssuche); Achtung: das
Auswerten von Standorten und Zeitangaben kann zur automatisierten Routenplanung oder zu Pinktlichkeits-
kontrollen herangezogen werden; solche Auswertungen sind fir die vereinbarten Zwecke (also der Fihrung
eines Fahrtenbuches) nicht zulassig!

Méglichst viele Daten sollen ,héndisch” (also nach menschlichem Ermessen der Mitarbeiterlnnen) eingegeben
werden kénnen (z. B. Beginn und Ende der Einsatzzeit, Beginn und Ende von Privatfahrten). Automatisches
Aufzeichnen von individuellen Bewegungsprofilen ist in der Regel unzulassig (Mdglicher Weise ergeben sich
durch einschlagige Branchenvorgaben Ausnahmen (z. B. bei international tatigen Speditionen fir Gefahren-
guttransporte) , da es die Menschenwiirde verletzen kann — ohne Wissen der Fahrerlnnen ist es verboten.

Leistungs- und Verhaltenskontrollen mittels des elektronischen Fahrtenbuches sind ausgeschlossen. Schnittstel-
len zu Drittsystemen (z. B. Arbeitszeiterfassungssystem) sind nicht zulassig. Verantwortliche fir die Einhaltung
dieser Betriebsvereinbarung und des Datenschutzes werden festgelegt (z. B. kénnen sich die Mitarbeiterlnnen
mit Fragen oder Korrekturanliegen an die Personalabteilung wenden?).

Die Frequenz der Datenaktualisierung durch die lokalen Personaladministrationssysteme wird bestimmt (z. B.
taglich).

Zugriff

Ein genaver Zugriffsplan, der sachlich begrindet ist und ausschlieBlich Zugriff auf Datenarten erlaubt, die
for die Tatigkeit der jeweiligen Funktion erforderlich sind (z. B. in einer Anlage). Die Zugriffsberechtigten
unterzeichnen eine Erklarung zur Vertraulichkeit. Die Zugriffsfrequenz wird angegeben (z. B. routineméaBig
werden die Aufzeichnungen einmal wéchentlich/ einmal monatlich von den Personaladministratorlnnen kon-
trolliert, sowie im konkreten Anlassfall einer Berichtigung auf konkreten Wunsch eines/-r Kollegen/-in). Es
wird eine namentliche Dokumentation eingefiihrt, wer wann wie eine Korrektur durchgefihrt hat.

Unterweisung/ Schulung / Training

Eine solche wird nachweislich zumindest bei der Einfihrung des Systems (und danach auf Wunsch in regel-
maBigen Abstanden) durchgefihrt. Die Schulung erfolgt in der Arbeitszeit und umfasst u.a. Datenschutzbe-
lange. Der/die Betriebsrat/-rgtin ist zur Teilnahme berechtigt.

Léschung

Nach zwei Jahren werden die Daten aus dem elektronischen Fahrtenbuch geldscht (gem. Datenschutzgesetz
dirfen Daten nur so lange aufbewahrt werden, wie sie fir den Verwendungszweck erforderlich sind. Aus
der FahrtbV §4 Abs 5 ergibt sich eine Mindestdauer von zwei Jahren. Falls der private PKW zur Verfigung

gestellt wurde und die Daten fir die Steuererklérung bendtigt werden, sind sie an den/die Dienstnehmerln
auszuhandigen.)

Rechte und Pflichten der Mitarbeiterlnnen

Alle Betroffenen haben das Recht auf Auskunft und auf Richtigstellung der Daten zur eigenen Person (im Falle
einer Richtigstellung muss die Korrektur im System weiterhin ersichtlich bleiben; analog zu § 7 FahrtenbV).
Samtliche Zeiten, die zur Handhabung des Systems, seiner Wartung oder der Richtigstellung von Daten er-
forderlich sind, sind der Arbeitszeit zuzurechnen (z. B. mittels taglich zugebuchter Pauschalen oder mittels ei-
gener manuell gefihrter Arbeitszeiterfassung). Bei Beschadigung, Verlust oder Diebstahl muss dies innerhalb
eines zumutbaren und sinnvollen Zeitraumes an die innerbetrieblich verantwortliche Stelle (muss festgelegt
werden) gemeldet werden.

Rechte und Pflichten des Arbeitgeber(s)in

Das System muss technisch einwandfrei funktionieren — bei einem Ausfall gelten automatisch die schriftlichen
Aufzeichnungen der Arbeitnehmerlnnen, die im Nachhinein angefertigt werden. Daten missen auf einem
externen Datentrdger gemaf3 den gesetzlichen Sicherheitsvorkehrungen (vgl. §14 DSG, EG-VO 3821/85)
gespeichert werden (d. h. Daten missen langstens alle 90 Tage mit einer Sicherungskopie heruntergeladen
werden). Arbeitgeberlnnen missen die Aufzeichnungen einmal wéchentlich kontrollieren und diese Kontrolle
bestatigen (z. B. mit digitaler Signatur).

Rechte des/der Betriebsrates/Betriebsratin

Anderungen der Datenermittlung, -verarbeitung und -Gbermittlung bedirfen des Einvernehmens mit dem
Betriebsrat. Betriebsratinnen haben das Recht auf Uberprifung des Systems in Bezug auf Einhaltung der
Betriebsvereinbarung sowie auf Hinzuziehen von Expertinnen/ Interessenvertretung. Es kann eine interne
Schlichtungskommission fir Konflikte beziglich Zulassigkeit von strittigen Datenverwendungen eingerichtet
werden.

Soziales Audit/ Evaluierung

Der Betriebsrat erhalt regelméBig Informationen Uber die Erfahrungen mit dem System im laufenden Betrieb.
Es besteht die Verpflichtung zu einem zumindest jGhrlichen Evaluierungsgesprach mit dem Betriebsrat.

Sonstiges

Es kann festgelegt werden, ob das Fahrzeug ausschlieBlich dienstlich genutzt werden darf, oder auch eine
Privatnutzung maglich sein soll. Falls mehrere Mitarbeiterlnnen ein Fahrzeug gemeinsam nutzen, sollte geklart
werden, wie die Datenerfassung (insbesondere bei der Identifizierung der zutrittsberechtigten Lenkerlnnen)
ablauft, damit keine zusatzlichen Aus-wertungen gemacht werden kdnnen.

Erforderliche personenbezogene Daten fiir die Fihrung eines elekir. Fahrtenbuchs (gem. FahribV)

Diese Aufstellung enthdlt jene Daten, die die FahrtbV gesetzlich vorsieht. D. h. der/die Arbeitgeberln kann
diese Daten fir die Fihrung eines ordentlichen Fahrtenbuches vom Arbeitnehmer verlangen und befindet sich
damit im gesetzlich gedeckten Bereich.
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Allgemeines persénliches Fahrten-

buch

Vereinfachtes personliches Fahr-

tenbuch (f. Nahverkehr)

Personliches Wochenberichtsbuch
(f. Kfz mit ,geeichtem mechani-
schem Kontrollgerat”)

Name, Kontaktdaten und Standort
der Firma

Name, Kontaktdaten und Standort
der Firma

Name, Geburtsdatum und An-
schrift des/-r Lenkers/-in

Name, Geburtsdatum und An-
schrift des/-r Lenkers/-in

Name des/-r Lenkers/-in

Behordliches Kennzeichen

Behordliches Kennzeichen

Behordliches Kennzeichen

Datum des Tages

Datum der Berichtswoche (KW)

Datum der Berichtswoche (KW)

Beginn und Ende der Einsatzzeit

Beginn und Ende der Einsatzzeit

Daver der gesamten Einsatzzeit
pro Woche

Kilometerstand zu Beginn und
Ende der Einsatzzeit

Gesamtkilometer

Daver der Lenkzeit

Arbeitszeit, die keine Lenkzeit ist

Arbeitsbereitschaftszeit

Automatisch erfasste Zeitwerte

Pausen

Beginn und Ende der Pausen

Beginn und Ende der Pausen

Ruhezeit

Beginn und Ende der Ruhezeit

Datum der letzten wochentlichen
Ruhezeit

Ort von Arbeitsaufnahme und Ar-
beitsende

Falls eine zweite Person (Beifahre-
rin) mitfghrt:

Name, Geburtsdatum und An-
schrift des/-r Beifahrers/-in

Falls eine zweite Person (Beifahre-
rin) mitfghrt:

Name, Geburtsdatum und An-
schrift des/-r Beifahrers/-in

Bei Ubernahme des Kfz durch ei-
neN andereN Kollegen/-in:

Uhrzeit + Ort der Ubernahme,

Kilometerstand bei Ubernahme

4.4. Was ist bei Betriebsvereinbarungen iber die Verwendung von Betriebsmitteln (z. B. Mobiltele-

fon, Laptop) zu beachten?

Sprach- oder Dateniibertragung?

Betriebliche Mobilkommunikation besteht in der Regel aus kurzen Abstimmungsinformationen wie z. B. die
Spezifizierung eines Auftrags, wo die Information unmissverstandlich und eindeutig sein muss. Durch die elek-
tronische Ubertragung der Information in Form von Daten dirfte die Fehlerquote erheblich reduziert werden.
Dies fihrt sicher zu einer Arbeitserleichterung fir AuBendienstmitarbeiterlnnen, die sich Gber den Inhalt der
Information, die auf einem Display erscheint, nun sicher sein kénnen. Dariber hinaus wdare es sicher sinnvoll,
sich die Information auch ausdrucken zu kénnen. Zudem dirfte die datenméBige Ubertragung und Speiche-
rung von Auftrags- oder Leistungsdaten auch die Arbeit des Disponenten erleichtern.

Andererseits muss darauf hingewiesen werden, dass die direkte Sprachkommunikation - besonders in jenen
Situationen, die vom Normalfall abweichen erhebliche Vorteile gegeniber der reinen Text- bzw. Datenkommu-
nikation hat. Deshalb sollte auf die Sprachkommunikationsmaglichkeit nicht grundsatzlich verzichtet werden.

Zielsetzung definieren z. B.

» Mobiltelefone dienen zur effizienten Abwicklung und Koordinierung von betrieblichen Ablaufen und nicht
zu einer Leistungs- und Verhaltenskontrolle der Mitarbeiterinnen sowie zu einer Steigerung des Arbeits- und
Leistungsdrucks.

P Zielgruppe
P Definition der Mitarbeiterlnnengruppe/n, die Mobiltelefone zur Verfigung gestellt bekommen.
P Kosten

Das Unternehmen ibernimmt folgende Kosten

P Zurverfigungstellung einer Freisprecheinrichtung im PKW sowie eventuelle Ein- bzw. Ausbaukosten.
P An- bzw. Ummeldung beim Netz. Betreiber
» auflaufende Gesprachsgebihren und Roaminggebihren

» Grundgebuhr

> allfallige notwendige Reparaturkosten

Erreichbarkeit

Grundsatzlich missen die Mitarbeiterlnnen im Sinne einer aktiven Kundenorientierung im AuBendienst nicht
Uber das Handy erreichbar sein. Sie verpflichten sich allerdings, sich in regelmafigen Abstdnden in der
Zentrale telefonisch zu melden bzw. Meldungen, die auf die Mailbox gesprochen wurden, regelméBig ab-
zuhéren.

Um ein mogliches Unfallrisiko beim Autofahren erst gar nicht entstehen zu lassen, sollte das Fihren von
Telefongesprachen nur in Ausnahmefallen beim Autofahren mit Freisprecheinrichtung erfolgen. Die Mitarbei-
terlnnen sind nicht verpflichtet, das Handy auBerhalb der Normalarbeitszeit eingeschaltet zu haben oder die
Mailbox abzuhéren.

Einzelgespréachsnachweis

Variante A

Der Einzelgesprachsnachweis wird nicht vom Netzbetreiber angefordert. Der/die Arbeitgeberln bekommt
nur eine Gesamtkostenabrechnung fir die einzelnen Mobiltelefone. Sollte aus bestimmten Grinden ein Ein-
zelgesprachsnachweis doch angefordert werden mussen, ist dies gegeniber dem Betriebsrat schriftlich zu
begrinden und seine schriftliche Zustimmung dazu einzuholen.

62

63



Variante B

Die Einzelgebihrennachweise bekommen die Beschaftigten fir das von ihnen dienstlich benutzte Mobilte-
lefon. Der/die Arbeitgeberln bekommt nur eine Gesamtkostenabrechnung fir die einzelnen Mobiltelefone.
Kommt es zwischen Beschaftigten und Arbeitgeberlnnen zu Auseinandersetzungen iber die Nutzung des
Telefons oder die Gebihrenhdhe, kann der Beschaftigte den Einzelgebihrennachweis als Beweismittel vorle-
gen. Verlangt der/die Arbeitgeberln die Vorlage des Einzelgebihrennachweises, muss die Zustimmung des/
der Betriebsrates/Betriebsratin eingeholt werden.

Haftung

Die Haftung der Mitarbeiterlnnen fir Beschadigungen und Abhandenkommen der firmeneigenen Mobiltelefo-
ne und deren Zubehér ist auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt.

4.5. Was ist bei Betriebsvereinbarungen zu Aufwandsentschédigungen/Dienstreisen zu beachten?

Aufwandentschadigungen sind in rechtlicher Hinsicht Leistungen des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer, die
nicht als Gegenleistung fir die Zurverfigungstellung der Arbeitskraft gewdhrt werden. Sie stellen fir den
Arbeitnehmer lediglich einen Durchlaufposten dar und sollten nur den bei Erbringung der Arbeitsleistung
entstandenen Aufwand ersetzen. Sie sind kein Entgelt. Sollten Aufwandsentschadigungen tberhsht sein, wird
die Differenz zum tatsdchlichen Aufwand als Entgelt qualifiziert (steuerpflichtig) und somit nicht Regelungsge-
genstand gemafB § 97 Abs 1 Z 12 ArbVG sondern ist Gegenstand einer freien Betriebsvereinbarung.

Betriebsvereinbarungen ber Dienstreisen und Aufwandersatz fir Dienstreisen sollten fol-
gende Punkte enthalten:

» Definition des Dienstreisebegriffes (»voribergehende Entfernung vom Arbeitsort)

> Bewertung der Dienstreisezeit als Arbeitszeit, unabhangig vom Ausmaf3 der Inanspruchnahme des Arbeit-
nehmers. Dies hatte bei auBBerhalb der Normalarbeitszeit unternommenen Dienstreisen jedenfalls Uber-
stundenanspriiche zur Folge (freie BV)

> Fahrtkostenersatz: Wahl des Verkehrsmittels, Pauschalabgeltung nach Verkehrsmitteln)

> Ndchtigungskosten

» Pauschalierte Digtensatze als Abgeltung fir erhdhte Lebenshaltung

» Kilometergeld

» Verrechnungszeitraum

P Regelungen Uber Dienstreiseunfallversicherung (Haftungsibernahme des Arbeitgebers)

> Regelungen iber (teilweise) Ubernahme der Vollkaskoversicherung des privaten PKW des Arbeitnehmers

durch den Arbeitgeber

v

Art und Weise der Geltendmachung und Abrechnung der Reisekostenvergitung

v

Art und Weise des Nachweises der getatigten Aufwendungen (Belege, Rechnungen)

P Zeitraum der Geltendmachung

P Anspruch auf Vorschuss

> Falligkeit und Durchfihrung der Ersatzleistung (Barbehebung oder Bankiberweisung)

Zusdtzlich zu den angefihrten Punkten betreffend Dienstreisen sollten bei Arbeiten auBerhalb des Dienstortes
(Montagen) folgende Punkte beachtet werden:

P Zuerkennung von Entfernungszulagen
> RegelmaBige Familienheimfahrten
> AuBerhauszulagen und Trennungsgeld

P Exakte Bestimmungen Gber den Bezahlungsort, die Wéhrung und Félligkeit (bei Auslandsarbeiten); solche
BV sind gem § 97 Abs 1 Z 3 ArbVG auch erzwingbar!

P Vergitung von Kosten im Zusammenhang mit der Benitzung bestimmter Verkehrswege (Parkscheine,
Mautgebihren)

P Anspriche auf Beférderung im Werksbus (insbesondere wenn der Arbeitsort mit 6ffentlichen Verkehrsmit-
teln nicht erreichbar ist)

4.6. Was ist bei Abschluss einer Betriebsvereinbarung bzw. betrieblichen Regelung betreffend
Dienstwagen zu beachten?

Vergleiche auch Abschnitt 5 dieser Broschire: Dienstwagen-Checkliste

P Voraussetzungen fir die Uberlassung eines Firmenwagens

» Nutzung und Eigentumsverhdltnisse: Privatnutzung — Kostenbeteiligung, Steuerliche Regelung (Sachbezug-
wertberechnung), Anderungen am Firmenwagen/Einbauten durch den Mitarbeiter, Ersatzfahrzeug

> Versicherungen

» Kfz-Haftpflichtversicherung, Kfz-Vollkaskoversicherung, Kfz-Rechtsschutzversicherung, Unfallversicherung
» Fahrtenbuch

> Instandhaltung, Reparaturen, laufende Betriebskosten
> Verwaltungsstrafen

P Sach- und Unfallschaden
» Eigenverschulden, Diebstahl, Verhalten nach einem Verkehrsunfall bzw. bei Schaden
P Austausch des Firmenwagens

P Auslieferung, Widerruf, Rickgabe

>

Privatnutzung Regelungen, Einschrankungen, Kostenbeteiligung
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5. DIENSTWAGEN - CHECKLISTE

Was ich wissen bzw. fragen sollte, wenn ich einen Dienstwagen bekomme:

1. Welche KFZ-Marken habe ich zur Auswahl?

Falls gebraucht - Vorlaufzeit erfragen — technischen Zustand hinterfragen/gegebenenfalls nachprifen!
Ist es ein Poolwagen oder ein persénlich zugeteilter Wagen?

Gibt es einen standardisierten Autotausch (Kilometeranzahl, Alter)2

Kann ich den Wagen privat nutzen? Zu welchen Bedingungen?

Habe ich auf den Wagen ein Ankaufsrecht?

N o 0~ LD

Wie sieht das Versicherungspaket fir den Dienstwagen bzw. die Personen aus@ Vollkasko, Teilkasko,
Selbstbehalt, Parkschaden, Insassen, andere Lenkerlnnen bei Privatnutzung, griine Versicherungskarte,
Rechtschutz, welche transportierten Werte (Inhalte, privat oder persénlich) sind versicherte

8. Bekomme ich, wahrend mein Dienstwagen nicht einsetzbar ist (z. B. Service), einen Ersatzwagen?
9. Wer darf das Fahrzeug noch lenken aufler mir2

10. Gibt es eine kilometermaBige oder geographische Beschrankung?
(Sowohl bei privater, als auch dienstlicher Nutzung)

11. Gibt es Kosten, die ich selbst tragen muss? Wenn ja, welche?
(z. B. tanken, Werkstatt, Reifen, Autobahngebihren, Schaden, efc.)

12. Kann ich mir bei einem Neuwagen Zusatzausstattung kaufen?

13. Bekomme ich diese ersetzt, bzw. kann ich diese, sofern technisch méglich,
aus dem Dienstwagen entfernen, wenn ich das Auto abgeben musse

14. Gibt es im Auto eine fix installierte Freisprecheinrichtung?

15. Hat der Wagen eine technische Ortungs- bzw. Standortsbestimmungseinrichtung?

16. Sind alle notwendigen Papiere im Auto?

17. Wo gehe ich tanken, gibt es eine Tank- bzw. Servicekarte?

18. Wer serviciert das KFZ2 Gibt es Vertragswerkstatten?

19. Ist die Anreise Arbeitszeit oder missen die Servicearbeiten in der Freizeit gemacht werden?
20. Was ist im Falle eines Unfalls zu tun2 (Informationskette)

21. Muss ich ein Fahrtenbuch fihren?

22. Gibt es eine Betriebsvereinbarung mit dem Betriebsrat oder betriebliche Richtlinien

6. HILFREICHE LINKS

www.gpa-djp.at (Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier)
www.proge.at (Die Produktionsgewerkschaft)
www.oegb.at (Osterreichischer Gewerkschaftsbund)

1.oegh.at/chemie/ (Goworkschaft dor Chomioarbeiter)

www.vida.at (Gewerkschaft fir Verkehr, Soziales, personliche Dienste, Gesundheitsberufe und private
Dienstleistungen)

www.europa.eu.int (Europdische Union, in allen Amtssprachen verfigbar)

www.pva.at (Osterreichischen Sozialversicherung)

www.help.gv.at (5sterreichische Behorden, Amter, Institutionen)
www.wien.gv.at (Gemeinde Wien)

www.parlament.gv.at (Gesetzestexte)

wwwi.justiz.gv.at (Gesetzesentwiirfe/Formulare/Judikatur/Ediktsdateien)
www.vfgh.gv.at (Judikate des Verfassungsgerichtshofes)

www.arbeiterkammer.at

www.bmf.gv.at (Finanzministerium)

wwwiris:blcagv.at/linldiste/ (Bundeskanzleramt, Gesetzestexte)
wwwirechtsuchesat (MANZ/Judikatur und Literatur)
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7. 1G EXTERNAL - DIE INTERESSENGEMEINSCHAFT
FUR ALLE AUSSERHALB DES BETRIEBES ARBEITENDEN

IG EXTERNAL ist eine Initiative der GPA-djp und versteht sich als offenes Netzwerk und gewerkschaftliches
Kompetenzzentrum fir alle auflerhalb des Betriebes Arbeitenden:

» IG EXTERNAL will den mehr als 300.000 Uberwiegend auBerhalb des Betriebes tatigen Arbeitneh-
merlnnen die Anerkennung schaffen, die ihrer grof3en wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedeutung
entspricht

» IG EXTERNAL ist ein Kompetenz-Netzwerk, in dem Gemeinsames aller AuBendienstberufe entwickelt
und durchgesetzt sowie aus den Unterschieden voneinander gelernt werden kann.

» IG EXTERNAL versteht sich als Lobby zur Durchsetzung der Interessen der auBerhalb des Betriebes
Arbeitenden auf der Ebene der Betriebe, der Branchen und Kollektivvertrage, der Gesetze und der euro-
paischen Initiativen.

» IG EXTERNAL untersucht die spezifischen Arbeits- und Vertragsbedingungen der AuBendienstberufe
und entwickelt mafBgeschneiderte Informations- und Beratungsmaterialien fir Ihre Gesundheit, lhr Wohl-
befinden und lhre rechtliche Sicherheit im AuBendienst, im mobilen Dienst, auf Montage, Dienstreise oder
Entsendung...

www.gpa-djp.at/external

Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier
1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

service @gpa-djp.at

Service-Hotline: 05 03 01-301

Wien, 1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1
Niederosterreich, 3100 St. Pslten, Gewerkschaftsplatz 1
Burgenland, 7000 Eisenstadt, Wiener Straf3e 7
Steiermark, 8020 Graz, Karl-Morre-Straf3e 32

Karnten, 9020 Klagenfurt, BahnhofstraBe 44/4
Oberdsterreich, 4020 Linz, Volksgartenstraf3e 40
Salzburg, 5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straf3e 10
Tirol, 6020 Innsbruck, Sidtiroler Platz 14-16

Vorarlberg, 6901 Bregenz, Reutegasse 11
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JETZT Mitglied werden!

Familienname ....coooiiieeee el VOINAME .. ooveiiiee e J Frau [J Herr
Geburtsdatum | | | | | | | | | Titel oo GebUMSNAME. ..o
SIABE/HAUS-INT. ..o, PLZ/WORNOT . ...,
Telefonisch erreichbar...........cccccoooiiiiii e MGl e

(J Angestellte/r  (J Lehrling [ Werkvertrag ([ geringfiigig beschéftigt (7 Freier Dienstvertrag [ Selbststéindig (Gewerbeschein)
(7 Zeitarbeitskraft  [J Schillerln [J Studentln (7 dzt. ohne Beschaftigung [ Zweitmitgliedschaft (7 Facharbeiterln

Derzeitige TAHGKEIt ....oovviviiiiiiiiiiiiicccc e (7 Ich war bereits Mitglied der Gewerkschaft von/bis............cccccooeiiiniiiinine,
Beschaftigt bei Firma (bzw. Schule/Universitd]...............c..ooovieiiiiiiiiiiiiiieeceecee e DiIenstort ......vvieeeeeiiiee e
F T T SRR PRUUPRPPRTR
BIONCRE ettt ettt e eah ettt et e oAbt ekt e eah e e oAbt et e e e bt e Ae e e ke e et e e etb e e ehteenb e e et e eteeenbeeaneas
Hohe des monatlichen Beitrages: |EUR | | | | | | Beitrittsmonat/-jahr | | | | | | |

Der monatliche Mitgliedsbeitrag betrégt 1% des Bruttogehalts bis zu einem Maximalbeitrag, der jéhrlich angepasst wird (siehe www.gpa-djp.at/
mitgliedsbeitrag). Der Mitgliedsbeitrag ist steverlich absetzbar.

Q Ich willige ein, dass OGB, OGB Verlag und/oder VOGB mich telefonisch bzw. per elektronischer Post (§ 107 TKG) kontaktieren dirfen, um tber
Serviceleistungen, etwa Aktionen fir Tickets, Bicher und Veranstaltungen zu informieren und sonstige Informationen zu Gbermitteln. Die Einwilligung
kann jederzeit widerrufen werden.

Ich bezahle meinen Mitgliedsbeitrag durch: (Zutreffendes bitte ankreuzen)

(1 Betriebsabzug

Ich erklgre, dass mein Gewerkschaftsbeitrag durch meinen Arbeitgeber von meinem Gehalt/Lohn/Lehrlingsentschadigung abgezogen werden kann. Ich
erteile deshalb meine Einwilligung, dass meine im Zusammenhang mit der Beitragseinhebung erforderlichen personenbezogenen Daten (angegebene
Daten und Gewerkschaftszugehorigkeit, Beitragsdaten, KV-Zugehdrigkeit, Eintritts-/und Austrittsdaten, Karenzzeiten, Prasenz-, Ausbildungs- und Zivildienst
zeiten, Pensionierung und Adressdnderungen) von meinem Arbeitgeber und von der Gewerkschaft verarbeitet werden dirfen, wobsei ich diese Einwilligung
zum Betriebsabzug jederzeit widerrufen kann.

[ SEPA Lastschrift-Mandat (Bankeinzug)

Ich ermdchtige die GPA-djp, die Zahlungen meines Mitgliedsbeitrages von meinem Konto mittels SEPA-Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein
Kreditinstitut an, die von der GPAdjp auf mein Konto gezogene SEPA-Lastschriften einzulésen. Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

Der Einzug des Mitgliedsbeitrags erfolgt jeweils zum Monatsultimo.

7 monatlich Jalle 2 Monate [ jedes Quartal [ 1/2 jéhrlich (7 jghrlich (Schiler-/Studentlnnen, Zweitmitgliedschaft)

Wenn ich dem Betriebsabzug zugestimmt habe, diesen aber nicht mehr wiinsche oder aus dem Befrieb ausscheide oder der Abzug des Mitglieds-
beitrages Gber den Befrieb nicht mehr méglich ist, ersuche ich die Zahlungsart ohne Ricksprache auf SEPA-Lastschrift von meinem bekannt gegebenen
Konto umzustellen.

ean | | [P ee ]

Datum/Unterschrift

Ich bestdtige, umseits stehende Datenschutzerklérung (auch abrufbar
unter www.oegb.at/datenschutz) zur Kenntnis genommen zu haben.

GPr- djp

...................................................................................... GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
Datum/Unterschrift DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Service-Hotline: +43 (0)5 0301-301,
eMail: service@gpa-dip.at, ZVR 576439352, CID: AT48Z7ZZ0000000654 1 WerberIn-Mitgliedsnummer: ...



DATENSCHUTZINFORMATION (online unter: www.oegb.at/datenschutz)

Der Schutz lhrer persénlichen Daten ist uns ein besonderes Anliegen. In
dieser Datenschutzinformation informieren wir Sie iber die wichtigsten
Aspekte der Datenverarbeitung im Rahmen der Mitgliederverwaltung.
Eine umfassende Information, wie der Osterreichische Gewerkschafts-
bund (OGB)/Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus,
Papier (GPA-djp) mit lhren personenbezogenen Daten umgeht, finden
Sie unter www.oegb.at/datenschutz.

Verantwortlicher fir die Verarbeitung lhrer Daten ist der Osterreichische
Gewerkschaftsbund. Wir verarbeiten die umseits von lhnen angege-
benen Daten mit hoher Vertraulichkeit, nur fir Zwecke der Mitglieder-
verwaltung der Gewerkschaft und fir die Dauer lhrer Mitgliedschaft
bzw. solange noch Anspriiche aus der Mitgliedschaft bestehen kénnen.
Rechtliche Basis der Datenverarbeitung ist Ihre Mitgliedschaft im OGB/
GPA-djp; soweit Sie dem Betriebsabzug zugestimmt haben, lhre Ein-
willigung zur Verarbeitung der dafiir zusétzlich erforderlichen Daten.

Die Datenverarbeitung erfolgt durch den OGB/GPA-djp selbst oder
durch von diesem vertraglich beauftragte und kontrollierte Auftragsver-
arbeiter. Eine sonstige Weitergabe der Daten an Dritte erfolgt nicht
oder nur mit lhrer ausdriicklichen Zustimmung. Die Datenverarbeitung
erfolgt ausschlieBlich im EU-Inland.

lhnen stehen gegeniber dem OGB/GPAdjp in Bezug auf die Verar-
beitung lhrer personenbezogenen Daten die Rechte auf Auskunft,
Berichtigung, L&schung und Einschrénkung der Verarbeitung zu.

Gegen eine lhrer Ansicht nach unzuldssige Verarbeitung lhrer Daten
kénnen Sie jederzeit eine Beschwerde an die sterreichische Daten-
schutzbehdrde (www.dsb.gv.at] als Aufsichtsstelle erheben.

Sie erreichen uns iber folgende Kontaktdaten:

GPA-djp

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1
Tel.: +43 (0)5 0301-301

E-Mail: service@gpa-djp.at

Osterreichischer Gewerkschaftsbund
1020 Wien, Johann-Béhm-Platz 1
Tel.: +43 (0)1 534 44.0

E-Mail: cegb@oegb.at

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:
datenschutzbeaufiragter @ oegb.at.

MITMACHEN - MITREDEN — MITBESTIMMEN

V INTERESSEN
) ( GEMEINSCHAFTEN
A GPA-djp
Interessengemeinschaften der GPA-djp bringen Menschen mit &hn-
lichen Berufsmerkmalen zusammen. Zum Austauschen von Erfahrungen

und Wissen, zum Diskutieren von Problemen, zum Suchen kompetenter
Lésungen, zum Durchsetzen gemeinsamer beruflicher Interessen.

Mit lhrer personlichen Eintragung in eine oder mehrere
berufliche Interessengemeinschaften

>> erhalten Sie mittels Newsletter (elektronisch oder brieflich) regel-
mé&fBig Informationen Uber Anliegen, Aktivitdten und Einladungen fiir
lhre Berufsgruppe;

>> koénnen Sie lhre beruflichen Interessen auf direktem Weg in die
Kollektivvertragsverhandlungen lhres Branchenbereichs einbringen;

>> erschlieBen Sie sich Mitwirkungsmdglichkeiten an Projekten, Bildungs-
veranstaltungen, Kampagnen, Internet-Foren und anderen fir lhre Berufs-
gruppe maBgeschneiderten Veranstaltungen, auch auf regionaler Ebene;

>> nehmen Sie von der Interessengemeinschaft entwickelte berufs-
spezifische Dienstleistungen und Produkte in Anspruch (Fachberatung
auf regionaler Ebene, Biicher, Broschiiren und andere Materialien);

>> beteiligen Sie sich an demokratischen Direkiwahlen lhrer beruflichen
Vertretung auf Bundesebene sowie regionaler Ebene und nehmen
dadurch Einfluss auf die gewerkschaftliche Meinungsbildung und
Entscheidung.

Nghere Infos dazu unter: www.gpa-djp.at/interesse

Ich méchte mich in folgende Interessengemeinschaften eintragen:

(7 1G PROFESSIONAL 7 1G FLEX 7 1G SOCIAL (] 1G EDUCATION 7 1G MIGRATION
(7 IG EXTERNAL (7 IG POINT-OF-SALE
Dieses Service ist fir mich kostenlos und kann
jederzeit von mir widerrufen werden.
JFrau  [JHerr THEL e
Familienname .......ooooiiii e VOINAME ..ot
SHABE/HAUSINT. ..o PLZ/WORNOT ...
Berufsbezeichnung. ........ccooiiiiiiii Betrieb .. e
Telefonisch erreichbar....... ... O

Datum/Unterschrift

GPY- tip

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER

Ich bestelle folgende Broschiire:

O Burn Out im Gesundheits- und Sozialbereich

O Uberblick der Arbeitszeitregelung im soz.
Bereich*

O Die ganze Palette

O Airbags - fir die Arbeit auBBerhalb des
Betriebes

O Die Vielfalt der Berufe auflerhalb des Betriebs*

Wir machen den KV mobil

Grenzenlose Freiheit: Datenschutz und

Uberwachung im AuBBen- und Mobildienst

Dienstwagen — Checkliste

oo

Faires Kilometergeld (Sammeltasche)
Flexible Arbeitszeiten

O0Oood

IKT Informations- und Kommunikations-
technologien

O

Der optimale Dienstreisekollektivvertrag
Arbeitszeit - Reisezeit — Ruhezeit

O o

Zusatzkollektivvertrag: Dienstreise/
AuBBendienst/ Mobildienst

Leitfaden fir Forschungsvertrége

Meister, kennst du deine Rechte?

Dobro Dosli Kollektivvertrage europafit! *
Verantwortungsvoll managen*
Haftungsrecht fir Fihrungskrafte*
Jobmotor Forschung

Benchmarks fir beste Forschungsvertrage *
Gesund, sozial und nachhaltig managen*
Femanet: Baukasten fir erfolgreiche Fraven*
Racher der enterbten Daten*

RFID - Radiofrequenz-ldentifikation

Fahren Sie nach Indien, ihre Daten sind

OoOoOoOOoDooOoooooOoan

schon dort. *

Honorare und Arbeitsbedingungen
Vertrag.Recht*

Bildung am FlieBband
Paragraphendschungel 2015

ZAK - Zeitarbeitskrafte

Der Betriebsrat - Freund oder Feind?
Zukunftsprojekt Callcenter*

OO0OooOoO0Ooooao

Handbuch fiir freie Journalistinnen*

Alle Broschiiren stehen auch online zum
Download unter www.gpa-djp.at/interesse
zur Verfiigung

Ich mdéchte mich in folgende Interessenge-
meinschaften eintragen:

(J IG PROFESSIONAL
(JIG FLEX

(J IG SOCIAL

(JIG EDUCATION
(JIG MIGRATION

(J IG EXTERNAL
OIGIT

(J IG POINT-OF-SALE

Dieses Service ist flir mich kostenlos.

(JFrau [JHerr Titel oo

Datum/Unterschrift

Bitte ausgefillt an die GPAdjp, 1030 Wien, Alfred-Dal-

linger-Platz 1 schicken!

* nur online verfigbar
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Fir alle,
die mehr wo

MEINE PERSONLICHE PRUFLISTE FUR DEN ARBEITSVERTRAG:
NACHPRUFEN, NACHFRAGEN, ABHAKEN!

Arbeitsvertrag | Betriebsvereinbarung | Kollektivvertrag |  AZG
Einstufung
Mindestgehalt
rundgehalt
esamtgehalt
agl. NAZ

agl. AZ
wochentl. AZ

-
.
.
]
.
.
Uberstundenteiler ]
Mehrarbeitsteiler ]
Uberstundenzuschlag ]
Mehrarbeitszuschlag ]
Rufbereitschaft

ulagen

ag-/Machtgeld - ]
Kilometergeld ]
Ruhezeiten I

Bedeutung der Farben

muss vorhanden sein/ist dort geregelt
ist meistens dort geregelt
wenn BR vorhanden, dann meist dort geregelt
kann dort geregelt sein
ist dort nicht geregelt

GPr: dip

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN
DRUCK - JOURNALISMUS - PAPIER

1030 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1, Telefon 05 0301-301, Fax 05 0301-300
www.gpa-djp.at - eMail: service@gpa-djp.at





